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Vorwort zur 4. Auflage


Liebe ehrenamtliche und amtliche Naturschützerinnen und Naturschützer,


das Naturschutzrecht ist bekanntlich ein hochdynamisches Rechtsgebiet. Rechtsänderungen und jüngere Rechtsprechung haben erneut Anlass gegeben, das Werk zu aktualisieren und zu erweitern. Gleichwohl hat sich die Seitenzahl reduziert, indem der Drucksatz verkleinert und verdichtet wurde. Dies ermöglicht es, das Buch weiterhin zu einem niedrigen Preis anzubieten.


Manche Regelungsbereiche, wie das Schutzgebietsrecht, haben sich in den letzten Jahren kaum verändert. Grundlegend verändert hat sich insbesondere das Verhältnis von Naturschutzrecht und Windkraftnutzung. Der § 45b BNatSchG (mit Anhang) hierzu ist Mosaikstein im Rahmen der völligen Umgestaltung des Rechts der Planung und der Zulässigkeit von Windenergieanlagen durch das Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG), den jüngst erlassenen § 9a LEntwG LSA, die §§ 35 I Nr. 8 n.F., 249a, 245e BauGB sowie durch § 2 EEG.


Mit naturschutzfreundlichen Grüßen


Thorsten Franz


(im Mai 2024)









A


Aal: Der Aal (Anguilla anguilla) unterliegt dem Fischereirecht. In Sachsen-Anhalt gelten für ihn die Vorschriften des Fischereigesetzes (>) des Landes Sachsen-Anhalt und der Fischereiordnung (>) des Landes Sachsen-Anhalt. Die Fischereiordnung sieht ein Mindestfangmaß von 50 cm für Aale vor.1 Zudem gelten weitere Beschränkungen der Aalfischerei (vgl. § 20a FischO LSA). Diese fischereirechtlichen Regelungen zum Schutz des Aals sind Naturschutzrecht im materiellen Sinn (>). Da das Fischereirecht Regelungen zum Schutz und zur Pflege dieser Art enthält, kommt das allgemeine Artenschutzrecht nach der artenschutzrechtlichen Unberührtheitsklausel (>) nicht zur Anwendung.2 S. a. Verhältnis Naturschutzrecht und Fischereirecht (>)


Aarhus-Konvention: Das in der dänischen Stadt Aarhus unterzeichnete Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten vom 25.6.1998 (engl.: Convention on Access to Information, Public Participation in Decision-making and Access to Justice in Environmental Matters) ist seit dem 30.10.2001 in Kraft.3 Es ist ein völkerrechtlicher Vertrag des Umweltrechts mit großer Bedeutung für das Naturschutzrecht, weil er im Interesse der Stärkung des Umweltschutzes jedermann Rechte im Hinblick auf den Zugang zu Umweltinformationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten gewährt und damit mittelbar den Schutz der Natur durch Private stärkt. Aufgrund des Zustimmungsgesetzes4 des Bundestags gilt die Aarhus-Konvention im Rang eines Bundesgesetzes. Die drei Säulen der Aarhus-Konvention sind: der möglichst freie Zugang zu Umweltinformationen (Art. 4), die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren (Art. 6-8) und der Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Art. 9). Vgl. aus der Rspr. des OVG LSA: „Aus Art. 9 Abs. 2 der Aarhus-Konvention dürfte sich eine Befugnis für anerkannte Naturschutzvereinigungen zur Erhebung von Rechtsbehelfen gegen artenschutzrechtliche Ausnahmen nach § 45 Abs. 7 BNatSchG und Art. 16 FFH-RL ergeben“5. „Bei der Frage, ob eine zumutbare Alternative im Sinne von § 45 Abs. 7 BNatSchG besteht, sind auch Ausführungsvarianten in zeitlicher Hinsicht, die zu einer geringeren Eingriffsintensität führen, in den Blick zu nehmen.(Rn. 24)“6 „Art. 9 Abs. 2 i.V.m. Art. 6 Aarhus-Konvention bezieht sich allein auf bestimmte, in Anhang I zur Aarhus-Konvention aufgelistete Tätigkeiten, die eine erhebliche Auswirkung auf die Umwelt haben. Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention erfasst sonstige umweltrelevante Projekte, denen eine solche Wirkung nicht zukommt. Diese Auffangfunktion von Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention spiegelt sich in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 UmwRG wider“7.


Aaskrähe: s. Rabenkrähe (>)


Abbau von Bodenschätzen: Beim Abbau von Bodenschätzen, sei es nach Bergrecht oder sonstigem Recht, sind die Vorgaben des Naturschutzrechts zu beachten.8 Der Abbau bestimmter Bodenschätze (etwa Braunkohle) unterliegt dem Bergrecht. Der Bodenschatzabbau ist in diesem Fall nach näherer Maßgabe des Bergrechts planfeststellungspflichtig (Erlass von Rahmen- und Hauptbetriebsplänen). Die naturschutzrechtlichen Vorgaben, wie etwa das Habitatschutzrecht (>) oder das Schutzgebietsrecht (>) sind im bergrechtlichen Planfeststellungsverfahren zu berücksichtigen. Im Ergebnis kann sich hier oftmals aufgrund der sog. Rohstoffsicherungsklausel (>) das öffentliche Interesse an der Bodenschatzgewinnung gegenüber dem Naturschutzinteresse durchsetzen, jedoch gilt auch hier, dass der erforderliche Eingriffsausgleich zu gewährleisten ist. Der Abbau von Bodenschätzen, die weder dem Bergrecht noch dem Wasserrecht unterliegen (sog. bergfreie Bodenschätze), wie insbesondere von Sand, Kies, Mergel, Lehm, Ton, Kalkgestein und sonstigem Gestein, Gips sowie Torf und Mudden (>), bedarf in Sachsen-Anhalt der Genehmigung, wenn die abzubauende Fläche größer als 100 Quadratmeter ist (§ 11 S. 1 NatschG LSA). S. Abbaugenehmigung (>). Beschränkungen des Bergwerkseigentums durch Naturschutzrecht können Entschädigungspflichten auslösen. Vgl. „1. Naturschutzrechtliche Beschränkungen von Bergwerkseigentum sind in aller Regel im Sinne von § 68 Abs. 1 BNatSchG unzumutbar, wenn die Privatnützigkeit vollständig, ersatz- und übergangslos entfällt.“9 „Von einer die Entschädigungspflicht ausschließenden Situationsgebundenheit des Bergwerkseigentums ist erst auszugehen, wenn die Untersagung der Gewinnung der Bodenschätze auch unter Beachtung der Bedeutung der Rohstoffgewinnung und der Vielfalt möglicher naturschutzrechtlicher Reaktionsweisen zwingend geboten erscheint. Die Untersagung muss nicht nur als Möglichkeit in der Situation angelegt, sondern dem Bergwerkseigentum gewissermaßen „auf die Stirn geschrieben" sein.“10 S. a. Bergrecht und Habitatschutzrecht (>); Eigentumsfreiheit und Naturschutzrecht (>)


Abbaugenehmigung: Sofern der Abbau eines Bodenschatzes nicht dem Bergrecht (>) oder dem Wasserrecht unterliegt und eine Fläche von 100 qm übersteigt, bedarf er einer naturschutzrechtlichen Abbaugenehmigung gem. § 11 Satz 1 NatschG LSA. Das Gesetz nennt als Regelbeispiele den Abbau von Sand, Kies, Mergel, Lehm, Ton, Kalk- oder sonstigem Gestein, sowie Gips, Torf und Mudden (>). Inhalt und Verfahren einschließlich der zu leistenden Vermeidungs-, Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen sowie Ersatzzahlungen und Sicherheiten richten sich nach den Vorschriften der §§ 13-18 BNatSchG und den §§ 6-10 NatschG LSA, soweit die Vorschriften der §§ 12 bis 14 NatschG LSA nichts Abweichendes regeln. § 12 NatSchG enthält Vorgaben für den Genehmigungsantrag, § 13 NatschG LSA für das Genehmigungsverfahren und § 14 NatschG LSA zum Vorbescheid (>). Eine rechtswidrige Abbaugenehmigung kann nach Ermessen zurückgenommen werden (gem. § 48 I VwVfG, § 1 I VwVfG LSA). Bei schwerwiegenden Verstößen gegen Naturschutzrecht kann das Rücknahmeermessen auf null reduziert sein. Eine rechtmäßige Abbaugenehmigung kann widerrufen werden, wenn ein Widerrufsgrund vorliegt, etwa der Genehmigungsinhaber gegen Auflagen verstoßen hat oder der Fall des Widerrufsvorbehalts eingetreten ist.11 Ein Nachbar des Vorhabens kann geltend machen, es verstoße gegen drittschützende Vorschriften.12 S.a. Abbau von Bodenschätzen (>); Drittschutz in naturschutzrechtlichen Verfahren (>)


Abfallrecht: Naturschutzrecht und Abfallrecht gelten grundsätzlich unabhängig voneinander, d.h. sie lassen sich unberührt. Handlungen, die gegen Naturschutz- und Abfallrecht verstoßen, können Maßnahmen sowohl der Naturschutz- als auch der Abfallbehörden zur Folge haben.


Abflämmen: Es ist verboten, die Bodendecke auf Wiesen, Feldrainen, Hochrainen und ungenutzten Grundflächen sowie an Hecken und Hängen abzubrennen (oder nicht land-, forst- oder fischereiwirtschaftlich genutzte Flächen so zu behandeln, dass die Tier- oder Pflanzenwelt erheblich beeinträchtigt wird) (§ 39 V 1 Nr. 1 BNatSchG). Ausnahmen hiervon gelten nur nach Maßgabe des § 39 V 2 BNatSchG, der indes für das Abflämmen nur geringe Bedeutung hat.


Abgabestellen: Abweichend von den Besitz- und Vermarktungsverboten ist es – vorbehaltlich jagd- und fischereirechtlicher Vorschriften – zulässig, tot aufgefundene Tiere und Pflanzen aus der Natur zu entnehmen und an die von der für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörde bestimmte Stelle abzugeben.13 Außerdem gilt abweichend von dem Fang-, Tötungs- etc.-Verbot des § 44 I Nr. 1 BNatSchG sowie den Besitzverboten – vorbehaltlich jagdrechtlicher Vorschriften – dass es auch zulässig ist, verletzte, hilflose oder kranke Tiere, sofern man sie nicht aufnimmt, um sie gesund zu pflegen (und sodann freizulassen) an die zuständige Abgabestelle abzugeben.14 Zuständig für die Bestimmung dieser Abgabestellen ist in Sachsen-Anhalt die oberste Naturschutzbehörde.15 Als Abgabestellen für tot aufgefundene Tiere und Pflanzen (i.S.v. § 45 IV BNatSchG) sind u.a. bestimmt: das Institut für Zoologie der MLU, das Museum Heineanum in Halberstadt,16 die Staatliche Vogelschutzwarte Steckby.17 Als Abgabestelle für verletzte, hilflose und kranke Tiere (i.S.v. § 45 V 3 BNatSchG) sind u.a. bestimmt: Vogelschutzwarte Storchenhof Loburg, Tierpark Staßfurt und Lutherstadt Wittenberg, Zoo Aschersleben.


Abrissverfügung: Naturschutzbehörden können Abrissverfügungen im Hinblick auf bauliche Anlagen erlassen, die naturschutzrechtlich unzulässig sind. Ein Abriss kann indes nicht verfügt werden, wenn auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt werden können, insbesondere durch eine Heilung des Naturschutzrechtsverstoßes. Als Rechtsgrundlage der Abrissverfügung dient die naturschutzrechtliche Generalklausel (>), sofern nicht die Regelung über die Wiederherstellungsverfügung (>) nach § 17 VIII 2 BNatSchG vorgeht. Ebenso können die zuständigen Bauaufsichtsbehörden Abrissverfügungen im Hinblick auf naturschutzrechtswidrige Anlagen erlassen. Die Baubehörde handelt insoweit auf Grundlage des § 79 S. 1 BauO LSA, hilfsweise nach der bauordnungsrechtlichen Generalklausel des § 57 II 2 BauO LSA. S.a. Beseitigungsverfügung (>)


Abrissverfügung für bauliche Anlage mit Niststätte: Nach Ansicht des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs18 sei eine bauaufsichtliche Verfügung rechtmäßig, mit der der Abbruch eines Gebäudes angeordnet wird, in dem eine besonders geschützte Vogelart (hier: Zaunkönig) nistet. Das Gericht nimmt zwar an, dass mit dem Gebot der Beseitigung des Bauwerks zugleich die Nist- und Zufluchtstätte besonders geschützten Arten zerstört werden soll, sieht aber nicht jede Beseitigung einer derartigen Lebensstätte als einen Verstoß gegen den artenschutzrechtlichen Lebensstättenschutz (>) an, weil der Schutzzweck der dem Lebensstättenschutz dienenden Norm „nicht die Vereitelung oder wesentliche Erschwerung einer bestimmungsgemäßen Nutzung von Bauwerken und Räumlichkeiten“ mit umfasse, sondern diesen Bereich ausgrenze.19 Das Urteil ist abzulehnen. Eine bauaufsichtliche Verfügung darf zu keinem Handeln verpflichten, das gegen das Artenschutzrecht verstößt. Dies ist hier der Fall. Die behauptete Restriktion des Artenschutzrechts, wonach die bestimmungsgemäß Nutzung von Bauwerken nicht vereitelt oder wesentlich erschwert werden dürfe, findet im Gesetz keine Stütze. Die erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausnahmen oder Befreiungen müssen vorliegen bevor die Abrissverfügung ergehen kann bzw. ist die Abrissverfügung mit dem Vorbehalt zu versehen, dass vor ihrer Vollziehung die erforderliche Ausnahme oder Befreiung eingeholt sein muss. Das Gericht verkennt, dass das Artenschutzrecht gem. § 1 I BNatSchG auch die Natur im besiedelten Bereich schützt. Auch die Zugriffsverbote gelten dort. Sie sind im Hinblick auf genehmigte Eingriffe und Innenbereichsvorhaben lediglich nach Maßgabe der Sätze des 2-5 des § 44 V BNatSchG eingeschränkt (§ 44 V 1 BNatSchG). S.  Innenbereichsvorhaben und Artenschutzrecht (>). Weder eine bauaufsichtliche Verfügung noch eine Baugenehmigung können den Verstoß gegen das Artenschutzrecht legalisieren. Das Auffinden einer besonders geschützten Art bzw. ihrer Lebensstätte in der abzureißenden Anlage stellt daher grundsätzlich ein Vollziehungs- bzw. Vollstreckungshindernis für die Abrissverfügung dar, welches zunächst auszuräumen ist. Der Pflichtige muss sich zunächst um eine naturschutzbehördliche Ausnahme gem. § 45 VII Nr. 1, 4 oder 5 BNatSchG bzw. um eine Befreiung bemühen. Weiß die Baubehörde, dass eine besonders geschützte Art im abzureißenden Gebäude brütet und fordert sie den Pflichtigen gleichwohl auf, abzureißen, liegt eine Anordnung der Begehung einer Ordnungswidrigkeit, mithin ein gem. § 44 II Nr. 5 VwVfG nichtiger Verwaltungsakt vor.


Abschaltzeiten für Windkraftanlagen: Die für die immissionsschutzrechtliche Genehmigung von Windkraftanlagen zuständige Behörde darf zur Gewährleistung der Einhaltung des artenschutzrechtlichen Tö-tungsverbotes (>) Abschaltzeiten für Windkraftanlagen (>) anordnen, um zu verhindern, dass die Anlage ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko für Fledermäuse, Rotmilane oder andere dort vorkommende Vögel bewirkt.20 „Über einen längeren Zeitraum andauernde Abschaltzeiten der Windenergieanlagen in der Phase der vollständigen Fortpflanzungszeit (Revierbildungs-, Brut- und Aufzuchtzeit) sind grundsätzlich geeignet ein etwaiges Tötungsrisiko auch im Ausschlussbereich unter die Signifikanzschwelle (>) zu senken.“21 Die Behörde kann die Abschaltzeiten als Inhalts- oder Nebenbestimmung festlegen.22 Die Behörde kann eine Abschaltanordnung auch nachträglich erlassen.23 Abschaltzeiten dürfen nur im Rahmen der Erforderlichen festgelegt werden. Zulässig ist etwa eine Auflage zur Abschaltung der Windkraftanlage während des überregionalen Herbstzugs der Fledermäuse in den Monaten August und September jeweils 1 Stunde vor bzw. nach Sonnenaufgang mit der Ausnahme, dass die Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe von über 8 m/s beträgt, wenn der unbeschränkte Betrieb ein gesteigertes Tötungs- und Verletzungsrisikos für die Fledermäuse verursacht.24 Sollen Windkraftanlagen in der weiteren Umgebung von fernziehenden Fledermausarten errichtet werden, folgt daraus nicht bereits zwingend, dass sie ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko darstellen.25 Es müssen vielmehr hinreichende Feststellungen getroffen werden für den konkreten Standort bzw. die nähere Umgebung im Hinblick auf die konkrete Gefährdungssituation. Fehlen ausreichende Untersuchungen zum Fledermausvorkommen am konkreten Vorhabenstandort bzw. in dessen näherer Umgebung und ist daher offen, ob die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zum Betrieb der Windkraftanlage auch ohne Abschaltauflage zulässig ist, kann das Gericht auf eine Anfechtungsklage hin die Abschaltauflage nicht isoliert aufheben, sondern nur zur Neubescheidung (§ 113 V 2 VwGO) verurteilen.26 Im Hinblick auf Fledermäuse liegt ein Verstoß gegen das Tötungsverbot nicht schon dann vor, wenn im Jahr mit 1-2 Schlagopfern zu rechnen ist.27 S. a. Signifikanzschwelle (>)


Abschneidekriterium, vorhabenbezogenes: „2. Bei dem Stickstoffleitfaden Straße (Ausgabe 2019) handelt es sich um eine Fachkonvention, die den aktuell besten wissenschaftlichen Erkenntnisstand widerspiegelt; dies umfasst das Konzept der Critical Loads, die Anwendung des Handbuchs für Emissionsfaktoren des Straßenverkehrs (HBEFA), das Konzept gradueller Funktionsbeeinträchtigung mit Umrechnung in Flächenanteile und die Anwendung eines vorhabenbedingten Abschneidekriteriums von 0,3 kg N/ha/a.“28 „3. Die Umwandlung von Ackerflächen in Grünland kann als Vermeidungsmaßnahme auf die Stickstoffbilanz angerechnet werden, wenn ihre Wirksamkeit hinsichtlich des Umfangs und des zeitlichen Eintritts sichergestellt ist.“ 29 „4. Welche Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen unabhängig von einem Vorhaben durchzuführen und daher nicht als Schadensbegrenzungsmaßnahmen anzurechnen sind, ergibt sich grundsätzlich aus dem Bewirtschaftungsplan gemäß § 32 Abs. 5 BNatSchG. Lässt der Plan keine offenkundigen Fehleinschätzungen oder Versäumnisse erkennen, dürfen Vorhabenträger und Genehmigungsbehörde darauf vertrauen, dass die zuständigen Behörden ihre Entscheidungsspielräume rechtmäßig ausgeübt haben und ihren habitatschutzrechtlichen Verpflichtungen nachgekommen sind.“30 S.  Critical Loads (>)


Abstände: s.  Grenzabstände für Pflanzen (>); Grenzabstände für Wald (>); Mindestabstand von Lebensräumen (>)


Abstandsflächen: s.  Grenzabstände für Pflanzen (>); Pflanzabstände (>)


Abwägung im Umwandlungsgenehmigungsverfahren: Die Waldumwandlungsgenehmigung (>) ergeht auf der Grundlage einer Abwägung des Walderhaltungsinteresses mit dem Interesse an der Waldumwandlung. Sie wird § 8 I LWaldG LSA nicht explizit erwähnt, jedoch ist diese Abwägungsentscheidung bereits bundesrechtlich vorgegeben (Abwägungsgebot des § 9 I 2 BWaldG).31 Bei der Abwägung ist die sog. Gewichtungsregel (§ 9 I 3 HS 1 BWaldG bzw. landesrechtliche Ausprägung) zu beachten, wonach die Genehmigung versagt werden soll, wenn die Erhaltung des Waldes überwiegend im öffentlichen Interesse liegt. Das Abwägungsgebot ist nach Ansicht der Rspr. gerichtlich voll nachprüfbar.32 In die erforderliche Abwägung der widerstreitenden Belange ist die wesentliche Bedeutung des Waldes für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, für die forstwirtschaftliche Erzeugung und für die Erholung der Bevölkerung einzubeziehen (vgl. § 9 I BWaldG). In diesem Rahmen sind mithin Belange des Naturschutzes zu berücksichtigen. Die bundesrechtlichen Vorgaben gebieten mithin eine „waldfreundliche” Auslegung des Landesrechts.33 Andererseits sind im Rahmen der Abwägung grundsätzlich alle öffentlichen Interessen berücksichtigungsfähig.34 Hierzu zählen etwa Festsetzungen in Raumordnungsplänen, Darstellungen bzw. Festsetzungen von Bebauung freizuhaltender Waldflächen in Bauleitplänen,35 Belange des Naturschutzes, der Wasserwirtschaft, der Landeskultur oder der Landschaftspflege sowie Belange der Forstwirtschaft oder Erholung. Das Walderhaltungsinteresse kann etwa durch eine Waldfunktionsplanung konkretisiert sein, weswegen Inhalte eines Waldfunktionsplans einer Rodung entgegenstehen können.36 Das Walderhaltungsgebot greift grundsätzlich unabhängig davon, ob die Fläche in Flächennutzungsplänen als Wald dargestellt bzw. gekennzeichnet bzw. in Bebauungsplänen als Wald festgesetzt ist. Die Gemeinde als Bauleitplanerin hat keine Dispositionsbefugnis über die Waldumwandlung. Keine öffentlichen Belange begründet eine unzulässige „Negativplanung“ (>).


Abwägung von Naturschutzbelangen: s. Abwägungsgebot, allgemeines (>);  Abwägungsgebot, bauplanungsrechtliches (>); Abwägungsgebot, eingriffsrechtliches (>);  Abwägungserheblichkeit (>);  Abwägungsfehler (>); Bebauungsplanung und Naturschutzrecht (>); Existenzgefährdung und Naturschutzbelange (>); Planfeststellung und Naturschutzrecht (>);  Straßenbau und Abwägung (>)


Abwägungsbelange beim Straßenbau: s.  Straßenbau und Abwägung (>)


Abwägungserheblichkeit von Naturschutzbelangen (Bauleitplanung): Die Belange des Naturschutzes (>) und der Landschaftspflege sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen (§ 1 VI Nr. 7 BauGB). Sie sind von der Gemeinde zu ermitteln und zu bewerten (§ 2 III BauGB). Sodann sind sie gemäß dem Abwägungsgebot (§ 1 VII BauGB) mit anderen berührten Belangen abzuwägen. Nicht in die Abwägung einzustellen sind die objektiv geringwertigen, die nicht erkennbaren, die nicht vorgebrachten, die nicht eintrittswahrscheinlichen sowie die nicht schutzwürdigen Belange.37 Nicht abwägungserheblich sind auch Maßnahmen, die in der Bauleitplanung gar nicht vorgesehen sind, wie die von einem Grundstückseigentümer befürchtete Beschädigung des Baumbestandes durch Bauarbeiten.38


Abwägungsfehler Bauleitplanung: Die bauleitplanerische Abwägung der Naturschutzbelange ist fehlerhaft, wenn die Gemeinde diese nicht mit den anderen Belangen gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen hat (vgl. § 1 VII BauGB). Dabei kann es sich um einen Abwägungsausfall (keine echte Abwägung) handeln, ein Abwägungsdefizit vorliegen (nicht alles Relevante eingestellt), eine Abwägungsfehleinschätzung gegeben sein (Belang in seiner Bedeutung verkannt und daher fehlerhaft abgewogen) oder um eine Abwägungsdisproportionalität (unverhältnismäßiger Ausgleich zwischen einzelnen Belangen). Das Abwägungsergebnis ist ebenso fehlerhaft, wenn die Gemeinde strikt verbindliches (mithin nicht abwägbares) Naturschutzrecht der Abwägung unterworfen bzw. missachtet hat. So kann etwa die Ausweisung eines Solarfeldes im Nahbereich zu naturschutzrechtlich besonders geschützten Gebieten u.a. wegen einer Schädigung des Landschaftsbildes keinen angemessenen Ausgleich zwischen den planbetroffenen Belangen darstellen.39


Abwägungsfehler Planfeststellung: Wurde im Planfeststellungsverfahren das Abwägungsgebot im Hinblick auf den Abwägungsvorgang oder das Abwägungsergebnis nicht oder nicht richtig beachtet, liegt ein Abwägungsfehler vor. „Verletzt ist das Abwägungsgebot, wenn eine Abwägung überhaupt nicht stattgefunden hat, in die Abwägung nicht alle Belange eingestellt worden sind, die nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden mussten, oder die Bedeutung der betroffenen Belange verkannt oder der Ausgleich zwischen ihnen in einer Weise vorgenommen worden ist, der zur objektiven Gewichtigkeit einzelner Belange außer Verhältnis steht“40. S. a.  Fehlerfolgen (>) beim Planfeststellungsbeschluss bei Verletzung von Naturschutzrecht


Abwägungsgebot, allgemeines: Die Ziele (>) des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind nach dem allgemeinen naturschutzrechtlichen Abwägungsgebot des § 2 III BNatSchG unter Abwägung mit konkurrierenden Belangen weitest möglich zu verwirklichen. Die Ziele sind zu verwirklichen, soweit es im Einzelfall möglich, erforderlich und unter Abwägung aller sich aus den Zielvorgaben ergebenden Anforderungen untereinander und gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft angemessen ist (§ 2 III BNatSchG). Zudem verpflichten fachrechtliche Abwägungsgebote zur Beachtung der Belange des Naturschutzes (vgl. etwa § 1 VII, VI Nr. 7 BauGB). Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege beanspruchen mithin grundsätzlich keine absolute Geltung, sondern können aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls zurückgedrängt werden. In die Abwägung mit Naturschutzbelangen dürfen nur schützenswerte Belange eingestellt werden. So gehören zum Abwägungsmaterial nach § 2 III BNatSchG zwar etwa denkmalrechtliche Belange, nicht jedoch das private Interesse am denkmalrechtlichen Umgebungsschutz.41 Eine Abwägung entfällt, wenn das Konkurrenzverhältnis des Naturschutzrechts mit gegenläufigen Vorgaben spezialgesetzlich geregelt ist, wie etwa im Fall der Verträglichkeitsprüfung (>). Mit welchem Gewicht Naturschutzbelange in die Abwägung einzustellen sind, hängt vom Einzelfall ab. Das BVerwG hatte die Zielvorgaben des § 1 BNatSchG a.F. als Optimierungsgebot bezeichnet, das „eine möglichst weitgehende Beachtung bestimmter Belange fordert“, d.h. „einen Abwägungsvorbehalt gegenüber sonstigen Anforderungen an Natur und Landschaft enthält (...). Die Bedeutung solcher Vorschriften besteht darin, den in ihnen enthaltenen Zielvorgaben ein besonderes Gewicht zuzumessen und insoweit die planerische Gestaltungsfreiheit einzuschränken.“42 Einige Fachgesetze enthalten eigene Grundsatznormen zur Berücksichtigung von Belangen des Naturschutzrechts (vgl. § 1a BauGB, § 37 II FlurberG). S.a.  Abwägungserheblichkeit (>) von Naturschutzbelangen.


Abwägungsgebot, eingriffsrechtliches: Ein Eingriff (>) darf nicht zugelassen oder durchgeführt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Range vorgehen (§ 15 V BNatSchG). Im Fall der Nichtausgleichbarkeit und Nichtersetzbarkeit hat die Zulassungsbehörde (oder Anzeigebehörde) mithin eine Abwägung durchzuführen. Schon die rahmenrechtliche Altregelung schrieb vor, dass ein unvermeidbarer und nicht ausgleichbarer Eingriff in Natur und Landschaft „erst aufgrund einer Abwägung mit entgegenstehenden Belangen zur Unzulässigkeit eines Vorhabens führen kann. Dabei handelt es sich um eine ‚echte' Abwägung durch die zuständige Behörde, die nicht uneingeschränkt der gerichtlichen Kontrolle unterliegt.“43


Abwasserbeitragspflicht: Ein Vorteil als Voraussetzung der Erhebung von Abwasserbeiträgen (und sonstigen an die Verbesserung der Nutzbarkeit von Grundstücken anknüpfenden Beiträgen) fehlt nicht bereits dann, wenn sich auf einem Grundstück naturschutzrechtlich geschützte Gegenstände befinden. Erst dann, wenn sie jede (private) Nutzbarkeit (Privatnützigkeit) des Grundstücks ausschließen, kann die beitragsrelevante Baumaßnahme keinen Vorteil entstehen lassen. Dies ist anzunehmen, wenn eine bauliche oder sonstige geldwerte Nutzungsmöglichkeit ausgeschlossen ist. Überwindbare Hindernisse der Bebaubarkeit reichen nicht aus. Kann etwa statt die Privatnützigkeit ausschließender Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen eine Ersatzzahlung erfolgen, ist der Vorteil nicht ausgeschlossen.44


Abweichung des Landesrechts vom Bundesrecht: Das Land darf auf dem Gebiet des Naturschutzrechts vom Bundesrecht abweichen, sofern nicht der abweichungsfeste Kern (>) betroffen ist. S.  Abweichungsgesetzgebungskompetenz (>). Der Landesgesetzgeber hat von seiner Befugnis zur Abweichung Gebrauch gemacht und ist im Landesrecht in mehrfacher Hinsicht vom Bundesnaturschutzrecht abgewichen. Vom BNatSchG weichen ab: §§ 5 II, 6 I, II, 7 II, 8, 9, 10 I, 18 II 2, 20, 22 II NatSchG LSA. Die Abweichung erfolgt entweder explizit (z.B. § 5 II 2 NatSchG LSA: „…abweichend von § 10 Abs. 2 Satz des Bundesnaturschutzgesetzes …“;§ 6 I 1 NatSchG LSA: „Abweichend von § 14 Abs. 1 des Bundesnaturschutzgesetzes …“) oder aber implizit (Bsp.: § 7 II NatSchG, wonach bei der Anrechnung von Ökokontomaßnahmen die Voraussetzungen des § 15 II BNatSchG als erfüllt „gelten“ und die „Funktionalität“ i.S.v. § 15 II BNatSchG erfüllen, somit zumindest der Sache nach eine Abweichung von § 15 II, § 16 I Nr. 1 BNatSchG vorliegt, der auf die durch den konkreten Eingriff konkret beeinträchtigten Funktionen des Naturraums abstellt, was bei der Anrechnung auf dem Ökokonto aber keine Rolle spielt.


Abweichung vom Beeinträchtigungsverbot (FFH-Recht): Vom dem Beeinträchtigungsverbot (>) zum Schutz von Natura 2000-Gebieten, darf nur nach Maßgabe der § 34 III-V BNatSchG abgewichen werden.45 Die Abweichung ist als eng auszulegende Ausnahme vom Grundsatz des Beeinträchtigungsverbots ausgestaltet. Vgl. hierzu: „Die Gewichtung des öffentlichen Interesses muss den Ausnahmecharakter einer Abweichungsentscheidung gemäß Art. 6 Abs. 4 FFH-RL berücksichtigen. Nicht jedem Vorhaben, das das Erfordernis der Planrechtfertigung erfüllt, kommt ein besonderes Gewicht zu.“ 46 Abweichend vom Beeinträchtigungsverbot darf ein Projekt nur zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind (§ 34 III BNatSchG). Können von dem Projekt im Gebiet vorkommende prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder prioritäre Arten betroffen werden, können als zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses nur solche im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder den maßgeblich günstigen Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden (§ 34 IV 1 BNatSchG). Sonstige Gründe im Sinne des § 34 III Nr. 1 BNatSchG können nur berücksichtigt werden, wenn die zuständige Behörde zuvor über das Bundesumweltministerium eine Stellungnahme der Kommission eingeholt hat (§ 34 IV 2 BNatSchG). Eine Abweichung kann entbehrlich sein, wenn die Beeinträchtigungen bereits durch Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen unterhalb der Erheblichkeitsschwelle liegen (s. Erheblichkeit einer Beeinträchtigung nach FFH-Recht >). Hiervon abzugrenzen sind die Kohärenzsicherungsmaßnahmen (>) nach § 34 V BNatSchG, die den Zusammenhang des Schutzgebietsnetzes sichern sollen. Soll ein Projekt zugelassen oder durchgeführt werden (nach § 34 III und ggfs. IV BNatSchG), sind die zur Sicherung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 2000“ notwendigen Maßnahmen vorzusehen (§ 34 V 1 BNatSchG). Die zuständige Behörde unterrichtet die Kommission über das Bundesumweltministerium über die getroffenen Maßnahmen (§ 34 V 2 BNatSchG). Vgl. „Kohärenzsicherungsmaßnahmen können das Gewicht des Integritätsinteresses mindern. Voraussetzung hierfür ist jedoch, dass sie einen Beitrag auch zur Erhaltung der Integrität des FFH-Gebiets leisten.“47 Die Abweichungsentscheidung ist rechtswidrig, wenn die Vorgaben der § 34 II-V BNatSchG nicht beachtet wurden. Nicht jeder Mangel führt indes zur gerichtlichen Aufhebung der Entscheidung. „Die fehlerhafte Annahme der Planfeststellungsbehörde, ein Vorhaben sei mit den Erhaltungszielen eines FFH-Gebiets verträglich, schlägt auf eine hilfsweise getroffene Abweichungsentscheidung i. S. d. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL ausnahmsweise dann nicht durch, wenn die Behörde die tatsächlich in Rechnung zu stellenden Beeinträchtigungen im Wege der Wahrunterstellung qualitativ und quantitativ zutreffend zugrunde gelegt hat.“ 48 „Mängel der Abweichungsprüfung sind in entsprechender Anwendung des § 17e Abs. 6 Satz 1 FStrG unerheblich, wenn sie sich auf das Prüfungsergebnis nicht ausgewirkt haben können.“ 49 S.a.  Alternativenprüfung bei Abweichungsentscheidungen (>); Befreiung vom Habitatschutz (>);  prioritäre Arten (>); prioritäre Lebensraumtypen (>);  Sonstige Gründe (>); Zwingende Gründe (>)


Abweichungsentscheidung: Hierunter wird meist die behördliche Zulassung einer Abweichung von einem gesetzlichen Verbot verstanden. Im Naturschutzrecht ist die Möglichkeit einer Abweichung vom Beeinträchtigungsverbot (>) zum Schutz von Natura 2000-Gebieten vorgesehen. Hiernach kann ein Projekt unter den engen Voraussetzungen des § 34 III-V BNatSchG (ausnahmsweise) zugelassen werden. In einem weiteren Sinne sind auch die Zulassung einer Ausnahme (>) und die Erteilung einer Befreiung (>) Abweichungsentscheidungen. S. Verträglichkeitsprüfung (>)


abweichungsfester Kern: Kern, abweichungsfester (>)


Abweichungsgesetzgebungskompetenz: Den Ländern steht auf dem Gebiet des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege eine A. zu (Art. 72 I, III Nr. 2 GG).50 Die A. ist die Kompetenz der Bundesländer in bestimmten (im GG genannten Rechtsgebieten wie dem Naturschutzrecht) von einer Bundesregelung abzuweichen, die der Bund auf der Grundlage seiner konkurrierenden Gesetzgebungskompetenzen erlassen hat. Der Bund hat die konkurrierende Kompetenz für das Naturschutzrecht (Art. 74 I Nr. 29 GG). Bundesrecht geht nur vor, soweit nicht die Länder später abweichendes Recht erlassen. Gleichlautendes altes Landesrecht bleibt wirksam (h.M.). Die Länder dürfen den sog. abweichungsfesten Kern (>) nicht ändern. Abweichungsfester Kern des Bundesnaturschutzrechts sind neben den allgemeinen Grundsätzen des Naturschutzes das Artenschutzrecht (sowie das für Sachsen-Anhalt nicht relevante Meeresnaturschutzrecht) (Art. 72 III 1 Nr. 2 GG).


Abwurfstangen: A. von geweihtragenden Hirscharten unterliegen dem Jagdrecht (§ 1 V BJagdG) und dürfen nur vom jeweils Jagdausübungsberechtigten (oder von diesen Ermächtigten) gesammelt werden.


Adler: Die Echten Adler (Aquila) sind eine Gattung der Habichtartigen (>). Zu den Echten Adlern gehört der in Sachsen-Anhalt heimische Seeadler (Haliaetus albicilla). Der ebenfalls in Sachsen-Anhalt vorkommende Fischadler (Pandion haliaethus) gehört nicht zur Gattung der Echten Adler, sondern zur Gattung Pandion und Familie der Fischadler (Pandionidae). Den – in Sachsen-Anhalt evtl. im Jahr 2012 ausgestorbenen (zuletzt Hakel) – Schreiadler (Aquila pomarina) zählt man heute nicht mehr zur Gattung Echte Adler, sondern zur Gattung Clanga. Alle Adler sind streng geschützte Tierarten (>). Zu ihrem Schutz gelten insbesondere die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote (>) sowie Besitz- und Vermarktungsverbote. Nach Landesrecht gilt ein besonderer Horstschutz (>).


AE-Maßnahmen: Gelegentlich verwandte Abkürzung für „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ (>).


Agrarklauseln: Das Naturschutzrecht enthält mehrere „Agrarklauseln“, d.h. Normen, die das Verhältnis von Landwirtschaft und Naturschutz zum Gegenstand haben. Die bekannteste hiervon ist die sog. Landwirtschaftsklausel (>) im Rahmen der Eingriffsregelung. Zudem gilt ein Gebot der Rücksichtnahme (>) auf agrarstrukturelle Belange bei der Inanspruchnahme von Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen. Ein allgemeines Gebot der Berücksichtigung der Bedeutung natur- und landschaftsverträglicher Landwirtschaft bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege enthält § 5 I BNatSchG und eine Konkretisierung der Anforderungen der „guten fachlichen Praxis“ (>) an die Landwirtschaft enthält § 5 II BNatSchG. S. a. Landwirtschaft und Naturschutzrecht (>)


Agrarsubventionen: Bei der Agrarförderung sind die Belange des Umwelt- und Naturschutzes sowie die Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen (§ 3 VI Landwirtschaftsgesetz Sachsen-Anhalt – LwG LSA). Dies ist aber nur einer von verschiedenen Fördergrundsätzen. Die Agrarförderung nach bestimmten Programmen ist von der Einhaltung bestimmter Umwelt- und Naturschutzanforderungen abhängig. S.  Cross-Compliance (>) und Ökologische Vorrangflächen (>). Zudem können landwirtschaftliche Unternehmer auch „echte“ Naturschutzsubventionen (>) erhalten.


Agriphotovoltaik: Der Begriff der Agrophotovoltaik (Abk.: AgriPV, APV) steht für eine kombinierte Nutzung von Flächen für die landwirtschaftliche Urproduktion wie für die Stromerzeugung durch Photovoltaikanlagen. Die landwirtschaftliche Nutzfläche mag sich dabei unterhalb und/oder zwischen Anlagen befinden. Zur Zulässigkeit dieser Anlagen s. Freiflächenphotovoltaikanlagen (>)


Aktionsplan Biologische Vielfalt Sachsen-Anhalt: Die frühere Landesregierung Sachsen-Anhalts beschloss im Jahr 2013 einen Aktionsplan Biologische Vielfalt Sachsen-Anhalt, in dem für über 60 Handlungsschwerpunkte Maßnahmen benannt wurden, mit denen das Land die Biodiversität erhalten wollte. Der Plan sollte fortgeschrieben werden, was offenbar nicht erfolgte. Der Planinhalt hat ohnehin keine rechtliche Bindungswirkung und zählt daher nicht zum Naturschutzrecht. Er hat nur die Bedeutung einer politischen Absichtserklärung bzw. eines politischen Programms (>). Aus ihm können aber auch explizit oder implizit (verwaltungsinterne) Handlungspflichten nachgeordneter Behörden im Hinblick auf konkrete Maßnahmen abgeleitet werden.


Aktionsplan invasive Arten: Das Bundesumweltministerium beschließt nach Anhörung der Länder im Einvernehmen mit dem Bundesverkehrsministerium sowie dem Bundeslandwirtschaftsministerium einen Aktionsplan nach Art. 13 VO (EU) Nr. 1143/2014 zu den Einbringungs- und Ausbreitungspfaden invasiver Arten nach § 7 II Nr. 9 lit. a (§ 40d I 1 BNatSchG). Dies gilt auch für invasive Arten nach § 7 II Nr. 9 lit. b, soweit die Kommission insoweit in einem Durchführungsrechtsakt nach Art. 11 II 2 eine Anwendung des Art. 13 vorsieht, sowie für invasive Arten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 IV 1 Nr. 3 aufgeführt sind (§ 40d I 2 BNatSchG). Der Aktionsplan ist mindestens alle sechs Jahre zu überarbeiten (§ 40d II BNatSchG). Anstatt eines Aktionsplans können auch mehrere Aktionspläne für verschiedene Einbringungs- und Ausbreitungspfade invasiver Arten beschlossen werden (§ 40d III 1 BNatSchG). S. Art, invasive (>)


Ahndung von Gesetzesverstößen: Für die Ahndung von Straftaten im Sinne des Naturschutzrechts (vgl. etwa §§ 71, 71a BNatSchG) sind die Gerichte zuständig. Für die Ahndung von naturschutzrechtlichen Ordnungswidrigkeiten sind Verwaltungsbehörden zuständig (vgl. § 70 BNatSchG, § 1 II NatschG LSA). Legt der Betroffene gegen einen Bußgeldbescheid der Behörde Einspruch ein, so entscheidet das Strafgericht über den Einspruch (§ 68 OWiG). S. a. Ordnungswidrigkeitstatbestände, naturschutzrechtliche (>);  Zuständigkeit zur Ordnungswidrigkeitenverfolgung (>)


Aktionsplan Schutzgebiete: Der Koalitionsvertrag der Ampelkoalition sieht die Aufstellung eines Aktionsplans Schutzgebiete vor.51 Er soll das Ziel haben, das Management der Schutzgebiete zu verbessern. Die Koalition hat ihren Willen erklärt, „30 Prozent Schutzgebiete zu erreichen und diese wirksam zu schützen“. Die Ausweisung des europäischen Grünen Bandes soll unterstützt werden. Die Ankündigungen im Koalitionsvertrag und ein möglicher Plan sind rechtlich unverbindlich.


Aktionsprogramm Insektenschutz: Am 4.09.2019 beschloss das frühere Bundeskabinett ein „Aktionsprogramm Insektenschutz“. S.  Insektenschutz (>); Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt (>)


Aktionsprogramm Natürlicher Klimaschutz: In der Entwurfsfassung liegt vor ein Aktionsprogramm der Bundesregierung mit dem Titel „Natürlicher Klimaschutz (ANK)“.52 Ziel des Programms ist es, Ökosysteme zu stärken, wiederherzustellen und zu bewahren, damit sie sowohl das Klima schützen als auch Lebensraum für Pflanzen und Tiere bleiben. Bis 2026 will die Bundesregierung hierfür vier Milliarden Euro für den Natürlichen Klimaschutz bereitstellen. Das Aktionsprogramm ist im Koalitionsvertrag der Ampelkoalition vereinbart.


Aktualität der Bestandsaufnahme: Zum Zeitpunkt der Genehmigungsentscheidung oder Schutzgebietsausweisung muss die der Entscheidung zugrundeliegende Bestandsaufnahme (>) von Natur und Landschaft (noch) die tatsächliche Situation wiedergeben, d.h. sie muss noch aktuell sein (Erfordernis der Aktualität der Bestandsaufnahme).53 So muss etwa eine FFH- Verträglichkeitsprüfung auf der Grundlage aktueller und verlässlicher Daten über das Inventar der Lebensraumtypen und Arten durchgeführt werden.54 Ist die erfolgte Bestandsaufnahme nicht mehr aktuell, muss sie vor der Entscheidung aktualisiert werden. Nicht jede Veränderung des Status Quo zwischen der Erfassung und der Entscheidung ist indes rechtlich relevant. Es muss sich um eine im Hinblick auf das anzuwendende Naturschutzrecht relevante bzw. erhebliche Veränderung handeln. Eine Veränderung mag auch erst nach der behördlichen Entscheidung eintreten. So kann es zu einem Einwandern von besonders geschützten Arten in den Gefahrenbereich der zu beurteilenden Anlage kommen. Dies kann nachträgliche Schutzanordnungen erforderlich machen.55 Ein bestimmtes Höchstalter der Bestandsaufnahme (z.B. „zum Genehmigungszeitpunkt maximal fünf Jahre alt“ o.ä.). ist weder gesetzlich geregelt noch durch die Rechtsprechung entwickelt. Zumindest eine starre Regelung wäre im Übrigen verfehlt, da auch eine junge Kartierung durch grundlegende Veränderungen hinfällig geworden sein kann. Umgekehrt kann eine ältere Erfassung und Bewertung – bei hinreichenden Anhaltspunkten für eine unveränderte Natursituation im Untersuchungsgebiet – noch als aktuell angesehen werden kann. In der Praxis hat sich als Orientierungsformel herausgebildet, dass Untersuchungsergebnisse in der Regel „nicht älter als sieben Jahre … optimaler Weise nicht älter als fünf Jahre“56 sein sollten. „Die Sichtung eines Haselhuhns vor mehr als 24 Jahren lässt keinen Rückschluss auf eine aktuell vorhandene Population zu.“57 „Die Sichtung eines einzelnen fliegenden Haselhuhns 2014 und eines einzelnen singenden Haselhuhns 2016 lässt auch angesichts der Kurzlebigkeit dieses Standvogels keinen Rückschluss auf eine 2021 vorhandene Population zu, insbesondere wenn spätere Untersuchungen von Experten dieser Spezies erfolglos geblieben sind.“58


Akzeptanz des Naturschutzrechts: Im Interesse einer hohen Wirksamkeit (>) des geltenden Naturschutzrechts und zur Vermeidung von Vollzugsdefiziten (>) bedarf es einer breiten Akzeptanz des Naturschutzrechts bei den Rechtsanwendern sowie in der Bevölkerung.59 Hierfür ist eine ausreichende Umweltbildung Voraussetzung. Akzeptanz oder gar aktive Unterstützung der Ziele des Naturschutzes geht über kognitiv-rationale Aspekte (Wissen um Nutzen und Zusammenhänge im Naturschutz) hinaus und erfasst auch emotionale Aspekte (v.a. Bedeutung der Natur und der Biodiversität für die Psyche, Kunst und Literatur) sowie ethisch-moralische Aspekte (Nachweltverantwortung etc.). S.a. Wirksamkeit des Naturschutzrechts (>)


Aland-Elbe-Niederung/Aland-Elbe-Niederung nördlich Seehausen: Die Aland-Elbe-Niederung ist ein Vogelschutzgebiet (Nationaler Code SPA0006 – EU Code DE 2935-401) und die Aland-Elbe-Niederung nördlich Seehausen ein FFH-Gebiet (Nationaler Code FFH0007 – EU Code DE 2935-301). Sie liegen im Landkreis Stendal. Geschützt sind sie durch eine Verordnung des Landesverwaltungsamts Sachsen-Anhalt über das Naturschutzgebiet „Aland-Elbe-Niederung“ aus dem Jahr 200960. S.a. Biosphärenreservat Mittlere Elbe (>). Daneben gilt auch eine Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Aland-Elbe-Niederung“61. S.  Angaben zu den anzutreffenden LRT aus NSG-VO Aland-Elbe-Niederung: prioritärer Lebensraumtyp LRT 91E0* Erlen-Eschenwälder und Weichholzauenwälder (Alno-Padion, Salicion albae); übrige Lebensraumtypen: LRT 2330 Dünen mit offenen Grasflächen mit Corynephorus und Agrostis, LRT 3150 Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magnopotamionsoder Hydrocharitions, LRT 3260 Flüsse der planaren bis montanen Stufe mit Vegetation des Ranunculion fluitantis und des Callitricho-Betrachion, LRT 3270 Flüsse mit Schlammbänken mit Vegetation des Chenopodion rubri p.p. und des Bidention p.p., LRT 6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und montanen bis alpinen Stufe, LRT 6440 Brenndolden-Auenwiesen (Cnidion dubii), LRT 6510: Magere Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba officinalis), LRT 91F0: Hartholzauenwälder mit Quercus robur, Ulmus laevis, Ulmus minor, Fraxinus excelsior oder Fraxinus angustifolia (Querco-Ulmetum minoris). Feuchtgebiet nach der RAMSAR-Konvention (Internationales Abkommen zum Schutz von Feuchtgebieten) „Aland-Elbe-Niederung und Elbaue Jerichow“ (FIB0003LSA) sowie Bestandteil des Biosphärenreservates „Mittelelbe“ (BR0001LSA).


Alleen: Die Biotoptypen-Richtlinie (Nr. 36) definiert Alleen (und einseitige Baumreihen) an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und Feldwegen wie folgt: „36.1 Begriff: Alleen sind regelmäßig bepflanzte lineare Bestände von Bäumen, die öffentliche oder private Verkehrsflächen und Flurwege auf beiden Seiten begrenzen. Einseitige Baumreihen sind regelmäßig bepflanzte Bestände von Bäumen an nur einer Seite öffentlicher oder privater Verkehrsflächen und Flurwege. Verkehrsflächen sind unbebaute Landflächen, die dem Straßen-, Schienen- oder Wasserverkehr dienen. Dazu zählen auch Brücken, Geh- und Radwege sowie im Zusammenhang mit Verkehrswegen stehende Schutz-, Trenn-, Park- oder Seitenstreifen, Böschungen und Gräben. 36.2 Einstufungskriterien: Zur Einstufung als geschützte Allee oder einseitige Baumreihe an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und Feldwegen muss diese Allee oder Baumreihe eine Mindestlänge von 100 Metern aufweisen, gemessen am Traufbereich der Bäume. Die Bäume müssen in regelmäßigen Abständen gepflanzt sein. Lückige Baumbestände werden nicht aufgenommen, sobald der Anteil einer Lücke 50 Meter oder der Lücken in ihrer Summe 50 v. H. der Gesamtlänge überschreitet. Separate Teilflächen können abgegrenzt werden. Die Herkunft der Baumart (heimisch oder fremdländisch) spielt im Siedlungsbereich für den Schutzstatus keine Rolle. Bestehende Alleen und einseitige Baumreihen in der freien Natur sind ebenfalls als geschützt einzustufen. Bei der Neuanlage von Alleen und einseitigen Baumreihen in der freien Natur sollte darauf geachtet werden, dass nur Pflanzgut von gebietseigenen Herkünften sowie Hochstammobstbäume verwendet werden sollte. 36.3 Charakteristische Pflanzenarten: Alle Baumarten. Bei Neupflanzung sollten im Außenbereich möglichst nur einheimische Baumarten verwendet werden.“ Die BiotoptypenRL sieht folgende Codierung vor:





	Codes in Kartieranleitung Lebensraumtypen Sachsen-Anhalt





	Lebensraumtyp (LRT)

	Biotoptyp

	Biotoptyp nur anteilig geschützt





	

	HRA; HRB
 HRC
 HAA; HAB
 HAC; HAD
 HAF




	HAE







Alleenschutz: Alleen (>) (und einseitige Baumreihen) an öffentlichen oder privaten Verkehrsflächen und Feldwegen sind gem. § 21 I 1 NatSchG gesetzlich geschützt. Die Beseitigung von Alleen oder einseitigen Baumreihen sowie alle Handlungen, die zu deren Zerstörung, Beschädigung oder nachteiligen Veränderungen führen können, sind verboten (§ 21 I 2 NatschG LSA). Dies gilt nicht für die Pflege und Rekultivierung vorhandener Garten- und Parkanlagen entsprechend dem Denkmalschutzrecht. Befreiungen (>) von dem Verbot der genannten Handlungen (Zerstörung etc.) können nach Maßgabe des § 67 BNatSchG erteilt werden. Bei Befreiungen im Interesse der Verkehrssicherheit liegen Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses in der Regel erst dann vor, wenn die Maßnahme aus Gründen der Verkehrssicherheit zwingend erforderlich ist und sie nicht auf andere Weise verbessert werden kann (§ 21 II 1 NatschG LSA). Der Träger der Straßenbaulast hat die notwendige Unterhaltung in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde vorzunehmen (§ 21 II 2 NatschG LSA). Um den Alleenbestand nachhaltig zu sichern, hat die zuständige Behörde, insbesondere im Rahmen von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, rechtzeitig und in ausreichendem Umfang Neuanpflanzungen vorzunehmen oder für deren Durchführung zu sorgen (§ 21 III 1 NatschG LSA). Dabei sind bevorzugt standortgerechte und einheimische Baumarten einschließlich einheimischer Wildobstbaumarten zu verwenden (§ 21 III 2 NatschG LSA). Die Neuanpflanzungen sind dem Landschaftsbild anzupassen und sollen gleichzeitig einen Bezug zur örtlichen Landeskultur haben (§ 21 III 3 NatschG LSA). Der A. ist abzugrenzen vom Schutz geschützter Landschaftsbestandteile (>). Er bleibt von Letzterem unberührt (§ 29 III BNatSchG). Das Verbot nachteiliger Veränderungen von Alleen (§ 21 I 2 NatschG LSA) ist nicht bußgeldbewehrt. Bei Verstößen kann daher nur durch Unterlassungs- oder sonstige Gefahrenabwehrverfügung auf Grundlage der Generalklausel (>) vorgegangen werden. Das OVG LSA hat die Voraussetzungen für die Erteilung einer Befreiung vom Verbot der Beseitigung von Alleen nach § 21 I 2 NatschG LSA aus Gründen der Verkehrssicherheit konkretisiert.62 Hiernach genügen allgemeine Erwägungen der Verkehrssicherheit für eine Befreiung ebenso wenig wie der Wunsch nach deren Optimierung.63 § 21 II 1 NatschG LSA schließe zwar eine Befreiung aus anderen Gründen als denen der Verkehrssicherheit nicht aus, so dass gemäß § 67 I 1 Nr. 1 BNatSchG auch sonstige überwiegende öffentlichen Interessen, insbesondere auch wirtschaftlicher Art, die Erteilung einer Befreiung erlauben könnten. Eine Befreiung nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG setze jedoch einen so nicht vorausgesehenen und deshalb atypischen, singulären Fall voraus.64 Nicht jede Baumkrankheit rechtfertige eine Beseitigung, vielmehr bestehe grundsätzlich eine Pflicht zur Vornahme zumutbarer Erhaltungsmaßnahmen. Eine Befreiung komme nur dann in Betracht, wenn die Erhaltung der Bäume nicht mit zumutbarem Aufwand sichergestellt werden könne.65 Mit § 21 II 2 NatschG LSA habe der Landesgesetzgeber eine Regelung geschaffen, die die Unterhaltung der nunmehr durch Gesetz generell unter Schutz gestellten Alleen regele, wozu er gemäß § 29 III BNatSchG auch befugt gewesen sei. Der zunächst durch behördliche Erklärung begründete Schutzstatus einer Allee als Naturdenkmal werde durch eine später erfolgte gesetzliche Unterschutzstellung und die vom Gesetzgeber vorgesehene Unterhaltungspflicht des Straßenbaulastträgers überlagert.66 „Ist eine geschützte Allee gleichzeitig als Naturdenkmal geschützt, liegt kein atypischer Fall im Sinne des § 67 Abs. 1 BNatSchG vor, wenn die Gemeinde einen grundhaften Straßenausbau beabsichtigt, dessen konkrete Ausführung sich nach ihrer Planung nur durch Fällung sämtlicher Alleebäume verwirklichen lässt.“67 “Handelt es sich bei einer solchermaßen geschützten Allee um eine Gemeindestraße, ist die Gemeinde als Träger der Straßenbaulast zur Unterhaltung der Allee verpflichtet.“68


allgemeine Grundsätze: Grundsätze, allgemeine (>)


Allgemeiner Artenschutz: Der sog. allgemeine Artenschutz (syn.: allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen) gilt dem Grundsatz nach für alle wildlebenden Tierarten und wildwachsenden Pflanzenarten. Nach dem sog. allgemeinen Artenschutz ist es verboten, 1. wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten, 2. wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Standort zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände niederzuschlagen oder auf sonstige Weise zu verwüsten, 3. Lebensstätten wild lebender Tiere und Pflanzen ohne vernünftigen Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören (§ 39 I BNatSchG). Ein strengerer allgemeiner Artenschutz gilt für die Anhang V-Arten (>). So ist es unabhängig von vernünftigen Gründen, vorbehaltlich jagd- oder fischereirechtlicher Entnahmerechte, verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen der in Anhang V der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten aus der Natur zu entnehmen (§ 39 II BNatSchG). Vgl. aus der Rspr.: „Die für den Habitatschutz geltenden Anforderungen können nicht unbesehen und unterschiedslos auf den allgemeinen Artenschutz übertragen werden.“69 S. a.  Blumenpflücken (>), Handstraußregelung (>), Heilkräutersammeln (>),  Pilzesammeln (>)


Allgemeinverfügungen: Die Naturschutzbehörden können auf der Grundlage der Generalklauseln (>) Allgemeinverfügungen zum Schutz von Natur und Landschaft erlassen. So können Sie etwa zeitweise das Betreten bestimmter Flächen aus artenschutzrechtlichen Gründen verbieten. S.a.  zur Fortgeltung von A. als Verordnung (>).


Alpenbock: Der Alpenbock (Rosalia alpina) ist eine streng geschützte Art (>). Er wird im Anh. II und IV der FFH-RL geführt.


Altarme: Altarme sind gesetzlich geschützte Biotope (>) gem. § 30 II 1 Nr. 1 BNatSchG i.V.m. § 30 I BNatSchG. Sie unterliegen wie alle gesetzlich geschützten Biotope einem Beeinträchtigungsverbot (>). Die Biotoptypen-Richtlinie definiert und codiert sie wie folgt: „2.1 Begriff: Altarme fließender Binnengewässer einschließlich der naturnahen Ufervegetation sind ehemalige, zumindest zeitweise wasserführende Haupt- oder Nebengerinne von Fließgewässern einschließlich ihrer typischen Umgebung. Es sind meist ehemalige Mäander-Schleifen, die oft noch eine Anbindung an das Fließgewässer aufweisen. Die typische Umgebung umfasst die Ufervegetation natürlicher oder naturnaher Bereiche fließender Binnengewässer oder der Verlandungsbereiche stehender Binnengewässer (vergleiche Nummern 1, 4 und 5). 2.2 Einstufungskriterien: Unabhängig von Vegetation und Größe sind alle Altarme als geomorphologische Bildungen geschützt.


2.3 Charakteristische Pflanzenarten: Froschlöffel-Arten (Alisma spec.), Igelschlauch (Baldellia ranunculoides), verschiedenen Zweizahn-Arten (Bidens spec.), Schwanenblume (Butomus umbellatus), Rauhes Hornblatt (Ceratophyllum demersum), verschiedenen Gänsefuß-Arten (Chenopodium rubrum, Ch. ficifolium, Ch. polyspermum), Blutauge (Comarum palustre), Braunes Zypergras (Cyperus fuscus), Sumpfsimsen-Arten (Eleocharis spec.), Schmalblättriges Wollgras (Eriophorum angustifolium), Sumpf-Ruhrkraut (Gnaphalium uliginosum), Gelbweißes Ruhrkraut (Helichrysum luteoalbum), Wasserfeder (Hottonia palustris), Froschbiß (Hydrocharis morsus-ranae), Flutende Tauchsimse (Isolepis fluitans), Binsen-Arten (Juncus bufonius, J. bulbosus, J. capitatus), lichte Bestände anderer Binsen-Arten (Juncus conglomeratus, J. effusus), Wasserlinsen-Arten (Lemna spec.), Schlammling (Limosella aquatica), Liegendes Büchsenkraut (Lindernia procumbens), Strandling (Littorella uniflora), Ysop-Blutweiderich (Lythrum hyssopifolia), Fieberklee (Menyanthes trifoliata), Tausendblatt (Myriophyllum spec.), Weiße Seerose (Nymphaea alba), Gelbe Teichrose (Nuphar lutea), Wasserfenchel (Oenanthe aquatica), Wasserpfeffer (Persicaria hydropiper), Ampfer-Knöterich (P. lapathifolia), schüttere Schilfbestände (Phragmites australis), Pillenfarn (Pilularia globilifera), Laichkraut-Arten (Potamogeton spec.), Knöterich-Laichkraut (Potamogeton polygonifolius), Gras-Laichkraut (P. gramineus), Wasserhahnenfuß-Arten (Ranunculus subgen. Batrachium), Gift-Hahnenfuß (Ranunculus sceleratus), Strand-Ampfer (Rumex maritimus), Sumpf-Ampfer (R. palustris), Pfeilkraut (Sagittaria sagittifolia), Schwimmfarn (Salvinia natans), Zwerg-Igelkolben (Sparganium natans), Vielwurzelige Teichlinse (Spirodela polyrhiza), Krebsschere (Stratiotes aloides), Wassernuss (Trapa natans), Wasserschlauch-Arten (Utricularia spec.), Teichfaden (Zannichellia palustris), Glanzleuchteralgen (Nitella flexilis, N. opaca), Stern-Armleuchteralge (Nitellopsis obtusa), Armleuchteralgen (Chara spec.).“





	Codes in Kartieranleitung Lebensraumtypen Sachsen-Anhalt





	Lebensraumtyp (LRT)

	Biotoptyp

	Biotoptyp nur anteilig geschützt





	3130 (=SOF)

	SOB; SOC

	SOY





	3140 (=SOG)

	SOD; SOE

	SEY





	3150 (=SEF)

	SEA; SEB

	





	3160 (=SOH)

	SED

	





	3180* (=SEG)

	

	





	3190 (=SEH)

	

	







Alternativenprüfung, bauplanungsrechtliche: Aus dem bauplanungsrechtlichen Abwägungsgebot (§ 1 VII BauGB) folgt eine Pflicht zur Alternativenprüfung. Es liegt im Wesen der Planung, dass es regelmäßig Planungsalternativen gibt – bis hin zum Verzicht auf die Planung („Nullvariante“). Die Gemeinde muss nicht jede denkbare Alternative prüfen; dies gilt auch für den Standort.70 Welche Alternativen in die Prüfung einzubeziehen sind, hängt in hohem Maße vom Einzelfall ab.71 Nicht für jede Alternative muss ein Planentwurf erstellt werden.72 Ein Abwägungsfehler liegt nur dann vor, wenn sich eine verworfene Alternative eindeutig als vorzugswürdig aufgedrängt hat oder die Bevorzugung der gewählten Alternative auf erheblichen Ermittlungs- oder Bewertungsfehlern beruht.73 M.a.W. sind nur solche Alternativen zu prüfen, die naheliegen bzw. sich aufdrängen.74


Alternativenprüfung, planfeststellungsrechtliche: Aus dem planfeststellungsrechtlichen Abwägungsgebot folgt eine Pflicht zur Standort- bzw. Trassenalternativenprüfung.75 Im Rahmen dieser Prüfung sind auch die Auswirkungen der jeweiligen Planungsalternativen auf die Schutzgüter des Naturschutzrechts zu betrachten. Weder muss dabei jede denkbare Standtort- bzw. Trassenalternative geprüft werden, noch muss jede nur denkbare Auswirkung auf Natur und Landschaft untersucht werden. Welche Alternativen in die Prüfung einzubeziehen sind, hängt in hohem Maße vom Einzelfall ab.76 Nicht für jede Alternative muss ein Planentwurf erstellt werden.77 Die Auswahl unter verschiedenen Alternativen „ist gerichtlicher Kontrolle nur begrenzt auf Abwägungsmängel hin zugänglich“78. Ein Abwägungsfehler liegt nur dann vor, wenn sich eine verworfene Alternative eindeutig als vorzugswürdig aufgedrängt hat oder die Bevorzugung der gewählten Alternative auf erheblichen Ermittlungs- oder Bewertungsfehlern beruht.79 M.a.W. sind nur solche Alternativen zu prüfen, die naheliegen bzw. sich aufdrängen.80 Trassenbzw. Standortalternativen, die dem Planer bereits aufgrund einer Grobanalyse als weniger geeignet erscheinen, darf er in einem frühen Planungsstadium ausscheiden.81 So darf die Planfeststellungsbehörde im Rahmen der Alternativenprüfung eine Trassenvariante bereits dann auf der Grundlage einer Grobanalyse aus der weiteren Prüfung ausscheiden, „wenn deren Verwirklichung mit einem nicht völlig auszuschließenden Risiko für einen öffentlichen Belang von überragend wichtiger Bedeutung verbunden ist (hier: präventiver Schutz der Heilquellen einer Kur- und Bäderstadt) und weitere Untersuchungen, die zu größerer Erkenntnissicherheit führen sollen, mit einem nicht vertretbaren finanziellen Aufwand verbunden wären.“82 Die Planfeststellungsbehörde darf eine Alternativtrasse ferner auch dann verwerfen, wenn sie in ihrer straßenentwurfstechnischen Beurteilung Nachteile von solchem Gewicht aufweist, dass sich mit ihr das angestrebte Planziel (etwa den Lückenschlusses im nationalen und transeuropäischen Verkehrsnetz) „in einem der Netzfunktion des Vorhabens entsprechenden Ausbaustandard nicht verwirklichen lässt.“83 Sofern sich nicht bereits bei der Grobanalyse die Vorzugswürdigkeit einer Trasse ergibt, „muss die Behörde die dann noch ernsthaft in Betracht kommenden Trassenvarianten im weiteren Planungsverfahren detaillierter untersuchen und vergleichen“84. So leidet etwa die „Planung einer Straße, die einen wertvollen und schutzwürdigen Naturraum durchschneidet, (…) an einem fachplanungsrechtlichen Abwägungsfehler, wenn Trassenalternativen, die diesen Raum umfahren, nicht ausreichend untersucht worden sind. Als Alternative kann auch eine ortsnahe Trassenführung in Verbindung mit Maßnahmen des aktiven und passiven Lärmschutzes in Betracht kommen.“85 Das fachplanerische Abwägungsgebot gebietet, dass im Planfeststellungsverfahren über ein im Bedarfsplan vorgesehenes Schienenwegevorhaben auch solche Planungsalternativen in die Prüfung einbezogen werden, die der Sache nach als Streckenneubau zu werden wären.86 Die Rechtsprechungsgrundsätze zur straßenrechtlichen Variantenprüfung sind auf eine planfestgestellte Baustraße übertragbar.87 Aus der Rspr.: „3. Stellt die Planfeststellungsbehörde für die Abwägung von Trassenvarianten auf die Ergebnisse von Nutzen-Kosten-Untersuchungen ab, die - jeweils in einzelnen Punkten - von unzutreffenden Tatsachen ausgehen, nicht in vollem Umfang der eigenen Methodik entsprechen, bestehende Bewertungsspielräume auch anders hätten nutzen können und Annahmen enthalten, die eine vergleichende Bewertung der Trassenvarianten in der Abwägung nicht zulassen, muss sie diese Umstände in den Blick nehmen und deren Bedeutung für die Variantenauswahl gewichten. 4. Wirken sich Trassenvarianten auf die Lärmsituation von Anwohnern deutlich unterschiedlich aus und ist keine Variante bereits aus anderen Gründen eindeutig vorzuziehen, müssen die jeweiligen Auswirkungen zumindest überschlägig ermittelt und in die Abwägung eingestellt werden. Das gilt umso mehr, wenn Lärmbelastungen im Raum stehen, die die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70/60 dB(A) Tag/Nacht überschreiten.“88 Besondere Regelungen gelten für die Alternativenprüfung bei Abweichungsentscheidungen (>) i.S.d. FFH-Rechts. Die Abweichung ist nur aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses (>) zulässig, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind. S. a.  Alternativenprüfung bei Abweichungsentscheidungen (>). Aus der Rspr.: „§ 6 Abs. 1 Satz 3 FStrG schließt es nicht aus, dass die Ortsumgehung einer Bundesstraße durch die bebaute Ortslage geführt wird, sofern sie nach ihrer Ausbaukonzeption nicht der Erschließung der anliegenden Grundstücke oder der mehrfachen Verknüpfung des Ortsstraßennetzes dient (vgl. § 5 Abs. 4 Satz 1 FStrG).“ 89 „Beim Variantenvergleich liegt es grundsätzlich in der planerischen Gestaltungsfreiheit des Vorhabenträgers - und nachvollziehend der Planfeststellungsbehörde -, die erforderlichen Trassierungsparameter als Grundlage der Kostenberechnung einer Alternativtrasse zu bestimmen.“90 S.a.  Vermeidungsgebot (>) und Planalternativen


Alternativenprüfung bei Abweichungsentscheidungen (FFH): Abweichend vom Beeinträchtigungsverbot (>) des § 34 II BNatSchG darf ein Projekt nur zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 1. aus zwingenden (>) Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist und 2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind (§ 34 III BNatSchG).91 Die Zumutbarkeit einer Planungsalternative setzt voraus, dass diese überhaupt rechtlich wie tatsächlich umsetzbar ist: „Eine Alternativlösung i.S.d. Art. 6 Abs. 4 FFH-RL ist nur dann gegeben, wenn sich das Planungsziel trotz ggf. hinnehmbarer Abstriche auch mit ihr erreichen lässt.92 Ein Vorhabenträger braucht sich auf eine technisch mögliche Alternativlösung nicht verweisen zu lassen, wenn sich Art. 6 Abs. 4 FFH-RL am Alternativstandort als ebenso wirksame Zulassungssperre erweist wie an dem von ihm gewählten Standort.93 Zumutbar ist eine (rechtlich wie tatsächlich umsetzbare) Alternative nur dann, wenn sie nicht unverhältnismäßig ist. Nach Ansicht des BVerwG dürfen Planungsalternativen außer Betracht bleiben, die sich nur mit unverhältnismäßigem Aufwand verwirklichen lassen würden.94 So darf der „Vorhabenträger … von einer Alternativlösung Abstand nehmen, die technisch an sich machbar und rechtlich zulässig ist, ihm aber Opfer abverlangt, die außer Verhältnis zu dem mit ihr erreichbaren Gewinn für Natur und Umwelt stehen.“95 „Eine Alternativlösung darf ggf. auch aus naturschutzexternen Gründen als unverhältnismäßiges Mittel verworfen werden.“96 Von einer zumutbaren Alternative könne auch dann nicht mehr die Rede sein, wenn eine Planungsvariante deswegen auf ein anderes Projekt hinauslaufe, weil die vom Vorhabenträger in zulässiger Weise verfolgten Ziele nicht mehr verwirklicht werden könnten. Zumutbar sei es nur, Abstriche vom Zielerfüllungsgrad in Kauf zu nehmen.97 „Eine ‚Konzeptalternative‘ ist keine Alternative im Sinne des § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG, Art. 6 Abs. 4 FFH-RL, sondern ein aliud, da sie sich darauf richtet, andere Planungsziele und nicht identische Planungsziele auf andere Weise zu erreichen“98. „Auch der gebotene Schutz der Bevölkerung vor schädlichen Umwelteinwirkungen kann dazu führen, dass zumutbare Trassenalternativen i.S.d. § 34 III Nr. 2 BNatSchG nicht gegeben sind.“99 „Wieweit das Anliegen, das Verkehrslärmniveau im innerörtlichen Bereich zu senken, oder das Interesse, die Projektkosten in Grenzen zu halten, bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung durchschlägt, hängt von dem Gewicht ab, das ihm im konkreten Fall zukommt.“100 „Eine Trassenalternative ist in der Regel dann nicht wegen schädlicher Umwelteinwirkungen i.S.d. § 34 III Nr. 2 BNatSchG unzumutbar, wenn das maßgebliche Fachrecht schädliche Umwelteinwirkungen verneint.“101 „Von den Alternativen (… ) muss grundsätzlich auch eine das Schutzgebiet nur geringfügig weniger beeinträchtigende gewählt werden, wenn sie zumutbar ist.“ 102 Ermittlungsumfang und Ermittlungstiefe für Trassenalternativen richten sich nach den Umständen des Einzelfalls. Vgl. hierzu: „In der Alternativenprüfung, die einer Abweichungsentscheidung vorauszugehen hat, brauchen Planungsalternativen nur so weitgehend ausgearbeitet und untersucht zu werden, dass sich einschätzen lässt, ob sie für – prioritäre oder nicht prioritäre – FFH-Schutzgüter ein erhebliches Beeinträchtigungspotenzial bergen.“ 103 „Die Prüfung einer zumutbaren Alternative i. S. d. § 34 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG darf auch dann, wenn auf den vorgelagerten Planungsstufen noch keine korridorübergreifende FFH-Verträglichkeitsprüfung durchgeführt werden musste, nicht auf den "Planungskorridor" beschränkt werden, sondern hat – unter summarischer Würdigung des jeweiligen Beeinträchtigungspotenzials – Trassen in Alternativkorridoren einzubeziehen.104 S.a. Konzeptalternative (>);  zur europarechtlichen Rechtsgrundlage s. Alternativenprüfung nach FFH-RL (>)


Alternativenprüfung nach FFH-RL: Unionsrechtliche Rechtsgrundlage der Alternativenprüfung bei Abweichungsentscheidungen i.S.v. § 34 IV BNatSchG ist Art. 6 IV 1 FFH-RL, wobei im Unionsrecht von einer „Alternativlösung“ die Rede ist. Der Rechtssatz lautet: „Ist trotz negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art ein Plan oder Projekt durchzuführen und ist eine Alternativlösung nicht vorhanden, so ergreift der Mitgliedstaat alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass die globale Kohärenz von Natura 2000 geschützt ist.“ „Art. 6 Abs. 4 der Richtlinie 92/43 ist dahin auszulegen, dass die Anforderungen an die im Rahmen der Prüfung von alternativen Lösungen durchgeführte Kontrolle nicht deshalb verändert werden können, weil der Plan oder das Projekt bereits ausgeführt worden ist.“105


Alternativenprüfung nach UVP in der Raumordnung: „Soll die strategische Umweltprüfung das ihr mit der SUP-RL verliehene Gewicht nicht einbüßen und insgesamt an Effektivität verlieren, muss der Planungsträger die Ermittlung anderweitiger Planungsmöglichkeiten im Rahmen der Verhältnismäßigkeit über den räumlichen Geltungsbereich des zu ändernden Plans hinaus gegebenenfalls bis zur Grenze seines Zuständigkeitsbereichs ausdehnen, wenn dies die Planungssituation und die Schwere der Umweltauswirkungen, die als Folge der gewollten Festlegung zu erwarten sind, in Ansehung der Ziele der SUP-RL verlangen. Ob dies im Einzelfall so ist, hängt von den jeweiligen konkreten Umständen ab. Für eine allgemeingültige, am vermeintlichen Wortlaut orientierte Interpretation der Nr. 2 Buchstabe d) der Anlage 1 zu § 9 ROG 2008, die den Planungsträger für die Ermittlung anderweitige Planungsmöglichkeiten quasi verbindlich auf den räumlichen Geltungsbereich des Raumordnungsplans verweist, ist insoweit kein Raum.“106 Fehlt es an einer ausreichenden Alternativenprüfung im Rahmen der Umweltprüfung ist der abschließende Umweltbericht in wesentlichen Punkten unvollständig im Sinne des ROG, da die Beschreibung wie Prüfung anderer Planungsmöglichkeiten zum wesentlichen Inhalt eines Umweltberichts gehört, indem sie maßgeblich dazu beitragen, negative Umweltauswirkungen zu vermeiden bzw. zu minimieren.107 Der Verfahrensfehler der Unvollständigkeit von Umweltprüfung und Umweltbericht ist beachtlich und zugleich ein erheblicher Mangel im Abwägungsvorgang i.S.v. § 12 III ROG 2008 (vgl. § 7 II ROG 2008).108


Alternativlosigkeit des Projekts: Die Alternativlosigkeit eines Projekts, das ein Natura 2000-Gebiet in seinen Erhaltungszielen erheblich beeinträchtigen kann, ist eine Voraussetzung seiner Zulässigkeit – neben für das Projekt streitenden zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses. Dies folgt aus Art. 6 IV FFH-RL („ist eine Alternativlösung nicht vorhanden“) sowie seiner nationalen Umsetzung § 34 III Nr. 2 BNatSchG („zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind“). S.  Alternativenprüfung bei Abweichungsentscheidungen (FFH-Recht) (>)


Altnaturschutzgebiete: Gemäß der Anordnung Nr. 1 über Naturschutzgebiete in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 1997 (GVBl. LSA S. 209) wurden zahlreiche Altnaturschutzgebiete als Naturschutzgebiete nach neuem Recht unter Schutz gestellt.


Amphibien: Die Lurche (Amphibia) sind eine Klasse der Wirbeltiere. Alle heimischen Arten sind besonders geschützte Arten, die Mehrzahl auch streng geschützte Arten (>). Zu dem Schutz der Individuen gelten insbesondere die sog. Zugriffsverbote (>) und zum Schutz ihrer Lebensräume Vorschriften des Lebensstättenschutzes (>). Ihre Ruhe- und Fortpflanzungsstätten sind oftmals auch gesetzlich geschützte Biotope (>). S. Frösche (>), Kröten (>), Molche (>), Unken (>)


Anbieten: Anbieten i.S.d. BNatSchG ist die Erklärung der Bereitschaft zu verkaufen oder zu kaufen und ähnliche Handlungen, einschließlich der Werbung, der Veranlassung zur Werbung oder der Aufforderung zu Verkaufs- oder Kaufverhandlungen (§ 7 II Nr. 17 BNatSchG).


Änderung der Sach- und Rechtslage: Laut dem BVerwG109 ist in der Rspr. des Gerichts „bereits geklärt, dass bei der Überprüfung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung nachträgliche Änderungen der Sach- und Rechtslage zugunsten des Anlagenbetreibers - im Gegensatz zu solchen zu seinen Lasten - auch in Ansehung eines etwaigen Verstoßes gegen ein Verbot des § 44 Abs. 1 BNatSchG zu berücksichtigen sind (…).110 Entgegen dem Beschwerdevorbringen hat das Oberverwaltungsgericht die Frage nach der ursprünglichen Rechtmäßigkeit der angefochtenen Genehmigung nicht offen gelassen, sondern bejaht (UA S. 22 <zum Rotmilan>, S. 28 f. <zum Schwarzstorch>).


Aneignung von toten Tieren: Tiere der besonders und streng geschützten Arten (>) unterliegen einem artenschutzrechtlichen Verbot der Inbesitznahme (vgl. § 44 I Nr. 1 BNatSchG). Dies gilt auch für tote Exemplare (s. Tiere >). Die Aneignung ist mithin verboten. Im Hinblick auf totes Wild steht allerdings dem (jeweiligen) Jagdausübungsberechtigten ein Aneignungsrecht zu. Der Jagdausübungsberechtigte darf sich in seinem Jagdrevier sogar aufgefundene tote Tiere der streng geschützten Arten des Anh. A der EG-Artenschutzverordnung (>) aneignen und präparieren lassen, sofern diese Wild sind. Dies betrifft vom Haarwild Wildkatze, Luchs, Fischotter (und den hier nicht heimischen Wisent) und vom Federwild Turteltaube, Knäkente, Moorente, Großtrappe und alle heimischen Greifvögel. Er darf Totfunde von Anh. A-Arten aber nicht verkaufen. Insoweit gilt ein Vermarktungsverbot (Art. 8 I, V EG-VO Nr. 338/97). Er darf im Übrigen auch tote Vögel von europäischen Vogelarten111, soweit diese nach § 2 I BJagdG dem Jagdrecht unterliegen, zum persönlichen Gebrauch oder als Hausrat ohne eine Ausnahme oder Befreiung aus einem Drittstaat unmittelbar in das Inland verbringen (§ 45 I 3 BNatSchG).


Anerkennung von Naturschutzvereinigungen: Naturschutzvereinigungen stehen nur dann besondere naturschutzgesetzliche Verbandsmitwirkungs- (>) und Verbandsklagerechte (>) zu, wenn es sich um sog. anerkannte Vereinigungen handelt.112 Zu unterscheiden sind die Anerkennung durch den Bund und durch das Land: Bundesweit tätige Naturschutzvereinigungen werden vom Bund und landesweit tätige Naturschutzvereinigungen werden vom Land anerkannt, wenn die gesetzlichen Anerkennungsvoraussetzungen (>) vorliegen (§ 63 I u. II BNatSchG i.V.m. § 3 UmwRG). Zuständigkeit und Verfahren der Anerkennung durch das Land richten sich nach Landesrecht (vgl. § 29 NatschG LSA i.V.m. Anerkennungsverordnung). Die nach § 3 III UmwRG zuständige Anerkennungsbehörde bzgl. Vereinigungen, die im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, wird durch Verordnung des für Naturschutz zuständigen Ministeriums bestimmt. Vgl. aus der Rspr.: „Für das Erfordernis des § 3 Abs. 1 Satz 3 Halbs. 2 UmwRG, im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu fördern, ist eine ausreichende Kompetenz im Naturschutz und in der Landschaftspflege entscheidend. Das setzt voraus, dass ein wesentlicher Teil des satzungsmäßigen Aufgabenbereichs der Vereinigung auf die Förderung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege gerichtet ist.“113 „1. Eine Vereinigung, die sich nach ihrem satzungsgemäßen Aufgabenbereich auf den Schutz nur eines Naturgutes - wie hier des Bodens - im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG konzentriert, kann - bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen - als Naturschutzvereinigung anerkannt werden. 2. Voraussetzung für eine Anerkennung als Naturschutzvereinigung gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 Halbs. 2 UmwRG ist, dass nach dem satzungsgemäßen Aufgabenbereich der Vereinigung die Förderung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege andere Ziele überwiegt.“114


Anerkennung vorgezogener Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege, die im Hinblick auf zu erwartende Eingriffe durchgeführt worden sind, sind als (vorgezogene) Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen anzuerkennen, soweit 1. die Voraussetzungen des § 15 II BNatSchG erfüllt sind (Verursacherpflichten>), 2. sie ohne rechtliche Verpflichtung durchgeführt wurden, 3. dafür keine öffentlichen Fördermittel in Anspruch genommen wurden, 4. sie Programmen und Plänen nach den §§ 10 und 11 nicht widersprechen und 5. eine Dokumentation des Ausgangszustands der Flächen vorliegt (§ 16 I 1 BNatSchG). S. näher Ausgleichsmaßnahmen, vorgezogene (>)


Anerkennungsverordnung: Die zuständige Behörde nach § 3 III UmwRG für die Anerkennung und den Widerruf der Anerkennung von Vereinigungen, die im Schwerpunkt die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fördern, bestimmt die oberste Naturschutzbehörde durch Verordnung (§ 29 I NatschG LSA). Diese Bestimmung ist Bestandteil der Zuständigkeitsverordnung Naturschutz (>).


Anerkennungsvoraussetzungen als Naturschutzvereinigung: Die Voraussetzungen der staatlichen Anerkennung als Naturschutzvereinigung i.S.d. BNatSchG richten sich nach dem UmwRG (vgl. § 63 I, II BNatSchG i.V.m. § 3 UmwRG). Auf Antrag wird einer Vereinigung die Anerkennung zur Einlegung von Rechtsbehelfen nach dem UmwRG erteilt, wenn die Vereinigung, 1. nach ihrer Satzung ideell und nicht nur vorübergehend vorwiegend die Ziele des Umweltschutzes fördert, 2. im Zeitpunkt der Anerkennung mindestens drei Jahre besteht und in diesem Zeitraum im Sinne der Nr. 1 tätig gewesen ist, 3. die Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung, insbesondere für eine sachgerechte Beteiligung an behördlichen Entscheidungsverfahren, bietet; dabei sind Art und Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit, der Mitgliederkreis sowie die Leistungsfähigkeit der Vereinigung zu berücksichtigen, 4. gemeinnützige Zwecke im Sinne von § 52 AO verfolgt und 5. jeder Person den Eintritt als Mitglied ermöglicht, die die Ziele der Vereinigung unterstützt; Mitglieder sind Personen, die mit dem Eintritt volles Stimmrecht in der Mitgliederversammlung der Vereinigung erhalten; bei Vereinigungen, deren Mitgliederkreis zu mindestens drei Vierteln aus juristischen Personen besteht (§ 3 I 1 UmwRG).


Altarme: Altarme fließender Gewässer sind gesetzlich geschützte Biotope (>) gem. § 30 II Nr. 1 BNatSchG.


Amsel: Die Amsel (Turdus merula) ist als europäische Vogelart eine besonders geschützte Art (>).115


Anhang A-Arten (der EUArtSchV): Arten, die im Anhang A zur EU-Artenschutzverordnung (>) gelistet sind. Anhang A enthält: a) die in Anhang I des Übereinkommens aufgeführten Arten, zu denen die Mitgliedstaaten keinen Vorbehalt angemeldet haben; b) alle Arten, die i) im gemeinschaftlichen oder internationalen Handel gefragt sind oder sein könnten und vom Aussterben bedroht oder so selten sind, dass jeglicher Handel das Überleben der Art gefährden würde, oder ii) die einer Gattung oder Art angehören, deren Arten bzw. Unterarten gemäß den Kriterien unter Buchstabe a) oder Buchstabe b) Ziffer ii) größtenteils in Anhang A aufgeführt sind und deren Aufnahme in den Anhang für den wirksamen Schutz dieser Taxa von wesentlicher Bedeutung ist (Art. 3 EUArtSchV). Anhang A-Arten sind z.B. die heimischen Weihen.


Anhang I-Arten (der Vogelschutzrichtlinie): Im Anhang I der Vogelschutzrichtlinie (>) sind europäischen Vogelarten aufgeführt, für deren Schutz besondere Maßnahmen ergriffen werden müssen. Für sie müssen besondere Schutzgebiete ausgewählt werden.


Anhang I-LRT (der FFH-RL): Der Anhang I der FFH-RL listet die Lebensraumtypen von gemeinschaftlicher Bedeutung, für deren Erhalt die Mitgliedstaaten besondere Schutzgebiete ausweisen müssen.


Anhang II-Arten (der FFH-RL): Arten i.S.d. Anhangs II der sog. FFH-Richtlinie (>). Dieser Anhang enthält die "Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse, für deren Erhaltung besondere Schutzgebiete ausgewiesen werden müssen" (Titel des Anhangs). In diesem Anhang befinden sich auch die sog. prioritären Arten (>),  d.h. Pflanzen- und Tierarten, für die aufgrund ihrer Gefährdungssituation eine besondere Verantwortung der EU besteht (Art. 1 lit. h FFH-RL). Zusammen mit den Anhang IV-Arten und den Anhang V-Arten bilden die Anhang II-Arten die sog. „FFH-Arten“ (>).


Anhang IV-Arten (der FFH-RL): Arten i.S.d. Anhangs IV zur sog. FFH-Richtlinie (>). Der Anhang trägt die Überschrift „Streng zu schützende Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse“. Für diese streng geschützten Arten (>) gilt insbesondere der besondere Artenschutz (>) des § 44 BNatSchG. Anhang IV-Arten können auch zugleich Anhang II-Arten sein (so z.B. Bechsteinfledermaus oder Fischotter). In Sachsen-Anhalt vorkommende Anh. IV-Arten sind laut Artenschutzliste Sachsen-Anhalt (>) von den Säugetieren: Wolf (Canis lupus), Europäischer Biber (Castor fiber albicus), Feldhamster (Cricetus cricetus), Wildkatze (Felis silvestris), Fischotter (Lutra lutra), Luchs (Lynx lynx), Haselmaus (Muscardinus avellanarius), Europäischer Nerz (Mustela lutreola) sowie einundzwanzig Fledermausarten. Hinzu treten zwei Reptilienarten (Schlingnatter und Zauneidechse), zehn Arten von Amphibien (>),  fünf Käferarten (>),  elf Schmetterlingsarten, sechs Libellenarten (>) und zwei Arten Mollusken. Auf der Liste der in Sachsen-Anhalt vorkommenden europäisch streng geschützten Farn- und Blütenpflanzen nach Anhang IVb FFH RL stehen insgesamt zwölf Arten. Arten der Moose (Bryophyta) oder Flechten (Lichenes) des Anhangs VIa FFH-RL sollen in Sachsen-Anhalt derzeit nicht vorkommen. Gem. Art. 12 I FFH-RL treffen die Mitgliedstaaten die notwendigen Maßnahmen, um ein strenges Schutzsystem (>) für die in Anh. IV lit. a) genannten Tierarten in deren natürlichen Verbreitungsgebieten einzuführen. Dieses Schutzsystem muss verbieten: a) alle absichtlichen Formen des Fangs oder der Tötung von aus der Natur entnommenen Exemplaren dieser Arten; b) jede absichtliche Störung dieser Arten, insbesondere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten; c) jede absichtliche Zerstörung oder Entnahme von Eiern aus der Natur; d) jede Beschädigung oder Vernichtung der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. Diesen Vorgaben entspricht die Bundesrepublik v.a. durch die nationale Umsetzung in §§ 44, 45 BNatSchG.


Anhang V-Arten (der FFH-RL): Arten i.S.d. Anhangs V zur FFH-Richtlinie (>). Es handelt sich dabei um Tier- und Pflanzenarten, deren Rückgang und Gefährdung vor allem durch die Entnahme aus der Natur verursacht wurde und die vor weiterer unkontrollierter Entnahme geschützt werden sollen. Die amtliche Überschrift des Anhangs drückt dies nicht hinreichend aus („Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse, deren Entnahme aus der Natur und Nutzung Gegenstand von Verwaltungsmaßnahmen sein können“). In Deutschland gelten gegenwärtig 110 Arten als Anhang V-Arten. Vorbehaltlich jagd- oder fischereirechtlicher Bestimmungen ist es verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen der in Anhang V aufgeführten Arten aus der Natur zu entnehmen (§ 39 II 1 BNatSchG). Die Länder können hiervon (unter den Voraussetzungen des § 45 VII BNatSchG oder Art. 14 FFH-RL) Ausnahmen zulassen (§ 39 II 2 BNatSchG). Beispiel für Anhang V-Arten sind der Goldschakal und die Arnika (>).


Anhörung der Eigentümer: Vor der Unterschutzstellung von Teilen von Natur und Landschaft sind die Eigentümer und sonstigen Nutzungsberechtigten der voraussichtlich betroffenen Grundstücke in geeigneter Weise über die Bedeutung und die Auswirkungen der Unterschutzstellung zu informieren (§ 15 IV 1 NatschG LSA). Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben (§ 15 IV 2 NatSchG). Die land- und forstwirtschaftlichen Berufsvertretungen sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Unterschutzstellung betroffen sind, sind zu hören (§ 15 IV 3 NatschG LSA).


Anhörung des Naturschutzbeirats: Die Naturschutzbehörden sollen im Vorfeld grundlegender Entscheidungen die Beratung durch die jeweiligen Naturschutzbeiräte nutzen (§ 3 I 2 NatschG LSA). Die Beiräte können Anträge stellen und sind auf Verlangen zu hören (§ 3 I 3 NatschG LSA). Sie sind bei der Naturschutzbehörde, bei der sie gebildet sind, über alle wesentlichen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten (§ 3 I 4 NatschG LSA).


Anhörungsrüge: s. Eilbedürftigkeit der Baufeldfreimachung (>)


Anlage von (…): Alleen s. Alleenschutz (>);  Eidechsenburgen s. Eidechsenburgen (>);  Fischteichen s.  Fischteiche (>);  Hecken s.  Benjes-Hecken (>), Hecken (>), Maßnahmen des praktischen Naturschutzes (>);  Golfplätzen s. Golfplatzbau (>);  Jagdgehegen s.  Jagdgehege (>);  Sandarealen s. Wildbienenschutz (>);  Saufängen s.  Fangjagd (>);  Wildäckern: s.  Wildäcker (>)


Anlagengenehmigung, immissionsschutzrechtliche: Im immissionsschutzrechtlichen Anlagengenehmigungsverfahren ist auch die Einhaltung des Naturschutzrechts zu prüfen, da die Genehmigung nur zu erteilen ist, wenn keine öffentlich-rechtlichen Anforderungen dem Betrieb der Anlage entgegenstehen (vgl. § 6 I Nr. 2 BImSchG). S. a. Naturschutzrecht und Immissionsschutzrecht (>)


Anordnung der sofortigen Vollziehung: Naturschutzbehörden können ordnungsrechtliche Verfügungen mit einer Anordnung der sofortigen Vollziehung verbinden, wenn diese im öffentlichen Interesse geboten erscheint (vgl. § 80 II Nr. 4, III VwGO). Zudem können Naturschutzbehörden Genehmigungsentscheidungen im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung verbinden. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung muss besonders begründet werden (vgl. § 80 III VwGO). Als Begründung unzureichend sind insbesondere bloße Wiederholungen des Gesetzeswortlauts oder nur formelhafte Wendungen. Ausnahmsweise kann das Interesse an der sofortigen Vollziehung mit dem öffentlichen Interesse an der Verfügung selbst begründet werden, wenn nämlich das besondere Vollzugsinteresse und das Erlassinteresse identisch sind. Vgl. aus der Rspr.: „3. Bei illegalen Eingriffen in die Natur durch Beseitigung von Bäumen rechtfertigt sich ein behördliches Eingreifen durch Anordnung einer sofortigen Ersatzpflanzung daraus, dass bei einer grundsätzlich gebotenen Ersatzmaßnahme, die sich oft erst nach langer Zeit zu einem gleichwertigen Ausgleich auswächst, nicht noch durch Abwarten der rechtskräftigen Entscheidung in der Hauptsache ein zusätzlicher Zeitverlust eintritt. Zudem kann die Anordnung der sofortigen Vollziehung einer naturschutzrechtlichen Maßnahme generalpräventiv auf die Gefahr einer unerwünschten Nachahmungswirkung gestützt werden“116. S.a.  zu einem Wiederherstellungsgebot bzgl. Streuobstweise: „Die Gründe, die den Erlass eines Verwaltungsaktes rechtfertigen, fordern demnach zugleich auch dessen sofortigen Vollzug (…)117. Eine starke Vorprägung durch das materielle Recht erfährt die Vollziehbarkeitsanordnung bei naturschutzrechtlichen Maßnahmen (…)118. Insoweit ist Eilbedürftigkeit gegeben, wenn es darum geht, natürliche Verhältnisse baldmöglichst wiederherzustellen und die Herbeiführung einer irreparablen Zerstörung der zu schützenden Natur und Landschaft zu verhindern (…)119. Ein besonderes Vollzugsinteresse liegt vor, wenn bei rechtswidrigen Eingriffen in ein geschütztes Biotop der Eintritt von nicht oder nur schwer rückgängig zu machenden Auswirkungen auf den Naturhaushalt verhindert werden soll (NdsOVG, Beschl. v. 20.09.2006 – 8 ME 115/06 –, a.a.O. RdNr. 23; OVG SH, Beschl. v. 09.02.2005 – 1 MB 16/05 –, juris RdNr. 7). Insbesondere bei illegalen Eingriffen in die Natur durch Beseitigung von Bäumen rechtfertigt sich ein behördliches Eingreifen durch Anordnung einer sofortigen Ersatzpflanzung daraus, dass bei einer grundsätzlich gebotenen Ersatzmaßnahme, die sich oft erst nach langer Zeit zu einem gleichwertigen Ausgleich auswächst, nicht noch durch Abwarten der rechtskräftigen Hauptsacheentscheidung ein zusätzlicher Zeitverlust eintritt (HessVGH, Beschl. v. 6.12.1988 – 3 TH 4358/88 –, juris RdNr. 21). Zudem kann die Anordnung der sofortigen Vollziehung einer naturschutzrechtlichen Maßnahme generalpräventiv auf die Gefahr einer unerwünschten Nachahmungswirkung gestützt werden (…)120. Etwas anderes gilt allenfalls dann, wenn wirklich Zweifel an der Rechtmäßigkeit der zugrundeliegenden Verfügung bestehen (NdsOVG, Beschl. v. 20.09.2006 – 8 ME 115/06 –, a.a.O. RdNr. 24)“121. S.a. Aussetzung der sofortigen Vollziehung (>)


Anordnung Nr. 1 über Naturschutzgebiete: Zur Anordnung Nr. 1 über Naturschutzgebiete in der Fassung der Bekanntmachung vom 1.01.1997 (GVBl. LSA S. 2, 209) s. Altnaturschutzgebiete (>)


Anordnung über die Beringung der Vögel und der Fledermäuse für wissenschaftliche Zwecke - Beringungsanordnung: s. Vogelberingung (>)


Anordnung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: Die A. erfolgt, sofern ein Zulassungsverfahren für den Eingriff vorgesehen ist, in der Regel im Rahmen der Zulassungsentscheidung. Dabei werden die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen meist Gegenstand einer Auflage zur Genehmigung. Damit ist diese Auflage auch selbständig durchsetzbar. Sind vorlaufende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nötig, ist es auch möglich, deren Durchführung als eine Bedingung der Genehmigung in diese aufzunehmen. In inhaltlicher Hinsicht richtet sich das Erfordernis der A. allein nach Naturschutzrecht. „Die Anordnung von Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen wird nicht durch das planungsrechtliche Abwägungsgebot des § 17 Abs. 1 Satz 2 FStrG gesteuert. Maßgebend sind die Vorgaben des jeweiligen Landesrechts (…). Bei einem Zugriff auf einzelne Grundstücke ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten, der sämtliche Elemente des Übermaßverbots einschließt.“122


Anordnungen, naturschutzbehördliche: Hierunter versteht man regelmäßig naturschutzbehördliche Verwaltungsakte, seien sie auch Allgemeinverfügungen, die der Durchsetzung von Naturschutzrecht gegenüber einem Adressaten dienen. Die Naturschutzbehörden sind – soweit kein Spezialgesetz gilt – aufgrund der landesnaturschutzrechtlichen Generalklausel (>) befugt, die im Einzelfall erforderlichen Anordnungen zur Durchführung des Naturschutzrechts und zur Abwehr von Gefahren für Natur und Landschaft zu treffen (§ 1 III 2 NatschG LSA). Sind Teile von Natur und Landschaft rechtswidrig zerstört, beschädigt oder verändert worden, ordnet die zuständige Behörde die nach § 15 II und VI BNatSchG vorgesehenen Maßnahmen an (§ 1 III 3 NatschG LSA). Eine Anordnung, die ein Grundstück betrifft und sich an den Eigentümer oder Nutzungsberechtigten richtet, ist auch für dessen Rechtsnachfolger verbindlich (§ 1 III 4 NatschG LSA). Naturschutzbehördliche Anordnungen können, soweit erforderlich, mit der Anordnung der sofortigen Vollziehung (>) versehen werden (vgl. § 80 II Nr. 4 VwGO). Im Übrigen kann eine Gefahr für ein naturschutzrechtliches Schutzgut auch ohne vorausgehenden Verwaltungsakt im Wege der sog. unmittelbaren Ausführung abgewehrt werden (vgl. § 8 SOG LSA). S.  Stopp-Verfügung (>);  Unterlassungsverfügung (>);  Wiederherstellungsverfügung (>)


Anpassung von Schutzverordnungen an die Bauleitpläne: Bei der Ausweisung von Schutzverordnungen müssen die gemeindlichen städtebaulichen Belange nach Maßgabe des § 7 BauGB berücksichtigt werden. Hiernach müssen öffentliche Planungsträger, die nach § 4 oder § 13 BauGB beteiligt wurden, ihre Planungen dem Flächennutzungsplan insoweit anpassen, als sie diesem Plan nicht widersprochen haben. Der Widerspruch ist bis zum Beschluss über den Bauleitplan der Gemeinde einzulegen. Macht eine Veränderung der Sachlage eine abweichende Planung erforderlich, haben sich die Planungsträger unverzüglich mit der Gemeinde ins Benehmen zu setzen. Kann ein Einvernehmen zwischen der Gemeinde und dem öffentlichen Planungsträger nicht erreicht werden, kann der öffentliche Planungsträger nachträglich widersprechen. Der Widerspruch ist nur zulässig, wenn die für die abweichende Planung geltend gemachten Belange (in diesem Fall die Naturschutzbelange) die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebenden städtebaulichen Belange nicht nur unwesentlich überwiegen. Im Falle einer abweichenden Planung ist § 37 III BauGB auf die durch die Änderung oder Ergänzung des Flächennutzungsplans oder eines Bebauungsplans, der aus dem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist und geändert, ergänzt oder aufgehoben werden musste, entstehenden Aufwendungen und Kosten entsprechend anzuwenden. Unberührt bleibt die Regelung über den Vorrang der Fachplanung gem. § 38 Satz 3 BauGB. Aus der Rspr.: „1. Beantragt eine Gemeinde in Abweichung von der Darstellung in dem von ihr aufgestellten Flächennutzungsplan den Erlaß einer Naturschutzverordnung für einen inzwischen stillgelegten Steinbruch, der sich zum Sekundärbiotop entwickelt hat, und leitet sie außerdem ein Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans mit dem Ziel der Darstellung eines Naturschutzgebiets ein, so verstößt die Naturschutzverordnung nicht gegen das Anpassungsgebot des § 7 S 1 BauGB, selbst wenn im Zeitpunkt ihres Erlasses das Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans noch nicht förmlich abgeschlossen ist (…)123. 2. Gegen das bei Erlaß einer Naturschutzverordnung zu beachtende Abwägungsgebot wird nicht verstoßen, wenn gewichtigen Belangen des Naturschutzes der Vorrang eingeräumt wird vor privaten und zugleich öffentlichen Interessen am Abbau einer Lagerstätte hochwertigen Gesteins.“124


Anrechnung als Kompensationsmaßnahme: Bei der Anrechnung einer Ökokontomaßnahme (>) als Kompensationsmaßnahme gelten die Voraussetzungen von § 15 II BNatSchG als erfüllt (§ 7 II 1 NatschG LSA). Ökokontomaßnahmen erfüllen die Voraussetzungen für die Funktionalität nach § 15 II BNatSchG (§ 7 II 2 NatschG LSA). Dies bedeutet, dass die durch die Ökopunkte (>) verbuchte vorgezogene Kompensationsmaßnahme keinen Ausgleich oder Ersatz für den konkreten Eingriff darstellen muss bzw. in keinerlei Bezug zum Eingriff stehen muss. Es genügt mithin eine rein „rechnerische“ Kompensation.


Ansiedeln von Tieren: S.  Ausbringen von Tieren (>),  Aussetzen von Haustieren (>),  Aussetzen von Tieren wildlebender Arten (>),  Aussetzen von Wild (>)


Anspruch auf Abschussplanung: Der Waldeigentümer hat einen Anspruch darauf, dass die Jagdbehörde im Rahmen der Abschussplanung eine angemessene Zahl abzuschießenden waldschädigenden Schalenwilds festsetzt.125 Die jagdrechtliche Abschussplanung muss die berechtigten Ansprüche der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft auf Schutz gegen Wildschäden wahren sowie die Belange von Naturschutz126 und Landschaftspflege berücksichtigen und soll zugleich das Ziel eines gesunden Bestandes heimischer Tierarten verfolgen.127 Beeinträchtigungen einer ordnungsgemäßen land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Nutzung sollen „möglichst vermieden werden“128. Der anzustrebende gerechte Ausgleich teilweise gegenläufiger Interessen129 erfordert mithin eine Abwägung.130 Bei dieser Abwägung hat der Schutz des Waldes vor Wildschäden grundsätzlich „Vorrang vor der zahlenmäßigen Hege der den Waldaufbau schädigenden Wildarten“131. Dies drückt man gemeinhin mit dem Grundsatz „Wald vor Wild“ (>) aus. Vor allem muss die Wilddichte eine natürliche Waldverjüngung ohne Zaunschutz zulassen.132 Dies kann auf Grundlage forstbehördlicher Verbissgutachten beurteilt werden.133 „Wald vor Wild“ gilt nicht schrankenlos. S.  Wald vor Wild (>)


Anspruch auf (gerechte) Abwägung von Naturschutzbelangen: Ein solcher Anspruch ist im Recht nicht vorgesehen, da das Naturschutzrecht grundsätzlich keinen Drittschutz (>) gewährt. Vgl. „Nicht schutzwürdig und mithin nicht abwägungserheblich ist ein Belang u.a. dann, wenn sein Träger sich vernünftigerweise auf die mit dem geplanten Vorhaben verbundenen Veränderungen einstellen musste und er deswegen nicht auf den Fortbestand einer bestimmten Situation vertrauen durfte (im Anschluss an den Beschluss vom 9. November 1979 - BVerwG 4 N 1.78 und 2 bis 4.78 - BVerwGE 59, 87 <102 f.>; hier: Anlegen eines öffentlichen Weges in einem bisher unzugänglichen Naturschutzgebiet in unmittelbarer Nähe eines Wohnhauses).“134


Anspruch auf Ausnahmebewilligung: Soweit von den artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten (>) eine Ausnahme (>) nach § 45 VII BNatSchG erteilt werden kann, kommt ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung des Antragstellers über den Ausnahmeantrag in Betracht. Dies gilt allerdings nur, wenn der geltend gemachte Ausnahmegrund auch dem Schutz privater Interessen dient (und der Antragsteller zum geschützten Personenkreis gehört). Dies kann im Hinblick auf Nr. 1, Nr. 3 und Nr. 4 angenommen werden, während dies in den Fällen der Nr. 2 und Nr. 5 regelmäßig auszuschließen ist. Brieftaubenzüchter haben in der Regel keinen Anspruch auf eine Ausnahmegenehmigung zur Beseitigung eines Habichts nach § 27 BJagdG.135


Anspruch auf Baueinstellung: Einem anerkannten Naturschutzverband kann ein Anspruch gegen die beteiligungspflichtige Behörde auf Durchsetzung des Beteiligungsrechts zustehen, wenn diese Behörde ein Bauvorhaben ohne das gesetzlich vorgesehene Genehmigungsverfahren (mit der dafür vorgesehenen Verbandsmitwirkung) zulässt oder das gesetzlich vorgesehene Genehmigungsverfahren ohne die gesetzlich vorgeschriebene Verbandsmitwirkung durchführt. Dies kann etwa der Fall sein, wenn auf die beteiligungspflichtige Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung (>) rechtswidrig verzichtet wird. Hieraus kann ein Unterlassungsanspruch erwachsen, damit die Beteiligung noch vor Vollendung der Baumaßnahme nachgeholt werden kann. So hat etwa eine anerkannte Naturschutzvereinigung einen Anspruch auf Anordnung der vorläufigen Einstellung bereits begonnener Uferbefestigungsmaßnahmen, wenn hierfür eine FFH-Verträglichkeitsprüfung notwendig, diese aber nicht durchgeführt wurde.136


Anspruch auf Befreiung: Von den Verboten und Geboten des BNatSchG und den auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen kann Befreiung (>) gewährt werden, wenn die Durchführung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung führen würde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vereinbar ist (§ 67 I 1 Nr. 2 BNatSchG). Das Merkmal „unzumutbare Belastung“ der Befreiungsreglung § 67 BNatSchG stimmt mit dem Merkmal „unzumutbaren Belastung“ der Entschädigungsregelung § 68 I BNatSchG überein.137 Liegen die tatbestandlichen Voraussetzungen der Unzumutbarkeit vor, gewährt die Vorschrift einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über einen Befreiungsantrag. Im Falle einer Ermessensreduktion auf null besteht ein Anspruch auf die begehrte Befreiung. Im Fall „Harzer Finkenmanöver“ begehrte ein Verein, der traditionelle Finken-Gesangswettbewerbe veranstaltet, eine Befreiung für den Fang von Finkenhähnen aus der freien Natur (vgl. das Fangverbot> des § 44 I BNatSchG). Das OVG LSA138 vertrat insoweit die Ansicht, dass die Gefahr einer Verschlechterung der Gesangsqualitäten ohne Wildfänge keine Unzumutbarkeit begründe. Klarzustellen ist, dass der Befreiungstatbestand „Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses“ keinen Anspruch auf irgendeine Behördenentscheidung gewährt, da er nur öffentlichen Interessen dient.


Anspruch auf Beteiligung: Ansprüche auf Beteiligung an Verfahren, in denen (nur oder auch) Naturschutzrecht vollzogen wird, stehen anerkannten Naturschutzverbänden nach näherer Maßgabe von UmwRG und BNatSchG, die in bestimmten Fällen Mitwirkungsrechte (und auch Klagerechte) einräumen. Zudem kann sich aus dem Beteiligungsrecht bei unterlassener Beteiligung ein Anspruch auf behördliche Durchsetzung eines Baustopps ergeben. S.  Anspruch auf Baueinstellung (>);  Verbandsmitwirkung (>). S.a.  Partizipationserzwingungsklage (>)


Anspruch auf Eingriffsgenehmigung: Ist ein genehmigungspflichtiger Eingriff unvermeidbar aber ausgleichbar, so besteht ein Anspruch auf Erteilung der Eingriffsgenehmigung (>). Die Eingriffsgenehmigung ist mit der Auflage zu erteilen, den Ausgleich zu bewirken. Dies gilt entsprechend für einen durch Ersatzmaßnahmen kompensierbaren (unvermeidbaren) Eingriff. Ist der unvermeidbare Eingriff nicht ausgleichbar oder ersetzbar und eine Abwägungsentscheidung (gem. § 15 V BNatSchG) zu treffen, besteht nur ein Anspruch auf gerechte Abwägung der betroffenen eigenen Belange des Antragstellers. Nur im Falle einer Reduzierung des behördlichen Ermessens auf null kann hier ein Anspruch auf die begehrte Eingriffsgenehmigung entstehen.


Anspruch auf Einschreiten: Das Naturschutzrecht dient in der Regel allein öffentlichen Interessen und gewährt daher in der Regel keine subjektiven Rechte. Private können daher grundsätzlich nicht die Einhaltung von Naturschutzrecht gerichtlich durchsetzen, sofern die Verletzung von Naturschutzrecht nicht ausnahmsweise sie in ihren eigenen Rechten (Eigentum etc.) betrifft. Hingegen hat eine anerkannte Naturschutzvereinigung einen gerichtlich durchsetzbaren Anspruch gegen die zuständige Naturschutzbehörde auf ein Einschreiten gegen ein ohne die erforderliche Zulassungsentscheidung errichtetes und betriebenes Vorhaben, wenn die (fehlende) Zulassungsentscheidung beteiligungspflichtig ist.139 „Das Ermessen der Naturschutzbehörde, gemäß § 3 Abs. 2 BNatSchG die Nutzung eines in einem FFH-Gebiet ohne die erforderliche Planfeststellung ausgebauten Radweges zu unterbinden, ist regelmäßig zu einer Rechtspflicht verdichtet, wenn die weitere Nutzung bis zum Abschluss des nachträglich durchzuführenden Planfeststellungsverfahrens über die baubedingten Störungen hinaus erhebliche Beeinträchtigungen konkret befürchten lässt.“140 S.a.  Anspruch auf Befreiung (>);  Anspruch auf Erlass einer Beseitigungsverfügung (>);  Drittschutz (>); Vollüberprüfungsanspruch (>)


Anspruch auf Erlass einer Beseitigungsverfügung: Hat die Naturschutzbehörde – aufgrund Vorliegens der tatbestandlichen Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage – die Befugnis, eine Beseitigungsverfügung (>) zu erlassen, folgt daraus nicht, dass auch Dritten (Nachbarn oder sonstigen Personen) ein Anspruch auf Erlass einer Beseitigungsverfügung zusteht oder diesen auch nur ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über ein Einschreiten zusteht. Nach allgemeinen Grundsätzen kann nur dann ein Anspruch Dritter auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über ein Einschreiten entstehen, wenn ohne ein Einschreiten eine Verletzung bedeutender grundrechtlich geschützter Rechtsgüter Dritter droht (Bedrohung von Leben und körperlicher Unversehrtheit, wirtschaftlicher Existenz etc.). Ein solcher Anspruch kann sich im Ausnahmefall zu einem Anspruch auf Erlass einer Beseitigungsverfügung wandeln, wenn eine Ermessensreduzierung auf null gegeben ist. Dass der Schutz bedeutender Individualrechte vom Erlass naturschutzbehördlicher Anordnungen wie einer Beseitigungsanordnung zwingend abhängt, erscheint nur im Ausnahmefall möglich. S.a.  Anspruch auf ein Einschreiten (>) der Naturschutzbehörde


Anspruch auf gerechte Abwägung von Naturschutzbelangen: Einen allgemeinen Anspruch auf gerechte Abwägung naturschutzrechtlicher Belange im Rahmen der Bauleitplanung oder Planfeststellung gibt es nicht. Ein subjektives öffentliches Recht mit diesem Inhalt kann nicht bestehen, weil das Naturschutzrecht nur öffentlichen Interessen dient. Auch anerkannten Naturschutzverbänden steht kein solcher Anspruch zu. Da indes eine fehlerhafte Abwägung von Naturschutzbelangen zu einem rechtswidrigen Eingriff in Eigentums- oder sonstige Freiheitsrechte durch den Plan führen kann, besteht darauf ein Anspruch, dass die eigenen Belange nicht durch fehlerhafte Anwendung des Naturschutzrechts beeinträchtigt werden. Im Übrigen steht den Eigentümern von Grundstücken im Plangebiet ein Anspruch auf gerechte Abwägung ihrer von der Planung berührten privaten Belange zu. Dies kann auch das private Interesse am Naturschutz auf den eigenen Grundstücken sein, insbesondere, wenn das Grundstück ausschließlich zum Zweck des Naturschutzes erworben und umgestaltet wurde (etwa von einem Naturschutzverein). Nach der Rspr. sind bloße Zukunftsplanungen des Grundstückseigentümers vom Planer nur dann in die Abwägung einzustellen, wenn sie nach Lage des Grundstücks bei vernünftiger wirtschaftlicher Betrachtungsweise sich objektiv anbieten und nach dem Willen des Eigentümers in absehbarer Zeit verwirklicht werden sollen.141 Diese Rspr. ist indes auf den privaten Belang des (privaten) Naturschutzes nicht anwendbar, weil der private Naturschutz keine wirtschaftlichen Ziele verfolgt. Hier kommt es allein darauf an, ob nach den erkennbaren Umständen der Zweck des privaten Naturschutzes in absehbarer Zeit verwirklicht werden soll. Die Inhaber von Fischereirechten haben im wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren einen Anspruch auf gerechte Abwägung ihrer Belange auch unterhalb der Schwelle unzumutbarer Beeinträchtigungen.142


Anspruch auf naturschutzbehördliches Einschreiten: s. Anspruch auf Einschreiten (>)


Anspruch auf Unterlassung einer CEF-Maßnahme: Nach Ansicht des VG Halle143 hat ein Naturschutzverband einen Anspruch gegen die Planfeststellungsbehörde auf Unterlassen der im Planfeststellungsbeschluss vorgesehenen Umsiedlung einer Eidechsenpopulation, wenn im Planfeststellungsbeschluss hierfür die Einholung einer naturschutzrechtlichen Befreiung von den Zugriffsverboten des § 44 I BNatSchG vorgesehen ist, diese Befreiung aber nicht vorliegt.


Anspruch auf Vollüberprüfung: s. Vollüberprüfungsanspruch (>)


Anspruch auf Zugang zu Umweltinformationen: s.  Umweltinformationsanspruch (>)


Anspruch aus enteignendem Eingriff: Bewirken Erlass oder Vollzug von Naturschutzrecht einen unzumutbaren Eingriff in das Eigentumsgrundrecht, muss der Staat eine Entschädigung zahlen, um die gebotene Verhältnismäßigkeit zu wahren (Verhältnismäßigkeitsausgleich).144 Mit dieser objektivrechtlichen Entschädigungspflicht korrespondiert subjektivrechtlich ein Anspruch auf Entschädigung. S.  Eigentumsfreiheit und Naturschutzrecht (>)


Anspruch Erholungssuchender auf Beseitigungsverfügung: Nach vorzugswürdiger Ansicht haben Erholungssuchende keinen Anspruch auf ein forst- oder naturschutzbehördliches Einschreiten gegen rechtswidrige Sperren (>) in der freien Landschaft bzw. die behördliche Durchsetzung ihres Betretensrechts (bzw. der Barrierefreiheit), da der Schutz der Erholungsfunktion des Waldes keinen Drittschutz (>) entfaltet.145 Dies gilt entsprechend im Hinblick auf das Begehren von Freizeitreitern, die Forstbehörde möge von einem Waldeigentümer angebrachte Reitverbotsschilder entfernen.146 Im Falle eines landesverfassungsrechtlich gestützten Betretensrechts (so in Bayern) kann sich eine andere Bewertung ergeben, wenn der Naturzugang in einiger Intensität und Schwere erschwert wird.147 Hingegen soll nach Ansicht des VG Lüneburg die niedersächsische Eingriffsermächtigung mindestens einen Anspruch des Waldbesuchers auf ermessensfehlerfreie Entscheidung über einen Antrag auf Erlass einer Beseitigungsverfügung und im Einzelfall sogar einen Anspruch auf ein Einschreiten durch Erlass einer Beseitigungsverfügung begründen.148 Es sei aber kein Anspruch auf einen bestimmten Zugang zum Wald anzuerkennen. Wenn trotz Absperrungen oder Verbotsschildern das Erreichen des aufzusuchenden Waldstücks auf andere Weise zumutbar ist, sei kein subjektives Recht auf ein behördliches Vorgehen gegen die Sperren anzuerkennen.149 Im Übrigen müsse ein Anspruchsinhaber gegenüber Behörde bzw. Gericht anhand objektiver Umstände dartun, dass er ein schutzwürdiges Interesse habe, den Wald zum Zwecke der Erholung „gerade auf diesem gesperrten Weg zu betreten.“150 Bereits die subjektivrechtliche Anreicherung der forstrechtlichen Ermächtigungsgrundlage für die Anordnung der Beseitigung der Sperren ist indes eine nicht den Gerichten, sondern dem Gesetzgeber zustehende Rechtsfortbildung. Nur eine eindeutig subjektivrechtliche Dimension des Betretensrechts (wie in Bayern) kann im Einzelfall einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung begründen. Macht der Waldbesucher gegenüber dem Waldbesitzer sein Betretensrecht geltend, ist der Streit über die Zulässigkeit des Sperrens nach zutreffender Ansicht zivilrechtlicher Natur, weil das Betretensrecht insoweit auf das Privatrechtsverhältnis als Beschränkung des zivilrechtlichen Eigentums einwirkt.151 Auch die auf § 1004 BGB gestützte Unterlassungsklage des Waldbesitzers gegen das Betreten ist auf dem Zivilrechtsweg zu erheben.152 Hingegen ist eine Klage auf Verpflichtung der Forstbehörde, das Befahren des Waldes zu nicht-forstwirtschaftlichen Zwecken zuzulassen, auf dem Verwaltungsrechtsweg zu verfolgen.153


Anstoßfunktion: Soweit naturschutzrelevante Planungsverfahren der Gesamt- oder der Fachplanung ein Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung vorsehen, das die Bekanntmachung der Auslegung von Plan und Planunterlagen beinhaltet, müssen Bekanntmachung und Auslegung ihrer Anstoßfunktion gerecht werden.154 Die Bekanntmachung muss geeignet sein, das „Informationsinteresse und Beteiligungsinteresse … zu wecken“155. Dies verlangt zwar nicht, dass alle Unterlagen ausgelegt werden, die eventuell zu einer umfassenden Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Planung erforderlich sein könnten, jedoch müssen solche ausgelegt werden, die potenziell von der Planung Betroffenen ihr Interesse an der Erhebung von Einwendungen bewusst machen können.156 Ein Gutachten, das ausgelegte Planunterlagen lediglich ergänzt, muss nicht ausgelegt werden.157 Die Bekanntgabe umweltbezogener Daten erfordert, dass der Planungsträger die in den vorhandenen Stellungnahmen und Unterlagen behandelten Umweltinformationen nach Themenblöcken zusammenfasst und in der Auslegungsbekanntmachung schlagwortartig thematisiert.158 Es bedarf mithin keiner Umweltinformationen im Detail, aber zumindest der Angabe von „Gattungsbegriffen“159. Ein Hinweis auf die Beschaffenheit der Umweltinformationen als Gutachten, Stellungnahmen oder dergleichen oder einen Hinweis auf Autoren oder Urheber bedarf es nicht.160 Der Auslegungshinweis darf nicht so sein, dass von der Planung möglicherweise Betroffene nicht davon abgehalten werden, Bedenken und Anregungen vorzubringen, sondern er muss im Gegenteil seine Anstoßfunktion erfüllen. Die Möglichkeit einen ausgelegten Verordnungsentwurf zur Kenntnis zu nehmen, darf nicht unverhältnismäßig und unzumutbar eingeschränkt werden.161 Unzulässig wäre daher etwa die Bekanntmachung, dass der Plan nur montags von 10-12 Uhr ausgelegt wird oder dass der Besuch der Dienststelle nur nach Anmeldung mindestens 24 Stunden vor dem Besuch in einem elektronischen Anmeldesystem statthaft sei. Dem Grundsatz nach ist es ausreichend, wenn das geplante Schutzgebiet durch geläufige geografische Bezeichnungen gekennzeichnet wird, so dass die Betroffenen hieraus sicher erkennen können, dass ihre Grundstücke von der Verordnung erfasst werden.162 Eine Auslegungsbekanntmachung fehlt die erforderliche Anstoßwirkung nicht schon deshalb, weil ihr keine Übersichtskarte des Schutzgebiets beigefügt ist.163 Eine Konkretisierung des Geltungsbereichs der vorgesehenen Verordnung durch eine Übersichtskarte ist sinnvoll164 jedoch keine zwingende Voraussetzung der Anstoßfunktion. Die Bekanntmachung muss nur so erfolgen, dass von der Schutzverordnung betroffenen Personen bewusst wird, dass ihre Interessen durch die beabsichtigte Norm tangiert sein können und ihnen hierdurch Gelegenheit gegeben wird, sich mit Einwendungen und Anregungen am Normsetzungsverfahren zu beteiligen.165 Es ist ausreichend, wenn die Betroffenen erkennen können, welches Gebiet von der Unterschutzstellung erfasst wird. „Für die Wahrung der Anstoßfunktion ist ausreichend, wenn der Name, der für den Geltungsbereich der Norm in der Bekanntmachung verwendet wird, allgemein geläufig ist. Dabei bedarf es nicht zwingend einer Deckungsgleichheit zwischen Namensbezug und Schutzgebiet. Insoweit kommt auch die Anknüpfung an markante Geländemerkmale wie Straßen, Wasserläufe und Schienenwege in Betracht. Dies gilt gleichermaßen für gebietsbeherrschende Bauwerke, vorhandene Anlagen oder Flurnamen. Dem interessierten Bürger wird bewusst sein, dass sich der genaue Umfang des Schutzgebiets ohnehin nur durch Einsicht in die ausgelegten Unterlagen ermitteln lässt.“ 166


Anstrahlungsverbot: § 41a I BNatSchG gebietet Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen (und Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittierende Werbeanlagen) technisch so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so zu betreiben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch solche Lichtimmissionen geschützt sind, die nach Maßgabe einer (noch zu erlassenden) Rechtsverordnung zu vermeiden sind, d.h. unzulässig sind. Der Sache nach wird daher ein grundsätzliches Anstrahlungsverbot von Fassaden gelten.


Antrag auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung: Die Verwaltungsbehörde kann die Vollziehung eines Verwaltungsaktes aussetzen (§ 80 IV VwGO). Dies gilt selbstverständlich auch im Hinblick auf Verwaltungsakte, die Eingriffe in Natur und Landschaft gestatten. Hatte die Behörde die sofortige Vollziehung angeordnet, so kann im Rahmen des vorläufigen Rechtsschutzes das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung wiederherstellen (§ 80 V 1 2. Fall VwGO) oder – wenn Widerspruch und Anfechtungsklage kraft Bundes- oder Landesrechts keine aufschiebende Wirkung haben – anordnen (§ 80 V 1 1. Fall VwGO). Vgl. aus der Rspr. des BVerwG: „1. Der Antrag eines anerkannten Naturschutzverbandes auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung eines Planfeststellungsbeschlusses ist begründet, wenn das Interesse des Antragstellers, bis zum Abschluss des Hauptsacheverfahrens vor Vollzugsmaßnahmen in Ausführung des Planfeststellungsbeschlusses verschont zu bleiben, das öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung des angefochtenen Beschlusses überwiegt. 2. Sofern der Ausgang des Klageverfahrens offen ist und deshalb die Abwägung der gegenläufigen Interessen nicht zu steuern vermag, hat das Gericht eine nicht an den Erfolgsaussichten der Klage orientierte Interessenabwägung vorzunehmen. Diese kann zu Lasten des Antragsgegners ausgehen. 3.Nach summarischer Prüfung der Sach- und Rechtslage erscheint es möglich, dass die planfestgestellte Trasse der BAB A 73 in dem umstrittenen Abschnitt mit der Richtlinie 79/409 EWG des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten unvereinbar ist. Die Verwirklichung des planfestgestellten Vorhabens würde aller Voraussicht nach dazu führen, dass ein mehr als nur geringfügiger Teil des Blaukehlchenbestandes am Obermain vernichtet würde.“167


Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung: Hat die Genehmigungsbehörde bei einer Entscheidung, die der Verbandsmitwirkung (>) unterliegt, die sofortige Vollziehung angeordnet, kann ein anerkannter Naturschutzverband beim Verwaltungsgericht die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung seiner Anfechtungsklage (und seines Anfechtungswiderspruchs) beantragen (§ 80 V 1 VwGO). Hierbei ist unerheblich, ob die Behörde die sofortige Vollziehung zusammen mit der Genehmigung oder erst später angeordnet hat.168 An der sofortigen Vollziehung einer Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von Windkraftanlagen besteht i. d. R. kein besonderes öffentliches Interesse. Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens überwiegt auch das private wirtschaftliche Interesse i. d. R. nicht das Interesse an der Einhaltung des Naturschutzrechtes.169 Eine behördliche Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung ist nicht vorgesehen, jedoch kann die Behörde auf Antrag des Verbandes die Vollziehung aussetzen.170


Antragsbefugnis von Naturschutzverbänden: Einen Normenkontrollantrag gegen Rechtsvorschriften (im Rang unter dem Landesgesetz), die gegen Naturschutzrecht verstoßen, kann nur von Personen mit Antragsbefugnis erhoben werden. Für Private gilt, dass den Antrag jede natürliche oder juristische Person stellen kann, die geltend macht, durch die Rechtsvorschrift oder deren Anwendung in ihren Rechten verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden (vgl. § 47 II 1 VwGO). Antragsbefugt ist nach dieser Regelung auch jede Behörde. Anerkannte Verbände können eine Verletzung solcher Rechte geltend machen, die Ihnen wie Privaten zustehen können. So mögen sie insbesondere eine mögliche Verletzung ihres Eigentumsrechts an Grundstücken im Plangebiet geltend machen. Daneben steht ihnen aber auch die Möglichkeit einer echten „Umweltverbands-Normenkontrolle“ im Hinblick auf (nicht subjektive Rechte schützendes) Umweltrecht zu. Anerkannte Vereinigungen i.S.v. § 3 UmwRG können, ohne eine Verletzung in eigenen Rechten geltend machen zu müssen, mit der Normenkontrolle nach § 2 UmwRG gegen eine Entscheidung nach § 1 I 1 UmwRG die Verletzung von Naturschutzrecht rügen. Gemäß § 1 I 1 Nr. 1 UmwRG findet das Gesetz auf Entscheidungen Anwendung, für die eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) bestehen kann. M.a.W. sind anerkannte Umweltvereinigungen in Normenkontrollverfahren antragsbefugt, wenn es möglich erscheint, dass rügefähige Vorschriften i.S.d. § 2 I UmwRG verletzt sind.171 „Einer nach § 3 UmwRG anerkannten inländischen Vereinigung steht eine Antragsbefugnis im Zusammenhang mit einer unter Anwendung der - im Rahmen der Rechtsetzungsbefugnis beschlossenen - umweltbezogenen Rechtsvorschriften einer örtlichen Baumschutzsatzung erteilten Fällgenehmigung nicht zu. Es mangelt insoweit an einem Verwaltungsakt i.S. des 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 und Nr. 6 UmwRG. Mit der Anwendung umweltbezogener Rechtsvorschriften, die zulässigerweise in einer örtlichen Baumschutzsatzung geregelt werden können, werden keine umweltbezogenen Rechtsvorschriften des Bundesrechts, des Landesrechts oder unmittelbarer Rechtsakte der Europäischen Union angewendet.“172 S.a.  Antragsbefugnis von Verbänden im Hinblick auf Bebauungspläne (>);  Normenkontrollantrag von Verbänden (>)


Antragsbefugnis von Verbänden im Hinblick auf Bebauungspläne: Eine Antragsbefugnis i.S.v. § 47 II VwGO von Naturschutzverbänden für einen Normenkontrollantrag gegen eine Bebauungsplan kann sich aus dem BNatSchG oder aus dem UmwRG ergeben.173 Der Beschluss über einen Bebauungsplan ist eine von § 1 I Nr. 1 UmwRG erfasste Zulassungsentscheidung i.S.v. § 2 VI Nr. 3 UVPG, wenn seine Aufstellung, Änderung oder Ergänzung die Zulassung von bestimmten Vorhaben i.S.d. Anlage 1 zum UVPG begründen soll, oder wenn der Bebauungsplan einen Planfeststellungsbeschluss für ein Vorhaben i.S.d. der Anlage 1 zum UVPG ersetzt. Eine Antragsbefugnis anerkannter Umweltvereinigungen besteht mithin im Hinblick auf Bebauungspläne, die einer UVP oder UVP-Vorprüfung (>) bedürfen.174 Für die Antragsbefugnis reicht die bloße Möglichkeit einer UVP-Pflicht nicht, sondern die Frage ist im Rahmen der Zulässigkeitsprüfung abschließend zu klären.175 Es muss sich um ein Vorhaben handeln, für das mindestens eine allgemeine oder standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen ist. Die Antragsbefugnis kann sich auch aus § 1 I 1 Nr. 4 UmwRG i.V.m. § 2 VII UVPG ergeben. Nach § 1 I 1 Nr. 4 UmwRG gilt das Gesetz auch für Rechtsbehelfe gegen "Entscheidungen über die Annahme von Plänen und Programmen" i.S.v. (u.a.) § 2 VII UVPG, für die (u.a.) nach Anlage 5 des UVPG eine Pflicht zur strategischen Umweltprüfung bestehen kann. Nach Nr. 1.8 der Anlage 5 zum UVPG besteht eine Pflicht zur obligatorischen strategischen Umweltprüfung nach § 35 I Nr. 1 UVPG (nunmehr generell) für „Bauleitplanungen nach den §§ 6 und 10 BauGB", also insbesondere auch für alle Bebauungspläne. Eine Antragsbefugnis ergibt sich nicht aus einer möglichen Verletzung des Mitwirkungsrechts des Verbandes aus § 63 II Nr. 1 BNatSchG, weil die Vorschrift keine Bebauungspläne erfasst.176 Eine Antragsbefugnis kann sich aber aus einer möglichen Verletzung des Mitwirkungsrechts aus § 63 II Nr. 3 BNatSchG ergeben: Bebauungspläne unterliegen als Pläne i.S.d. § 36 I 1 Nr. 2 BNatSchG dem Mitwirkungsrecht nach § 63 II Nr. 3 BNatSchG, sofern durch ihre Aufstellung die Möglichkeit einer erheblichen Beeinträchtigung der Erhaltungsziele bzw. Schutzzwecke eines Natura 2000-Gebietes i.S.v. § 1a IV BauGB entsteht.177 Sofern nicht bereits nach der Vorprüfung eine Beeinträchtigungsmöglichkeit von vornherein ausscheidet, sind die Verbände hier zu beteiligen. 178 S. a.  Antragsgegenstand, tauglicher (>)


Antragsberechtigung hinsichtlich Ausnahmen: Antragsbefugt für einen Antrag auf Zulassung einer Ausnahme i.S.v. § 45 VII 1 BNatSchG ist nur, wer die Ausnahme für sich selbst begehrt, der mithin die Zulassung der Ausnahme „in eigener Sache“ beantragt.179 Hingegen sind Popularanträge unzulässig, d.h. Anträge, die nur im Interesse der Allgemeinheit oder Dritter gestellt werden. Eine gewillkürte Verfahrensstandschaft ist im Verwaltungsverfahren grundsätzlich nicht vorgesehen. So begründen Regelungen, die einen Genehmigungsvorbehalt für bestimmte Vorhaben statuieren, eine Antragsberechtigung nur für den Vorhabenträger, nicht aber für Dritte.180


Antragsgegenstand, tauglicher: Mit der Normenkontrollklage gem. § 47 VwGO können Personen mit Antragsbefugnis (>) durch das OVG Sachsen-Anhalts die Ungültigkeit einer Norm feststellen lassen, die im Range unter dem Landesgesetz steht (§ 47 I Nr. 1 Nr. 2 i.V.m. § 10 AG VwGO LSA). So können sich anerkannte Umweltvereinigungen im Rahmen der Verbandsklage (>) gegen untergesetzliche Vorschriften wenden, die gegen Naturschutzrecht verstoßen. Normenkontrollfähig sind auch Bebauungspläne, da es sich hierbei um eine „Entscheidung" nach § 1 I 1 Nr. 1 UmwRG handelt, die tauglicher Gegenstand einer Verbandsklage nach dem UmwRG ist und das UmwRG auf Rechtsbehelfe gegen Zulassungsentscheidungen i.S.v. § 2 VI UVPG anzuwenden ist.181 Gem. § 2 VI Nr. 3 UVPG sind Entscheidungen i.S.v. § 2 I 1 UVPG – d.h. zumindest potenziell UVP-pflichtige Entscheidungen – auch „Beschlüsse nach § 10 BauGB über die Aufstellung ... von Bebauungsplänen, durch die die Zulässigkeit von bestimmten Vorhaben i.S.d. Anlage 1 (zum UVPG) begründet werden soll". Nach h.M. erfasst die Vorschrift neben vorhabenbezogenen Bebauungsplänen i.S.d. § 12 BauGB auch sog. projektbezogene Angebotsplanungen, sofern sie die Zulässigkeit eines UVP-pflichtigen Vorhabens "begründen sollen", also die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für dessen Verwirklichung schaffen.182 So ist z.B. tauglicher Antragsgegenstand ein Bebauungsplan, der bisherigen Außenbereich erfasst und "Betriebe des Beherbergungsgewerbes mit maximal 120 Gastzimmern" nach Nr. 18.1.2, Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG ermöglicht, weil insoweit eine Pflicht zur Durchführung einer UVP-Vorprüfung vorgesehen ist.


Anwälte der Natur: Als Anwälte der Natur werden gemeinhin die anerkannten Naturschutzverbände (>) bezeichnet, denen ein Mitwirkungs- und Verbandsklagerecht (>) zur Durchsetzung von Naturschutzrecht zusteht. In einem weiteren Sinne können aber auch sonstige Private sich um die Durchsetzung von Naturschutzurecht bemühen, um Vollzugsdefiziten (>) entgegenzuwirken.183 Ihre Möglichkeiten sind angesichts des fehlenden Drittschutzes (>) des Naturschutzrechts aber beschränkt. S.  Handlungsoptionen des privaten Naturschutzes (>)


Anwendungsbereich der Eingriffsregelung: Die Eingriffsregelung (>) findet auf bestimmte Vorhaben keine Anwendung. Dies gilt zunächst für bestimmte Bauvorhaben i.S.d. § 29 BauGB: Sie ist insbesondere nicht anwendbar auf Innenbereichsvorhaben i.S.d. § 34 BauGB (§ 18 II 1 BNatSchG). Keine Anwendung findet sie auch auf Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleitplänen oder von Satzungen nach § 34 IV 1 Nr. 3 BauGB zu erwarten sind. In diesem Fall ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nicht nach den §§ 14-17 BNatSchG, sondern nach den Vorschriften des BauGB zu entscheiden (§ 18 I BNatSchG i.V.m. § 1a BauGB). Auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der Planaufstellung nach § 33 BauGB sind die §§ 14-17 BNatSchG ebenfalls nicht anzuwenden (vgl. § 18 II 1 BNatSchG). Die Eingriffsregelung der §§ 14-17 BNatSchG findet nur Anwendung auf Außenbereichsvorhaben i.S.v. § 35 BauGB sowie auf Bebauungspläne, die eine Planfeststellung ersetzen (§ 18 II 2 BNatSchG). Die Eingriffsregelung gilt aber auch für Eingriffe, die nicht Vorhaben i.S.d. § 29 BauGB sind (z.B. Obstbaumrodung), nicht uneingeschränkt. So gilt sie nicht im Bereich der Landwirtschaftsklausel (>) und des Wiederaufnahmeprivilegs (>).


Arnika: Die Arnika ist eine Anhang V-Art (>) der FFH-Richtlinie (>).


Art: Art i.S.d. BNatSchG ist jede Art, Unterart oder Teilpopulation einer Art oder Unterart; für die Bestimmung einer Art ist ihre wissenschaftliche Bezeichnung maßgebend (§ 7 II Nr. 3 BNatSchG).


Art, besonders geschützte: Besonders geschützte Art (>)


Art, invasive: Eine invasive Art im Sinne des Naturschutzrechts ist eine invasive gebietsfremde Art i.S.d. Art. 3 Nr. 2 Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, a) die in der Unionsliste nach Art. 4 I Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 aufgeführt ist, b) für die Dringlichkeitsmaßnahmen nach Art. 10 IV oder für die Durchführungsrechtsakte nach Art. 11 II 2 Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 in Kraft sind, soweit die Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 nach den genannten Rechtsvorschriften anwendbar ist oder c) die in einer Rechtsverordnung nach § 54 IV 1 Nr. 1 oder 3 aufgeführt ist (§ 7 II Nr. 9 BNatSchG).184 Im Hinblick auf invasive Arten gelten v.a. die §§ 40a-40f BNatSchG, die u.a. zu Maßnahmen gegen invasive Arten (>) ermächtigen (§ 40a BNatSchG). Zudem gelten in Bezug auf invasive Arten der EU-Liste (Waschbär, Nutria, Mink etc.) europarechtliche Verbringungs-, Zucht-, Haltungs-, Freisetzungs- und andere Verbote.185 Jagdausübungsberechtigte haben jenseits der Hegepflicht keine allgemeine Pflicht, invasive Arten im Revier zu bekämpfen. Eine Bekämpfungspflicht kann sich aber aus einer behördlichen Anordnung bzw. Übertragung dieser Aufgabe ergeben.186 So kann die Jagdbehörde dem Jagdausübungsberechtigten naturschutzbehördlich festgelegte Managementmaßnahmen gegen invasive Wildarten übertragen.187 Im Übrigen ist es Aufgabe der zuständigen Behörden invasive Arten zu bekämpfen.188 Zuständig für den Vollzug der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014, des BNatSchG und der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsvorschriften in Bezug auf invasive Arten sind 1. das Bundesumweltministerium für die Erfüllung von Verpflichtungen zur Notifizierung und Unterrichtung der Europäischen Kommission und anderer Mitgliedstaaten gemäß Art. 10 II, Art. 12 I u. II, Art. 16 II, Art. 17 I u. IV, Art. 18 I, Art. 19 V, Art. 23 u. 24 II VO; 2. das Bundesamt für Naturschutz a) für den Vollzug im Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels und b) für die Erteilung von Genehmigungen gemäß § 40c bei Verbringung aus dem Ausland; 3. die zuständigen Dienststellen der Bundeswehr a) im Hinblick auf militärisches Gerät der Bundeswehr, b) für die Durchführung der Überwachung nach Art. 14, der Früherkennung nach Art. 16 I, von Maßnahmen zur sofortigen Beseitigung nach den Art. 17 u. 18 der Verordnung sowie der nach § 40e festgelegten Managementmaßnahmen auf den durch die Bundeswehr militärisch genutzten Flächen; 4. die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben für die Durchführung der in Nummer 3 Buchstabe b genannten Maßnahmen auf den durch die Gaststreitkräfte militärisch genutzten Flächen; 5. für alle übrigen Aufgaben die nach Landesrecht zuständigen Behörden (§ 48a S. 1 BNatSchG). Die in Satz 1 Nummer 3 und 4 genannten Behörden führen die in Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 4 genannten Maßnahmen im Benehmen mit den für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden und unter Berücksichtigung der durch diese festgelegten Zielvorgaben durch (§ 48a S. 2 BNatSchG). S. a.  Aktionsplan invasive Arten (>);  Managementmaßnahmen invasive Arten (>);  Maßnahmen gegen invasive Arten (>)


Art, prioritäre: Prioritäre Arten sind die in Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG mit dem Zeichen (*) gekennzeichneten Tier- und Pflanzenarten (§ 7 II Nr. 11 BNatSchG). In Sachsen-Anhalt sind nach der Artenschutzliste Sachsen-Anhalt (>) heimische prioritäre Tierarten nur Wolf und Eremit.189 Heimische prioritäre Pflanzenart ist allein die Sand-Silberscharte. Im Land kommen indes einige prioritäre LRT vor. S.a. Lebensraumtypen, prioritäre (>)


Art, streng geschützte: Streng geschützte Art (>)


Artenarme sowie ruderalisierte Trocken- und Halbtrockenrasen und Übergangsstadien: Sie gelten nach der Biotoptypen-Richtlinie als eine Unterform der Trockenrasen (>) und Halbtrockenrasen. Sie sind demgemäß gesetzlich geschützte Biotope (>). Die Biotoptypenrichtlinie definiert sie wie folgt: „Hierzu zählen die oft recht einförmigen, artenarmen Rot-Straußgrasfluren, die Grasnelken-Fluren, die meist sehr artenreichen Übergangsstadien zwischen Halbtrockenrasen und trockenen Frischwiesen sowie ruderalisierte und damit in ihrer Artenzusammensetzung stärker veränderte Trocken- und Halbtrockenrasen. Die Richtlinie enthält insoweit folgende Artenliste: „Gebräuchliche Ochsenzunge (Anchusa officinalis), Schlangen-äuglein (Asperugo procumbens), Wehrlose Trespe (Bromus inermis), Acker-Hornkraut (Cerastium arvense), Ackerwinde (Convolvulus arvensis), Echte Hundszunge (Cynoglossum officinale), Kugeldistel (Echinops sphaerocephalus), Natternkopf (Echium vulgare), Gemeine und Graugrüne Quecke (Elymus repens, E. intermedia), Acker-Schachtelhalm (Equisetum arvense), Sichelmöhre (Falcaria vulgaris), Kletten-Igelsame (Lappula quarrosa), Gewöhnlicher Frauenflachs (Linaria vulgaris), Braunes Mönchskraut (Nonnea erecta), Schmalblättrige Rispe (Poa angustifolia), Platthalm-Rispe (Poa compressa), Gelbe Resede (Reseda lutea), Weiße Lichtnelke (Silene pratensis).“


Artenhilfsprogramm, nationales: Die Koalitionsparteien haben im Koalitionsvertrag190 vereinbart ein nationales Artenhilfsprogramm aufzustellen und umzusetzen. Weder der Vertrag noch das künftige Hilfsprogramm sind allerdings rechtlich verbindlich. Das Bundesamt für Naturschutz ist verpflichtet nationale Artenhilfsprogramme zum dauerhaften Schutz insbesondere der durch den Ausbau der erneuerbaren Energien betroffenen Arten, einschließlich deren Lebensstätten, aufzustellen und es ergreift die zu deren Umsetzung erforderlichen Maßnahmen (§ 45d I 1 BNatSchG). Im Rahmen der Umsetzung ist der Erwerb von landwirtschaftlich genutzten Flächen nur in begründeten Ausnahmefällen zulässig, die die Bundesregierung durch Rechtsverordnung näher bestimmt (§ 45d I 2 BNatSchG). Wird eine Ausnahme nach § 45 VII BNatSchG nach Maßgabe des § 45b VIII Nr. 5 BNatSchG zugelassen, ohne dass Maßnahmen zur Sicherung des Erhaltungszustands der betreffenden Art durchgeführt werden, hat der Träger des Vorhabens eine Zahlung in Geld zu leisten (§ 45d II 1 BNatSchG). Die Zahlung ist von der zuständigen Behörde zusammen mit der Ausnahmeentscheidung für die Dauer des Betriebs als jährlich zu leistender Betrag im Zulassungsbescheid festzusetzen. (§ 45d II 2 BNatSchG) Sie ist als zweckgebundene Abgabe an den Bund zu leisten (§ 45d II 3 BNatSchG). Die Höhe des jährlich zu leistenden Betrages errechnet sich nach Anlage 2 Nr. 4 (§ 45d II 4 BNatSchG). Dabei ist der nach § 45b VI BNatSchG verringerte Energieertrag abzuziehen (§ 45d II 5 BNatSchG). Die Mittel werden vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz bewirtschaftet (§ 45d II 5 BNatSchG). Sie sind für Maßnahmen nach Absatz 1 zur Sicherung oder Verbesserung des Erhaltungszustands der durch den Betrieb von Windenergieanlagen betroffenen Arten zu verwenden, für die nicht bereits nach anderen Vorschriften eine rechtliche Verpflichtung besteht (§ 45d II 7 BNatSchG). Die Verpflichtungen nach § 15 bleiben unberührt (§ 45d II 8 BNatSchG). S. a.  Windkraftanlagen und Artenschutz (>)


Artenhilfsprogramme: Soweit dies zur Umsetzung völker- und unionsrechtlicher Vorgaben oder zum Schutz von Arten einer Verordnung nach § 54 I Nr. 2 BNatSchG, einschließlich deren Lebensstätten, erforderlich ist, ergreifen die zuständigen Naturschutzbehörden des Bundes und der Länder wirksame und aufeinander abgestimmte vorbeugende Schutzmaßnahmen oder stellen Artenhilfsprogramme auf. 191 Zuständig für die Aufstellung von Artenhilfsprogrammen ist die Fachbehörde für Naturschutz.192 Im Land Sachsen-Anhalt wurden u.a. Artenhilfsprogramme für Schwarzstorch. Rotmilan und Großtrappe aufgestellt.193


Artenschutz: Artenschutzrecht (>)


Artenschutz, allgemeiner: Hierunter wird der Schutz von Individuen wildlebender Tierarten und wildwachsender Pflanzenarten durch das allgemeine Artenschutzrecht (>) verstanden. Es ist u.a. vom Habitatschutzrecht (>) abzugrenzen. S.a.  Verhältnis Artenschutz- und Habitatschutzrecht (>).


Artenschutz, besonderer: Hierunter wird der Schutz wildlebender Tierarten und wildwachsender Pflanzenarten durch das besondere Artenschutzrecht (>) verstanden. Das Artenschutzrecht ist vom Habitatschutzrecht (>) abzugrenzen. S. a.  Verhältnis Artenschutz- und Habitatschutzrecht (>).


Artenschutz und Lichtverschmutzung: Bisher wenig beachtet ist der Schutz von Arten wildlebender Tiere vor Licht.194 So können etwa Nachtfalter oder Zugvögel durch künstliche Lichtquellen erheblich beeinträchtigt werden. S.  Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt (>);  Lichtverschmutzung (>)


Artenschutz und Umweltprüfung: Im Rahmen der Umweltprüfung (>) nach BauGB müssen auch die berührten artenschutzrechtlichen Belange ermittelt und bewertet werden, damit sie in die gebotene Abwägung nach § 1 VII BauGB einfließen können. Gem. § 9a II 1 BauGB ist das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vorgaben zu erlassen zur Berücksichtigung von artenschutzrechtlichen Belangen im Rahmen der Umweltprüfung bei der Aufstellung von Bauleitplänen. S.  Umweltprüfung (>)


Artenschutz und Windkraftanlagen: s.  Signifikanzschwelle (>);  Tabuzonen-Rechtsprechung (>); Windkraftanlagen und Artenschutzrecht (>)


Artenschutzbeitrag: Mit dem Begriff „Artenschutzbeitrag“ wird in der Rechtspraxis mitunter derjenige Teil des landschaftspflegerischen Begleitplans (>) zu Planfeststellungsbeschlüssen bezeichnet, in dem die Umsetzung der artenschutzrechtlichen Anforderungen dargelegt wird. Die Landestraßenbaubehörde Sachsen-Anhalts hat eine Arbeitshilfe zu diesem Artenschutzbeitrag herausgegeben, der ihn wie folgt beschreibt: „Der Artenschutzbeitrag liefert eine Prognose über das vorhabensbedingte Eintreten von Zugriffsverboten auf relevante Arten unter Berücksichtigung artspezifischer Maßnahmen zur Verhinderung der Verbotsverletzung(en) gemäß den Vorgaben der §§ 44 und 45 BNatSchG (s. Kapitel 2.1). Sofern erforderlich, werden die naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahmezulassung dargelegt. Tritt keiner der Verbotstatbestände ein, bzw. liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor, ist das Vorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht zulassungsfähig. Der Artenschutzbeitrag ist gemäß RLPB 2011 ein Bestandteil des Landschaftspflegerischen Begleitplans und ist somit ein unselbständiger Teil der Planunterlagen (Teil C, UL 19). Die Kapitel 7 des ASB (Zusammenfassung der artenschutzrechtlichen Prüfung) und ggf. Kapitel 8 des ASB (Ausnahmeprüfung) gehen gemäß den Vorgaben der RE 2012 in die RE-Unterlage 1 (Teil A, Ziffer 5.5 des Erläuterungsberichts) ein. Sofern eine Maßnahmenplanung notwendig ist, werden die Maßnahmen in den Maßnahmenblättern des LBP verankert. Auch diese werden Bestandteil der RE-Unterlage (Teil B, UL 9).“ Der Artenschutzbeitrag ist online abrufbar.195


Artenschutzdatenbank des Bundesamtes für Naturschutz: Das BfN hat eine Liste zum artenschutzrechtlichen Schutzstatus aller in Deutschland heimischen Arten veröffentlicht („Wisia“). Die Liste ist online abrufbar.196


Artenschutzliste Sachsen-Anhalt: Liste der in Sachsen-Anhalt vorkommenden, im Artenschutzbeitrag zu berücksichtigenden Arten. Sie wurde im Auftrag des Landesbetriebes Bau Sachsen-Anhalt erstellt und ist online abrufbar (Stand 2018).197 S.a. Artenschutzdatenbank des Bundesamtes für Naturschutz (>)


Artenschutzprogramme: A. sind politische Programme zur Verfolgung von Artenschutzzielen. Sie sind i.d.R. rechtlich unverbindliche politische Maßnahmenprogramme des Artenschutzes. „Landschafts- und Artenschutzprogramme hindern die Planfeststellungsbehörde rechtlich nicht, einen straßenrechtlichen Plan für ein Vorhaben festzustellen, das mit diesem in Widerspruch steht, wenn diesen Programmen nach Landesrecht keine Rechtsverbindlichkeit zukommt.198 S. Artenhilfsprogramme (>)


Artenschutzrecht: Im Hinblick auf die Ebenen der Rechtsetzung kann internationales, europäisches, Bundes- und Landesartenschutzrecht unterschieden werden.199 Nach der Systematik des BNatSchG kann unterschieden werden zwischen allgemeinem Artenschutz (Abschnitt 2 des Kap. 5 BNatSchG, §§ 39 ff.) und besonderem Artenschutz (Abschnitt 3 des Kap. 5 BNatSchG, §§ 44 ff.). Ein allgemeiner (Arten-)Schutz gilt grundsätzlich für alle wildlebenden Tiere und wildwachsenden Pflanzen (vgl. § 39 I Nr. 1, 2 BNatSchG). Indes gilt für einzelne Tierarten, die als Schädlinge bekämpft oder bejagt werden dürfen ein geringerer Schutz. So sind bestimmte Schädlinge vom Schutz der Bundesartenschutzverordnung ausgenommen und dürfen grundsätzlich von jedermann aus vernünftigem Grund getötet werden. Hierzu zählen Scher-, Rö-tel-, Erd-, Feld- und Hausmaus, Haus- und Wanderratte (>) sowie der Bisam (>). Diese Arten gelten als Ernte- und Vorratsschädlinge sowie Krankheitsüberträger bzw. gefährden Deiche und Dämme (Bisam), was deren Tötung rechtfertigt.200 Sie dürfen grundsätzlich von jedermann allerdings nur aus vernünftigem Grund getötet werden (nicht etwa aus Freude am Töten). Zudem darf – nach näherer Maßgabe des Jagdrechts – bestimmtes Wild (>) getötet werden und genießt insofern einen geringeren Schutz. Im Hinblick auf Arten, die besonderen Artenschutz genießen, gelten sog. Zugriffsverbote (>) sowie Besitz- und Vermarktungsverbote (>). Bestimmte Arten haben einen jagd- und naturschutzrechtlichen Doppelstatus (>).


Artenschutzrecht, allgemeines: Allgemeines Artenschutzrecht im formellen Sinn ist das im zweiten Abschnitt des fünften Kapitels des BNatSchG (§§ 39-43 BNatSchG) enthaltene Recht. S. Artenschutzrecht (>).


Artenschutzrecht, besonderes: Besonderes Artenschutzecht im formellen Sinn ist das im dritten Abschnitt des fünften Kapitels des BNatSchG (§§ 44-47) enthaltene Recht. S.  Artenschutzrecht (>).


Artenschutzrecht, europäisches: Zum europäischen Artenschutzrecht zählen die Europäische Artenschutzverordnung (>) und weitere Regelungen, so die Elfenbein-Verordnung, die Walerzeugnis-Verordnung, die Verordnung (EG) Nr. 3254/91 zum Verbot von Tellereisen sowie – allerdings nur in Teilen – auch die Vogelschutz- und die FFH-Richtlinie.201 Vogelschutz- und FFH-Richtlinie gehören überwiegend zum (gebietsabhängigen) Habitatschutzrecht (>).


Artenschutzrecht im materiellen Sinn: A. im materiellen Sinn ist das seinem Inhalt nach dem Schutz von Arten wildlebender Tiere und wildwachsender Pflanzen dienende Recht. Zu ihm gehören die dem Artenschutz dienenden Vorschriften des Artenschutzrechts im formellen Sinn sowie die dem Artenschutz dienenden Vorschriften in Gesetzeswerken, die nicht primär dem Naturschutz dienen (z.B. Artenschutzrecht im Jagd- und Fischereirecht).


Artensofortförderung: Das Umweltministerium des Landes Sachsen-Anhalt hat im Jahr 2019 (bis 2021) ein Programm der „Artensofortförderung“ eingerichtet, auf dessen Grundlage Mittel für schnellwirksame Naturschutzprojekte verausgabt werden sollten. Das Ministerium beschrieb das Programm wie folgt: „Im Jahr 2019 standen Barmittel in Höhe von 5 Millionen Euro zur Verfügung, mit denen hochwertige Maßnahmen im Gewässer- und Naturschutz gefördert werden, die der Artenvielfalt dienen und bei denen sich mit überschaubarem Aufwand eine ‚sofortige Wirkung‘ erzielen lässt.“202 Der amtierende Umweltminister Willingmann hat angekündigt, das Programm modifiziert fortzuführen.203 Im Jahr 2021 seien ca. 4,6 Millionen im Rahmen des Programms verausgabt worden. Mittelbar eine Maßnahme der Artenförderung sind auch Förderungen von Renaturierungsmaßnahmen an Gewässern: So sollten nach einer Ankündigung des Umweltministeriums im Jahr 2022 die Investitionen in den Naturschutz an Seen und Flüssen 2022 deutlich verstärkt werden und die entsprechende Förderung von Land, Bund und EU sollte in Sachsen-Anhalt im Vergleich zum Vorjahr von 15,5 auf 37,6 Millionen Euro mehr als verdoppelt werden.204


Artensofortprogramm: s.  Artensofortförderung (>)


Artensterben/Artenschwund: Das Naturschutzrecht soll nach seinen Zielen (>) ein Artensterben verhindern. Es erreicht dieses Ziel aufgrund seiner Regelungsdefizite (>) und Vollzugsdefizite (>) bzw. Wirkschwächen (>) jedoch nicht. Eventuell sind bereits sog. Kipppunkte überschritten, die dieses Ziel des Naturschutzes als unerreichbar erscheinen lassen. In diesem Fall dürfte – a maiore ad minus – zumindest das Ziel einer Verlangsamung des Artensterbens aus den Zielvorgaben – und aus dem Staatsziel Umweltschutz (>) – ableitbar sein. Einige der wesentlichen Treiber des Artensterbens sind die immer stärkere Nutzung von Böden und Meeren, der Klimawandel und die Umweltverschmutzung.


Artenvielfalt: Der Erhalt der Artenvielfalt ist ein Ziel des völkerrechtlichen Naturschutzes wie des nationalen Naturschutzes.205 So ist der Schutz der biologischen Vielfalt (>) an erster Stelle im Zielkatalog des § 1 I BNatSchG genannt. Die Artenvielfalt ist ein Bestandteil der biologischen Vielfalt (neben der genetischen Vielfalt und der Vielfalt unterschiedlicher Ökosysteme). Die Artenvielfalt ist mithin ein Schutzgut (>) des Naturschutzrechts. S.  Biologische Vielfalt (>)


Äsche: Die Äsche (Thymallus thymallus) unterliegt, sofern wild lebendes Tier, dem allgemeinen Artenschutz (>),  ist aber keine geschützte Art i.S.d. Naturschutzrechts. Für sie gilt im Übrigen das Fischereirecht. In Sachsen-Anhalt sind dies die Vorschriften des Fischereigesetzes des Landes Sachsen-Anhalt sowie der Fischereiordnung des Landes Sachsen-Anhalt. Die Fischereiordnung sieht ein Mindestfangmaß von 30 cm für Äschen vor (§ 4 I Nr. 3 FischO LSA). Die fischereirechtlichen Regelungen zum Schutz der Äsche sind Naturschutzrecht im materiellen Sinn (>). Neben dem fischereirechtlichen Schutz, kommt der allgemeine Artenschutz nicht zur Anwendung (vgl. § 37 II 2 BNatSchG).


Auf-den-Stock-Setzen: Hierunter versteht man den Rückschnitt regelmäßig neu austreibender Gehölze bis kurz über den Boden. Dem Grundsatz nach ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune,206 Gebüsche und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen (§ 39 V 1 Nr. 2 BNatSchG). Zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen (§ 39 V 1 Nr. 1 BNatSchG). Zudem kann das A. als behördliche Unterhaltungsmaßnahme an Straßen oder Gewässern zulässig sein (vgl. § 39 V 2 Nr. 1-2 BNatSchG). Das A. von Gehölzen kann eine nach Straßenrecht sogar gebotene Unterhaltungsmaßnahme von Bäumen und Sträuchern an Verkehrswegen und Fließgewässern sein. Hier stellt sich oftmals die Frage, ob die Maßnahme an sich oder die Intensität tatsächlich zur Unterhaltung oder Verkehrssicherung erforderlich sind. Unter dem Vorwand der Unterhaltung oder Verkehrssicherung wird erfahrungsgemäß oft mehr Gehölz entfernt als erforderlich.


Aufbau des Natura 2000-Netzes: Wesentlicher Inhalt der sog. FFH-Richtlinie (>) ist der Aufbau eines europaweiten Netzes von Schutzgebieten (vgl. Art. 3 RL 92/43/EWG und 2009/147/EG). Dieser Aufbau ist überwiegend abgeschlossen. Er ist eine gemeinsame Aufgabe von Bund und Ländern (vgl. § 31 BNatSchG). Die Verfahrensschritte sind in § 32 BNatSchG („Schutzgebiete“) geregelt: Die Länder wählen die Gebiete, die der Kommission nach Art. 4 I RL 92/43/EWG und Art. 4 I und II RL 2009/147/EG zu benennen sind, nach den in diesen Vorschriften genannten Maßgaben aus (§ 32 I 1 BNatSchG). Sie stellen das Benehmen mit dem Bundesumweltministerium her. Dieses beteiligt die anderen fachlich betroffenen Bundesministerien und benennt die ausgewählten Gebiete der Kommission. Es übermittelt der Kommission gleichzeitig Schätzungen über eine finanzielle Beteiligung der Gemeinschaft, die zur Erfüllung der Verpflichtungen nach Art. 6 I RL 92/43/EWG (einschließlich der Zahlung eines finanziellen Ausgleichs insbesondere für die Land- und Forstwirtschaft) erforderlich ist (§ 32 I 2-4 BNatSchG). Gem. § 32 II BNatSchG sind die in die Liste nach Art. 4 II (UAbs. 3) RL 92/43/EWG aufgenommenen Gebiete nach Maßgabe des Art. 4 IV der RL und die nach Art. 4 I u. II der RL 2009/147/EG benannten Gebiete entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft i.S.v. § 20 II BNatSchG zu erklären. Die Unterschutzstellung nach diesen Vorgaben kann unterbleiben, soweit nach anderen Rechtsvorschriften einschließlich des BNatSchG und gebietsbezogener Bestimmungen des Landesrechts, nach Verwaltungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragliche Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist (§ 32 IV BNatSchG). S.a.  Bewirtschaftungspläne (>)


Aufforstungsgebiete/Aufforstungsausschlussgebiete: Forstliche Rahmenpläne sollen gem. § 6 III Nr. 3 LWaldG auch enthalten eine Festsetzung der Flächen, deren Aufforstung angestrebt (Aufforstungsgebiete) oder ausgeschlossen (Aufforstungsausschlussgebiete) wird.


Aufgaben der Naturschutzbehörden: Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden (>) haben die Aufgabe, die Einhaltung der Vorschriften des BNatSchG und der auf Grund des BNatSchG erlassenen Vorschriften zu überwachen (§ 3 II BNatSchG). Auch im Übrigen haben sie dafür Sorge zu tragen, dass die Vorschriften des Rechts des Naturschutzes und der Landschaftspflege eingehalten werden (§ 1 III 1 NatschG LSA). Neben diesen allgemeinen Aufgabenzuweisungsnormen gibt es spezialgesetzliche Normen, die die Naturschutzbehörden zum Vollzug von Naturschutzrecht verpflichten (vgl. etwa § 17 VIII 1 BNatSchG).


Aufgaben des Artenschutzes: Der Gesetzgeber hat in § 37 BNatSchG die „Aufgaben des Artenschutzes“ festgelegt. Der Sache nach handelt es sich indes um die Zwecke (>) des Artenschutzes bzw. Regelungszwecke.


Aufgabenzuweisungsnorm: Den Naturschutzbehörden werden durch Gesetze Aufgaben zugewiesen. Die allgemeinen Aufgabenzuweisungsnormen (§ 3 II BNatSchG, § 1 III 1 NatschG LSA) sind keine Ermächtigungsgrundlagen (>). Sie weisen den Naturschutzbehörden nur allgemein Aufgaben, jedoch keine Befugnisse (>) zu.


Aufhebung von Schutzverordnungen: Der Verordnungsgeber einer naturschutzrechtlichen Schutzverordnung hat auch insoweit Verordnungsermessen, ob er die Verordnung ganz oder teilweise wiederaufheben will. Dabei hat er die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Abwägung (>) mit den für die Aufhebung streitenden Belange zu berücksichtigen. Die Abwägungsentscheidung ist nur eingeschränkt gerichtlich überprüfbar. Vgl. „Bei der (teilweisen) Aufhebung einer Landschaftsschutzverordnung aus Anlass einer gemeindlichen Bebauungsplanung erstreckt sich das naturschutzrechtliche Abwägungsgebot in § 2 Abs. 1 BNatSchG nicht auf die Bodennutzungskonflikte, die erst durch die Bauleitplanung ausgelöst und durch das Abwägungsgebot in § 1 Abs. 6 BauGB gesteuert werden.“207 „Der Belang des denkmalrechtlichen Umgebungsschutzes gehört nicht als privater Belang zum Abwägungsmaterial nach § 2 Abs. 3 BNatSchG bei der Entscheidung über die Aufhebung eines Landschaftsschutzgebiets.“208 „Ein Antragsteller, der eine Verordnung, die den Landschaftsschutz aus Anlass einer Bebauungsplanung (teilweise) aufhebt, im Wege der Normenkontrolle angreift, ist nach § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO in der Neufassung von 1996 nicht antragsbefugt, wenn und soweit er geltend macht, durch den nachfolgenden Bebauungsplan in seinen Rechten verletzt zu werden.“ 209


Auflagen, naturschutzrechtliche: Genehmigungen können – nach näherer Maßgabe des Gesetzes – naturschutzrechtliche Auflagen beigefügt werden. Die Auflage ist eine einem Verwaltungsakt beigefügte Bestimmung, durch die dem Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird (§ 36 II Nr. 4 VwVfG). Sie hat mithin Anordnungscharakter. Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Nebenbestimmung nur versehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt werden (§ 36 I VwVfG). Unbeschadet hiervon darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemäßem Ermessen mit einer Auflage erlassen werden (vgl. § 36 II VwVfG). Keine Auflagen sind solche Anordnungen eines Genehmigungsbescheides, die als Bestandteil der Hauptregelung erscheinen (sog. Inhaltsbestimmungen des Verwaltungsaktes). Dies gilt etwa nicht für eine einer Abbaugenehmigung beigefügte Bestimmung, nach der der naturschutzrechtliche Ausgleich für den mit einem Tonabbau verbundenen Eingriff etappenweise sowie zeitnah zur Tongewinnung durchzuführen sei; hierbei handelt es sich um eine Auflage.210 Auf Grundlage des § 20 I 1 BImSchG kann die zuständige Immissionsschutzbehörde den Betrieb einer genehmigungsbedürftigen Windkraftanlage ganz oder teilweise untersagen, wenn der Betreiber einer vollziehbaren artenschutzrechtlichen Auflage im Genehmigungsbescheid nicht nachkommt, die die Beschaffenheit oder den Betrieb der Anlage betrifft.211 S.  Nebenbestimmungen, naturschutzrechtliche (>)


Aufnahme verletzter, hilfloser und kranker geschützter Tiere: s.  Aufnahme verletzter Tiere besonders geschützter Arten (>)


Aufnahme verletzter Tiere besonders geschützter Arten: Für Tiere der besonders und streng geschützten Arten gilt dem Grundsatz nach ein Fangverbot und ein Verbot diese der Natur zu entnehmen (vgl. § 44 I Nr. 1 BNatSchG). Es ist ferner verboten Tiere der besonders geschützten Arten in Besitz oder Gewahrsam zu nehmen (§ 44 II Nr. 1 BNatSchG). In Ausnahme von diesen Verboten ist es erlaubt – vorbehaltlich jagdrechtlicher Vorschriften – verletzte, hilflose oder kranke Tiere der besonders geschützten Arten aufzunehmen, um sie gesund zu pflegen (§ 45 V 1 BNatSchG). Die Aufnahme von Tieren streng geschützten Arten muss der Aufnehmende melden (§ 45 V 4 BNatSchG). Die Naturschutzbehörde kann die Herausgabe der aufgenommenen Tiere verlangen (§ 45 V 5 BNatSchG). Die Vollstreckung einer Herausgabeanordnung richtet sich nach § 71 I VwVG LSA i.V.m. §§ 53 ff. SOG LSA. Vgl. für Niedersachsen: „2. Eine Herausgabeverfügung im Sinne des § 45 Abs. 5 Satz 5 BNatSchG wird gemäß § 70 Abs. 1 NVwG regelmäßig nach dem Sechsten Teil des Niedersächsischen Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes (§§ 64–79 NPOG) durchgesetzt. 3. Nur im Falle einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, die über die in den Ermächtigungsgrundlagen des Bundesnaturschutzgesetzes geregelten Fälle hinausgeht, liegt in dieser spezialgesetzlichen Ermächtigungsgrundlage eine Regelungslücke vor, die einen Rückgriff auf das allgemeine Gefahrenabwehrrecht rechtfertigt, so dass ausnahmsweise eine Durchsuchungsanordnung gemäß §§ 24, 26 NSOG zulässig sein kann.“212 Außerdem können diese bei den behördlich bestimmten Abgabestellen abgegeben werden. S.  Abgabestellen (>) für verletzte, hilflose oder kranke Tiere; Igelaufnahme (>)


Aufwertbarkeit von Flächen: Die Flächen, auf denen Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen durchgeführt werden sollen, müssen naturschutzfachlich aufwertungsfähig sein. M.a.W. sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nur auf solchen Flächen durchzuführen, die aufwertungsbedürftig und -fähig sind.213 Die Eignung einer Ersatzmaßnahme ist nicht schon deshalb ausgeschlossen, weil die für sie vorgesehene Fläche in einem Vogelschutzgebiet liegt.214 Maßgeblich für die Eignung von Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen ist, ob die Flächen in einen Zustand versetzt werden können, der sich im Vergleich mit dem früheren als ökologisch höherwertig einstufen lässt.215 Keine Voraussetzung ist, dass der ökologische Wert dieser Flächen geringer ist als derjenige des für das Vorhaben in Anspruch genommenen Grund und Bodens.216 Nur, wenn Maßnahmen zu einer erheblichen Verbesserung des naturschutzfachlichen Werts der Fläche führen, kommt eine Anrechnung von Maßnahmen als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in Betracht. Die Eingriffsgenehmigungsbehörde ist nach Ansicht des BVerwG aber nicht gezwungen ausschließlich „naturkonservierende Maßnahmen zu treffen, sondern kann - um des naturschutznäheren Endziels willen - auch Maßnahmen ergreifen, die zunächst eine Beeinträchtigung des bestehenden naturhaften Zustandes darstellen, sich in der naturschutzfachlichen Gesamtbilanz aber als günstig erweisen.217 Die Aufwertung der Fläche durch die Ausgleichsmaßnahme hin zu einem höherwertigen Zustand muss nach der prognostischen Bewertung „im Grundsatz auf Dauer gewährleistet werden können“218. S.  Ausgleich (>),  Ersatz (>)


Ausbringen von Pflanzen und Tieren: Das Ausbringen von Pflanzen in der freien Natur, deren Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt, sowie von Tieren bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde (§ 40 I 1 BNatSchG).219 Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung in dem betreffenden Gebiet haben (§ 40 I 2 BNatSchG). Genehmigungspflichtig ist etwa das Aussetzen von heimischen Eulen (z.B. Uhu)220 oder von Exoten221. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn eine Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten der Mitgliedstaaten nicht auszuschließen ist (§ 40 I 3 BNatSchG). Etwaige Zweifel gehen zu Lasten des Antragstellers, zumal z.B. Neobiota ein oft unkalkulierbares Risiko für die heimische Tier- und Pflanzenwelt darstellen.222 Einige Bereiche des A. sind vom Genehmigungserfordernis ausgenommen (vgl. § 40 I 4 BNatSchG): 1. der Anbau von Pflanzen in der Land- und Forstwirtschaft, 2. der Einsatz von Tieren zum Zweck des biologischen Pflanzenschutzes a) der Arten, die in dem betreffenden Gebiet in freier Natur in den letzten 100 Jahren vorkommen oder vorkamen, b) anderer Arten, sofern der Einsatz einer pflanzenschutzrechtlichen Genehmigung bedarf, bei der die Belange des Artenschutzes berücksichtigt sind, 3. das Ansiedeln von Tieren, die dem Jagd- oder Fischereirecht unterliegen, sofern die Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur in den letzten 100 Jahren vorkommt oder vorkam und 4. das Ausbringen von Gehölzen und Saatgut außerhalb ihrer Vorkommensgebiete bis einschließlich 1. März 2020; bis zu diesem Zeitpunkt sollen in der freien Natur Gehölze und Saatgut vorzugsweise nur innerhalb ihrer Vorkommensgebiete ausgebracht werden. Zuständig für die Erteilung der Ausbringungsgenehmigung bei im Inland noch nicht vorkommenden Arten ist das Bundesamt für Naturschutz (§ 40 II BNatSchG). Die zuständige Behörde kann anordnen, dass ungenehmigt ausgebrachte Tiere und Pflanzen oder sich unbeabsichtigt in der freien Natur ausbreitende Pflanzen sowie dorthin entkommene Tiere beseitigt werden, soweit es zur Abwehr einer Gefährdung von Ökosystemen, Biotopen oder Arten erforderlich ist (§ 40 III BNatSchG). S. a.  Ausbringen von Saatgut nichtheimischer Pflanzen (>). Ein weiterer artenschutzrechtlicher Genehmigungsvorbehalt gilt der Kennzeichnung wildlebender Tiere (Vogelberingung etc.). Sie kann nur zu wissenschaftlichen Zwecken genehmigt werden.


Ausbringen von Saatgut nicht-heimischer Pflanzen: Das Ausbringen von Pflanzen in der freien Natur, deren Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht mehr vorkommt sowie von Tieren bedarf der Genehmigung der zuständigen Behörde (§ 40 I 1 BNatSchG).223 Dies gilt auch für Saatgut solcher Pflanzen. Vom Genehmigungserfordernis sind u.a. ausgenommen die Ausbringung künstlich veränderter Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung im betreffenden Gebiet haben (§ 40 I 4 Nr. 2 BNatSchG) oder der Anbau von Pflanzen in der Land- und Forstwirtschaft (§ 40 I 4 Nr. 1 BNatSchG). Wertet man das Bankett öffentlicher Straßen als „freie Natur“ (wovon auszugehen ist), dürfen auch dort seit März 2020 keine nichtheimischen Pflanzen (wie z.B. Gräsermischung „Berliner Tiergarten“ etc.) mehr ausgebracht werden (vgl. § 40 I 4 Nr. 4 BNatSchG). Vielmehr ist autochthones Saatgut zu verwenden. Zertifiziertes Saatgut für die Regionen Sachsen-Anhalts (etwa „Saatgutmischung Ostdeutsches Tiefland“) wird im Handel angeboten.224


Ausbringen von Biozidprodukten: Außerhalb geschlossener Räume ist es in Naturschutzgebieten, Nationalparken, Nationalen Naturmonumenten, Kern- und Pflegezonen von Biosphärenreservaten, Naturdenkmälern sowie in gesetzlich geschützten Biotopen verboten, flächig Biozidprodukten einzusetzen, die gehören zur Produktart 18 (Insektizide, Akarizide und Produkte gegen andere Arthropoden) des Anhangs V der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten (ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1; L 303 vom 20.11.2015, S. 109; L 280 vom 28.10.2017, S. 57), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2019/1825 (ABl. L 279 vom 31.10.2019, S. 19) geändert worden ist (§ 30a S. 1 N. 1 BNatSchG). Ebenso ist es dort verboten, Biozidprodukte der Produktart 8 (Holzschutzmittel) des Anhangs V der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 durch Spritzen oder Sprühen aufzutragen (§ 30 S. 1 Nr. 2 BNatSchG). Ausnahmen können zugelassen werden (vgl. § 30a S. 2 BNatSchG).


Ausbringungsgenehmigung: Das Ausbringen (>) von Pflanzen und Tieren bedarf – nach näherer Maßgabe des Gesetzes – einer Genehmigung gem. § 40 I 1 BNatSchG.225


Ausfertigung: Naturschutzrechtliche Gesetze im materiellen Sinn sind auszufertigen. Im Einzelnen gilt Folgendes: Bundesgesetze werden vom Bundespräsidenten nach Gegenzeichnung ausgefertigt (Art. 82 I GG). Landesgesetze werden vom Präsidenten des Landtages nach Gegenzeichnung des Ministerpräsidenten und des zuständigen Fachministers ausgefertigt (Art. 82 I VerfLSA). Rechtsverordnungen (nach Landesrecht) sind von der Stelle, die sie erlässt, auszufertigen (Art. 82 II VerfLSA). Kommunale Satzungen sind vom Hauptverwaltungsbeamten zu unterzeichnen (§ 9 I KVG LSA). Die Ausfertigung gilt als ein rechtsstaatliches Wirksamkeitserfordernis der Rechtsnorm. „Ob ein Ausfertigungsmangel einer aufgrund landesrechtlicher Ermächtigung erlassenen Verordnung zu deren Gesamt- oder nur zu deren Teilnichtigkeit führt, bestimmt sich grundsätzlich nach irrevisiblem Landesrecht.“226 S. a.  Ersatzverkündung (>);  Verkündung (>)


Ausfuhrgenehmigung: Bestimmte Tiere und Pflanzen dürfen nach dem Unionsrecht nur auf Grundlage einer Ausfuhrgenehmigung aus der Europäischen Union ausgeführt werden. Zudem muss Tiere oder Pflanzen zur Ausfuhr unter Vorlage der für die Ein-, Durch- oder Ausfuhr vorgeschriebenen Genehmigungen oder sonstigen Dokumente bei einer nach § 49 II BNatSchG bekannt gegebenen Zollstelle anmelden und auf Verlangen vorführen, wer Tiere oder Pflanzen, die einer von der EU erlassenen Ein- oder Ausfuhrregelung unterliegen oder deren Verbringen aus einem Drittstaat einer Ausnahme des Bundesamtes für Naturschutz bedarf, unmittelbar aus einem Drittstaat in den oder durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes verbringt (Ein- oder Durchfuhr) oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen Drittstaat verbringt (Ausfuhr) (§ 50 I 1 BNatSchG).


Ausgleich: Im Naturschutzrecht gibt es verschiedene Begriffe des Ausgleichs. Zu unterscheiden sind der Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung der §§ 13 ff. BNatSchG, der (bauleitplanerische) Ausgleich i.S.d. § 1a III BauGB, der Kohärenzausgleich (>) i.S.v. § 34 V BNatSchG und der finanzielle Ausgleichsbetrag (>) i.S.d. § 68 IV BNatSchG. Ausgleich im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung meint den tatsächlichen Ausgleich eines Eingriffs in Natur und Landschaft. Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 15 II 1 BNatSchG). Der Ausgleich ist vom Ersatz (>) abzugrenzen, während diese Unterscheidung im Rahmen der Bauleitplanung keine Bedeutung hat (vgl. §§ 1a III, 200a BauGB). Für Ausgleich wie für Ersatz gilt, dass Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nur auf solchen Flächen durchzuführen sind, die tatsächlich aufwertungsbedürftig und -fähig sind.227 Der neu geschaffene Zustand muss mithin ökologisch höherwertig sein. Die Eingriffsgenehmigungsbehörde ist nach Ansicht des BVerwG nicht gezwungen ausschließlich „naturkonservierende Maßnahmen zu treffen, sondern kann - um des naturschutznäheren Endziels willen - auch Maßnahmen ergreifen, die zunächst eine Beeinträchtigung des bestehenden naturhaften Zustandes darstellen, sich in der naturschutzfachlichen Gesamtbilanz aber als günstig erweisen.228


Ausgleich des Eingriffs in das Landschaftsbild: Ein (unvermeidbarer) Eingriff in das Landschaftsbild ist ebenso wie ein Eingriff in den Naturhaushalt dem Grundsatz nach auszugleichen oder zu ersetzen (vgl. § 15 II 1 BNatSchG). Ausgeglichen ist der Eingriff, wenn das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet wurde (§ 15 II 2 BNatSchG). „Der Ausgleich eines Eingriffs in das Landschaftsbild ist nicht notwendig deshalb zu verneinen, weil eine Veränderung optisch wahrnehmbar bleibt. Vielmehr kommt es darauf an, daß in dem betroffenen Landschaftsraum ein Zustand geschaffen wird, der den vorher vorhandenen Zustand in weitestmöglicher Annäherung fortführt.“229 S.  Ausgleich (>)


Ausgleich, bauleitplanerischer (Ausgleich im Rahmen der Bauleitplanung): Die Gemeinde muss bei der Bauleitplanung die Eingriffsregelung in der Abwägung berücksichtigen (vgl. § 1a III 1 BauGB). Neben der Vermeidung muss sie mithin den Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in der Abwägung berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (§ 1a V 2 BauGB). Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, können die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen (§ 1a III 3 BauGB). Letzteres setzt u.a. die Aufwertbarkeit (>) der Fläche durch die Ausgleichsmaßnahmen voraus. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden (§ 1a III 4 BauGB).230 Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren (§ 1a III 5 BauGB). Darstellungen für Ausgleichsflächen und Festsetzungen für Ausgleichsflächen oder -maßnahmen umfassen auch Ersatzmaßnahmen (§ 200a S. 1 BauGB).231 Hierdurch wird ein eigenständiger baurechtlicher Inhalt des Begriffs „Ausgleich“ geschaffen, der somit erheblich weiter ist als der enge naturschutzrechtliche Ausgleichsbegriff.232 Zudem wurde nach vorzugswürdiger Auslegung auch der naturschutzrechtliche Vorrang des Ausgleichs vor dem Ersatz aufgegeben.233 Ein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang zwischen Ausgleich und Eingriff ist nicht erforderlich, soweit dies mit einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung und des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist (§ 200a S. 2 BauGB). Eingriff und Ausgleich dürfen inhaltlich aber i.d.R. nicht völlig entkoppelt werden. Eine rein formale Betrachtung des Ausgleichs wäre mit den Zielen von Naturschutz und Landschaftspflege unvereinbar. Eingriffe können nach ihrer besonderen Eigenart aus naturschutzfachlichen Gründen eine gewisse funktionale, zeitliche und räumliche Nähe des Ausgleichs bedingen. So kann etwa die Zerstörung eines Amphibienlaichgewässers nur durch die zeitnahe Anlage eines Ersatzlaichgewässers und nur in der Nähe der jeweiligen Amphibienpopulation ausgeglichen werden. Die Rodung von Wald ist grundsätzlich nur durch eine Ersatzaufforstung ausgleichbar.234 Die Verbauung eines natürlichen Steilufers, das als Eisvogelbrutplatz diente, kann nicht erst in zehn Jahren durch die Anlage eines geeigneten Ersatzsteilufers kompensiert werden, sondern dieses muss spätestens zur nächsten Brutperiode zur Verfügung stehen. Weder BauGB noch BNatSchG regeln näher, unter welchen Voraussetzungen Maßnahmen, die vor dem Eingriff erfolgen, als Ausgleichsmaßnahmen anzuerkennen sind. Das Gesetz lässt jedenfalls zu, dass die Ausgleichsmaßnahmen vor dem Eingriff durchgeführt werden (vgl. § 135a II 2 BauGB).235 Dies ist naturschutzfachlich auch meist sinnvoll, damit die Maßnahme tatsächlich einen funktionalen Ausgleich für den Eingriff bewirken kann. Nicht als Ausgleich anzuerkennen sind Maßnahmen, die aufgrund einer sonstigen Rechtspflicht durchgeführt wurden. Gleiches gilt für durch öffentliche Mittel finanzierte bzw. geförderte Maßnahmen (im geförderten Umfang). Die Maßnahme muss schon bei ihrer Durchführung dem Ausgleich für spätere Eingriffe dienen.236 Die Maßnahmen müssen tatsächlich wirksam sein bzw. muss nach naturschutzfachlicher Erkenntnis mit ihrer Wirksamkeit zu rechnen sein.237 Nur zur Zweckerreichung naturschutzfachlich geeignete Maßnahmen bewirken einen Ausgleich. Dies bedingt grundsätzlich, dass die Maßnahmen dauerhaft günstige Wirkungen auf den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild haben. Notfalls sind Erfolgskontrollen (>) und Unterhaltungsmaßnahmen238 zu planen. S. a.  Aufwertbarkeit (>);  Kostenerstattungsbeträge (>);  Sicherung von Ausgleichs- und Ersatzmaß0nahmen (>);  Unterhaltung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (>)


Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: Der Eingriffsverursacher (>) ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen) (§ 15 II 1 BNatSchG). Die – notfalls in einem naturschutzfachlichen Gesamtkonzept vorzusehenden – Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen müssen die durch das Vorhaben verursachten unvermeidbaren Eingriffe qualitativ ausgleichen oder gleichwertig ersetzen.239 Für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen dürfen nur solche Flächen in Anspruch genommen werden, die sich für diesen Zweck objektiv eignen, d.h. die aufwertungsbedürftig und -fähig sind.240 Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und rechtlich zu sichern (§ 15 IV 1 BNatSchG). Der Unterhaltungszeitraum ist durch die zuständige Behörde im Zulassungsbescheid festzusetzen (§ 15 IV 2 BNatSchG). Verantwortlich für Ausführung, Unterhaltung und Sicherung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger (§ 15 IV 3 BNatSchG). Dies gilt grundsätzlich auch dann, wenn sich der Eingriffsverursacher Dritter bedient, um Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen durchzuführen. Etwas anderes gilt im bei förmlicher Übertragung der Kompensationspflicht nach Maßgabe der Kompensationspflichtenübertragungsverordnung (>). Die für die Zulassung des Eingriffs zuständige Behörde (Naturschutzbehörde gem. § 17 III oder Fachbehörde gem. § 17 I BNatSchG) prüft die frist- und sachgerechte Durchführung der Vermeidungs- sowie der festgesetzten Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich der erforderlichen Unterhaltungsmaßnahmen (§ 17 VII 1 BNatSchG). Hierzu kann sie vom Verursacher des Eingriffs die Vorlage eines Berichts verlangen (§ 17 VII 2 BNatSchG). Ist ein Eingriff nicht ausgleichbar und nicht ersetzbar, so darf er im Übrigen nur zugelassen werden, wenn die für ihn streitenden Belange den Naturschutzbelangen vorgehen (§ 15 V BNatSchG). S.a.  Ausgleichsmaßnahmen (>),  vorgezogene; Ausgleichspflicht (>);  Ersatzmaßnahmen (>);  Kompensation (>);  Kompensationspflichtenübertragung (>);  Sicherung von Ausgleichsmaßnahmen (>)


Ausgleichsabgabe: Eine Ausgleichsabgabe ist (nicht ihrer Bezeichnung aber) der Sache nach die Ersatzzahlung (>).


Ausgleichsanspruch, nachbarrechtlicher: Dem Grundsatz nach muss jeder Grundeigentümer Beeinträchtigungen seines Eigentums durch die Benutzung der Nachbargrundstück ohne Ausgleich dulden, wenn diese Beeinträchtigungen unwesentlich oder ortsüblich sind (vgl. §§ 1004 II, 906 BGB). Hat ein Grundstückseigentümer eine Einwirkung des Nachbargrundstücks auf sein Grundstück zu dulden, so kann er vom Benutzer des anderen Grundstücks einen angemessenen Ausgleich in Geld verlangen, wenn die Einwirkung eine ortsübliche241 Benutzung seines Grundstücks oder dessen Ertrag über das zumutbare Maß hinaus beeinträchtigt (§ 906 II 2 BGB). Ein Ausgleichsanspruch gem. § 906 II 2 BGB wegen wesentlicher Beeinträchtigungen ist nur dann gegeben, wenn die ortsübliche Benutzung des Grundstücks über das zumutbare Maß hinaus beeinträchtigt wird. Ganz überwiegend wird in der Rechtsprechung heute davon ausgegangen, dass die Beeinträchtigungen durch Laub im Regelfall zumutbar sind und somit keinen Entschädigungsanspruch auslösen. Ein Ausgleichsanspruch besteht insbesondere dann nicht, wenn es sich um einen durch eine Baumschutzsatzung242 oder als Naturdenkmal geschützten Baum handelt.243 Stürzt ein Baum infolge eines ungewöhnlich heftigen Sturms auf das Nachbargrundstück, sind die damit verbundenen Beeinträchtigungen dem Baumeigentümer regelmäßig dann nicht als Störer im Sinne des § 1004 I BGB zuzurechnen, wenn der vom Grundstückseigentümer gepflanzte und unterhaltene Baum gegenüber normalen Einwirkungen der Naturkräfte hinreichend widerstandskräftig gewesen ist; in diesem Fall kommt ein nachbarrechtlicher Ausgleichsanspruch analog § 906 II 2 BGB nicht in Frage.244 Führt Samenflug von einem brachliegenden Grundstück zu Beeinträchtigungen des Nachbargrundstücks, so steht dem Nachbarn wegen erlittener Schäden kein Ausgleichsanspruch zu. Ein Eigentümer hat keinen Anspruch auf Geldausgleich für Beeinträchtigungen durch Samenflug von Bäumen eines Nachbargrundstücks.245 Der Baumeigentümer ist nicht verantwortlich für Beeinträchtigungen des Nachbargrundstücks durch Birkenpollen, sofern der Baum den Grenzabstand einhält.246 „Wird die Standfestigkeit einer Mauer durch Baumwurzeln beeinträchtigt, die von der Bepflanzung des angrenzenden Randstreifens einer Gemeindestraße herrühren, so kann das einen nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch auslösen“247. Entstehen durch eine Pappelreihe, die in zulässigem Grenzabstand gepflanzt wurde und deren Wurzeln nicht über die Grenze wachsen, Setzungsschäden auf dem Nachbargrundstück infolge Bodenaustrocknung (Saugwirkung!), so hat der Geschädigte weder einen Schadensersatz- noch einen nachbarrechtlichen Ausgleichsanspruch gegen den Baumeigentümer.248 Besteht hingegen dem Grund nach ein Anspruch, ist Mitverschulden anspruchsmindernd zu berücksichtigen.249


Ausgleichsbebauungsplan: Die Gemeinde kann die gesamte Ausgleichsplanung oder Teile hiervon in einen zweiten Bebauungsplan verlagern (Ausgleichsbebauungsplan).250 Leitbild ist die Vorstellung, dass in einem sog. Eingriffsbebauungsplan die Baurechte geschaffen bzw. modifiziert werden, während im Ausgleichsbebauungsplan der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe geregelt wird. Dieses Grundmodell kann allerdings in vielfacher Hinsicht variiert werden.251 Die Besonderheit des Ausgleichs in einem anderen B-Plan besteht darin, dass nicht ein einheitlicher B-Plan mit zwei räumlich getrennten Geltungsbereichen aufgestellt wird, sondern zwei Satzungen i.S.d. § 10 BauGB. Der Ausgleichs- ist zwar gegenüber dem Eingriffsbebauungsplan insofern rechtlich „selbständig“, als er eine eigene Satzung i.S.v. § 10 BauGB ist. Gleichwohl führt der Begriff der rechtlichen Selbständigkeit hier eher in die Irre, da aufgrund des untrennbaren sachlichen Zusammenhangs die beiden Abwägungsentscheidungen in Eingriffs- und Ausgleichsbebauungsplan eine Einheit bilden und die Nichtigkeit des einen den anderen infiziert. Der Ausgleichs- soll nach h.M. vor dem Eingriffsbebauungsplan aufgestellt werden dürfen, während die Aufstellung des Eingriffs- vor dem Ausgleichsbebauungsplan unzulässig sei.252 Das Gesetz regelt diese Frage nicht ausdrücklich. Aufgrund der Abwägungseinheit beider Pläne sind sie indes nach Sinn und Zweck in einem Akt zu erlassen. Hierfür spricht auch, dass die Rechtmäßigkeit des Ausgleichsbebauungsplans überhaupt nicht abschließend geprüft werden könnte, falls der dazugehörige Eingriffsbebauungsplan noch nicht existiert. Die Rechtskonstruktion eines bedingten Plans versucht dieses Problem zu verhindern, findet aber letztlich keine Stütze im Gesetz.253


Ausgleichsbetrag: Eigentümern und Nutzungsberechtigten, denen aufgrund von Vorschriften des BNatSchG, Rechtsvorschriften aufgrund des BNatSchG oder solchen des Landesnaturschutzrechts die land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzung von Grundstücken erheblich erschwert wird und nicht nur vorübergehend erschwert wird oder eine sonstige unbillige Härte zugefügt wird, kann ein angemessener Geldausgleich (Ausgleichsbetrag) nach Maßgabe des Haushalts gezahlt werden, sofern ihnen kein gesetzlicher Entschädigungsanspruch nach § 68 I u. II BNatSchG zusteht (§ 33 I NatschG LSA i.V.m. § 68 IV BNatSchG). Das Verfahren sowie die Anrechnung von Ansprüchen, die für dasselbe Grundstück aus anderem Grund bestehen, werden durch Verordnung geregelt. Der Ausgleichsbetrag ist abzugrenzen von der Ersatzzahlung (>) für einen nicht ausgleichs- oder ersetzbaren Eingriff (>).


Ausgleichsfestsetzungen (im Bebauungsplan): Von den Ausgleichsdarstellungen im Flächennutzungsplan sind Ausgleichsfestsetzungen im B-Plan zu unterscheiden. Von grundlegender Bedeutung für den Ausgleich im B-Plan ist § 9 BauGB. Hiernach kann die Gemeinde Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (vgl. § 1a III) auf den Grundstücken, auf denen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind festsetzen (Ausgleichsfestsetzung am Eingriffsort) oder im sonstigen Geltungsbereich des B-Plans (Festsetzung an anderer Stelle im Plan) festsetzen. Der Ausgleich kann aber auch in einem anderen B-Plan festgesetzt werden (Ausgleichsbebauungsplan). Von einer (bilanzierbaren) Ausgleichsfestsetzung lässt sich nur sprechen, wenn eine primär auf die Verbesserung von Natur und Landschaft abzielende Maßnahme Gegenstand einer Festsetzung ist: „Nicht alles, was sich in der ökologischen Bilanzierung eines Bebauungsplans positiv ‚ausgleichend‘ auswirkt, ist zugleich eine festgesetzte Ausgleichsmaßnahme i.S.d. § 1a Abs. 3 i.V.m. § 135a BauGB.“254 Die Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle können den Grundstücken, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, ganz oder teilweise zugeordnet werden (Zuordnungsfestsetzung >). Dies gilt im Übrigen auch für Maßnahmen auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen (§ 9 Ia BauGB). Im Falle eines Ausgleichs an anderer Stelle als auf den Eingriffsgrundstücken kann die Gemeinde die Ausgleichsmaßnahmen als Einzel- oder Sammelausgleich vorsehen. Entsprechend kann sie eine Einzel- oder eine Sammelzuordnung vornehmen.255 Ein Vorrang der Ausgleichsfestsetzungen vor den anderen Ausgleichsinstrumenten besteht nicht. Die Gemeinde muss mit einer Zusammenschau möglicher Ausgleichsinstrumente prüfen, wie sie möglichst eine Vollkompensation (>) erreichen will. Hierzu bedarf es i.d.R. eines fachlichen Konzepts: „Die Gemeinde muss … zur Bewertung der Eingriffsfolgen eine vergleichende Betrachtung des bestehenden und des nach der Planung zu erwartenden zukünftigen Zustands von Natur und Landschaft vornehmen und hieraus ein Vermeidungs- und Kompensationskonzept entwickeln, wobei die Festsetzungen von Ausgleichsflächen und -maßnahmen nach § 9 BauGB als Kompensationsmaßnahmen erfolgen“256.


Ausgleichsmaßnahmen, festgesetzte: s.  Ausgleichsfestsetzungen (>)


Ausgleichsmaßnahmen, vorgezogene: Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen sind neben den vorgezogenen Ersatzmaßnahmen ein Unterfall der vorgezogenen Kompensationsmaßnahmen. Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen sind Maßnahmen i.S.d. § 44 V 3 BNatSchG257, die erforderlich sind, um Eingriffe auszugleichen, die die Zugriffsverbote (>) nur aufgrund der Regelungen der § 44 V 2 Nr. 1-3 BNatSchG nicht verletzen. Man spricht auch von CEF-Maßnahmen (>). Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen i.S.d. § 44 V BNatSchG können der für die Zulassung des Eingriffs zuständigen Behörde vor Eröffnung des Verfahrens angezeigt werden (§ 7 IV 1 NatschG LSA). Diese erklärt die Verwendbarkeit als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme, soweit die Maßnahme fachlich geeignet ist (§ 7 IV 2 NatschG LSA). Hierdurch entsteht kein Rechtsanspruch auf eine spätere Zulassung im jeweils vorgeschriebenen Verfahren (§ 7 IV 3 NatschG LSA). Aus der Rspr.: „1. Ob eine erforderliche Maßnahme im Sinne von § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 2 BNatSchG auf die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, richtet sich nach einem objektiven Maßstab. 2. Erfolgt die erforderliche Maßnahme auf der Grundlage eines (bestandskräftigen) Planfeststellungsbeschlusses, in dem vorgesehen ist, dass eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme nach § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG zu erfolgen hat, um gemäß § 44 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 BNatSchG zu gewährleisten, dass die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird und damit das Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG nicht greift, bildet die entsprechende Regelung im Planfeststellungsbeschluss den Maßstab. Ist die vorgezogene Ausgleichsmaßnahme in einem landschaftspflegerischen Begleitplan enthalten, ist die darin dargestellte Maßnahme zugrunde zu legen.“258 „3. Da Fachplan und landschaftspflegerischer Begleitplan rechtlich eine Einheit bilden (BVerwG, Beschluss vom 22. Mai 1995 - 4 B 30.95 - juris Rn. 7), erfordert eine von den Festlegungen im landschaftspflegerischen Begleitplan abweichende Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen eine Planänderung (Beschluss des Senats vom 18. Dezember 2014 - 2 L 78/12 - juris Rn. 57).“259


Ausgleichsmaßnahmenanordnung: Wird ein Verfahren über die Genehmigung eines Eingriffs durch eine Fachbehörde i.S.v. § 17 I BNatSchG oder durch die Naturschutzbehörde gem. § 17 III BNatSchG geführt, so ordnet die Genehmigungsbehörde auch die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen an (§ 17 I bzw. III 4 BNatSchG). Wurden ohne Genehmigung rechtswidrig Teile von Natur und Landschaft zerstört, beschädigt oder verändert, kann die zuständige Behörde Ausgleichsmaßnahmen anordnen (§ 1 III 3 NatSchG i.V.m. § 15 II BNatSchG). Ist ein Ausgleich nicht möglich, können Ersatzmaßnahmen angeordnet werden. Ist der rechtswidrige Eingriff weder auszugleichen noch zu ersetzen, ordnet die Behörde eine Ersatzgeldzahlung (>) an (§ 1 III 3 NatschG LSA i.V.m. § 15 VI BNatSchG). Im Falle rechtswidriger Eingriffe ist zudem i.d.R. ein Ordnungswidrigkeitenverfahren (>) zu eröffnen.


Ausgleichszahlungen für Wolfsrisse: s.  Schadensausgleich für Schäden durch Großraubtiere (>)


Ausgleichspflicht: Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen) (§ 15 II 1 BNatSchG). Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist (§ 15 II 2 BNatSchG). Ersetzt ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist (§ 15 II 3 BNatSchG). Festlegungen von Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen für Gebiete im Sinne des § 20 II Nr. 1-4 und in Bewirtschaftungsplänen nach § 32 V, von Maßnahmen nach § 34 V und § 44 V 3 BNatSchG sowie von Maßnahmen in Maßnahmenprogrammen im Sinne des § 82 WHG stehen der Anerkennung solcher Maßnahmen als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht entgegen (§ 15 II 4 BNatSchG). Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind die Programme und Pläne nach den §§ 10 und 11 zu berücksichtigen (§ 15 II 5 BNatSchG). Es gilt ein Gebot der Rücksichtnahme (>) auf agrarstrukturelle Belange.


Auskunft: Naturschutzbehörden erteilen im Rahmen und in den Grenzen des § 25 I VwVfG, (i.V.m. § 1 I VwVfG LSA) den Verfahrensbeteiligten auch Auskünfte zum Naturschutzrecht und zu naturschutzrechtlichen Verfahren. Sie erörtern mit dem Antragsteller, welche Nachweise und Unterlagen er (auch nach Naturschutzrecht) zu erbringen hat (§ 25 II VwVfG). Genehmigungsbehörden unterrichten im Rahmen der sog. frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung die Öffentlichkeit über die Planung von Vorhaben, die nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die Belange einer größeren Zahl von Dritten haben können (§ 25 III VwVfG). Privaten und Naturschutzverbänden können Ansprüche auf Umweltinformation (>) zustehen, mit denen sie den Zugang zu naturschutzrelevanten Daten geltend machen können.


Auslegung (naturschutzrechtlich relevanter Unterlagen): Im Planfeststellungsverfahren und immissionsschutzrechtlichen Anlagengenehmigungsverfahren über Anlagen, die im Anh. zur 4. BImSchV mit einem „G“ gekennzeichnet sind, findet ein Anhörungsverfahren (§ 73 III-V VwVfG bzw. Fachgesetz) bzw. eine Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 10 III BImSchG) statt. Dabei sind auch alle genehmigungsrelevanten Unterlagen zu naturschutzrechtlichen Fragen auszulegen (etwa faunistische Gutachten, Schlagopfermonitoring etc.). Nur im Falle auch der Auslegung aller naturschutzrechtlich relevanten Unterlagen kann das Anhörungsverfahren seine sog. Anstoßfunktion (>) erfüllen. Nach Ansicht des OVG LSA ist es insoweit unschädlich, wenn eine FFH-Verträglichkeitsstudie erst nach der Auslegung vorgelegt wird, sofern gleichwohl bereits von den ausgelegten Unterlagen eine hinreichende Anstoßfunktion ausgeht, indem erkennbar wird, dass ein bestimmtes FFH-Gebiet möglicherweise durch Schadstoffeinträge betroffen wird.260


Ausnahmen: Der Begriff der A. wird mit unterschiedlicher Bedeutung gebraucht. Es gibt Ausnahmen als behördliche Einzelfallgenehmigungen (Ausnahme im engeren Sinn) und es gibt allgemeine gesetzliche Beschränkungen des Anwendungsbereichs bestimmter Schutzvorschriften (Ausnahmen im weiteren Sinn). Die Gewährung von Ausnahmen ist im Naturschutzrecht vorgesehen u.a. im Hinblick auf den besonderen Biotopschutz (§ 30 III BNatSchG), das Habitatschutzrecht (§ 33 I 2 i.V.m. § 34 III-V BNatSchG), den (allgemeinen wie besonderen) Artenschutz (vgl. § 45 BNatSchG und § 25 NatschG LSA) sowie den Horstschutz (§ 28 S. 4 NatschG LSA). Ausnahmen sind abzugrenzen von Befreiungen (>). S.  im Einzelnen: Ausnahmen vom allgemeinen Artenschutz (>),  Ausnahmen vom besonderen Artenschutz (>),  Ausnahmen vom gesetzlichen Biotopschutz (>),  Ausnahmen vom Habitatschutz (>);  Ausnahmen vom Schutzgebietsrecht (>)


Ausnahmen vom allgemeinen Artenschutz: Gesetzliche Ausnahmen vom Anwendungsbereich des allgemeinen Artenschutzes im Sinne gesetzlicher Beschränkungen ergeben sich u.a. daraus, dass das Artenschutzrecht das Jagdrecht unberührt lässt (§ 39 II BNatSchG). Sofern daher das Jagdrecht eine Bejagung einer Art zulässt, geht es den Bestimmungen des allgemeinen Artenschutzes vor. Dies gilt etwa für die Arten Marderhund, Mink, Nutria und Waschbär. Zudem besteht im Hinblick auf die heimischen Schädlingsarten Scher-, Rötel-, Erd-, Feld- und Hausmaus sowie Wander- und Hausratte und nicht-heimische Neozoen wie den Bisam meist ein vernünftiger Grund zur Tötung i.S.v. § 39 BNatSchG, mögen diese Tierarten auch dem Grundsatz nach unter allgemeinem Artenschutz stehen. Allgemeine Ausnahmen von den gesetzlichen Verboten des § 39 V 1 Nr. 1-3 BNatSchG (Verbote des Abflämmens, Verbote des intensiven Gehölz- und Röhrichtschnitts von 1.03-30.09 etc.) gelten nach § 39 V 2 BNatSchG. Hiernach gelten diese Verbote nicht für 1. behördlich angeordnete Maßnahmen, 2. Maßnahmen, die im öffentlichen Interesse nicht auf andere Weise oder zu anderer Zeit durchgeführt werden können, wenn sie a) behördlich durchgeführt werden, b) behördlich zugelassen sind oder c) der Gewährleistung der Verkehrssicherheit dienen, 3. nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft, 4. zulässige Bauvorhaben, wenn nur geringfügiger Gehölzbewuchs zur Verwirklichung der Baumaßnahmen beseitigt werden muss. Die zuständige Naturschutzbehörde kann im Übrigen Ausnahmen von dem Verbot des § 39 II 1 BNatSchG unter den Voraussetzungen des § 45 VII BNatSchG oder des Art. 14 Richtlinie 92/43/EWG zulassen (§ 25 NatschG LSA). Auch im Hinblick auf die nach der BArtSchV verbotenen Handlungen, Verfahren und Geräte können die zuständigen Behörden Ausnahmen zulassen (§ 4 III BArtSchV). S.  Verbote von Handlungen, Verfahren und Geräten gem. BArtSchV (>)


Ausnahmen vom Anwendungsbereich der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung: Die Eingriffsregelung ist im Rahmen der Bauleitplanung nicht anzuwenden, wenn die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren (§ 1a III 6 BauGB). Keine Anwendung findet die Eingriffsregelung des § 1a III BauGB zudem auf Bebauungspläne der Innenentwicklung mit weniger als 20.000 qm Grundfläche im beschleunigten Verfahren gem. § 13a I 2 Nr. 1, II Nr. 4 BauGB.261 Dies gilt auch bei der Einbeziehung von Außenbereichsflächen aufgrund des neuen (skandalösen) § 13b BauGB! Im Übrigen gilt die Eingriffsregelung nicht für den Erlass von Innenbereichssatzungen (mit Ausnahme der Einbeziehungssatzung nach § 34 IV 1 Nr. 3 BauGB). Unterschiedlich beurteilt wird, ob eine Überplanung bisherigen (unbeplanten) Innenbereichs eine Eingriffserwartung auslösen kann. Nach h.M. soll die Unanwendbarkeit der Eingriffsregelung auf Innenbereichsvorhaben (vgl. § 18 II 1 BNatSchG) auf die Überplanung fortwirken und einer Kausalität zwischen Vorhaben und Eingriffserwartung entgegenstehen. Dies ist abzulehnen, weil es allein darauf ankommt, dass der konkrete Bebauungsplan den Rechtsgrund für die konkreten Eingriffe in Natur und Landschaft darstellen wird.262 Zudem ist darauf hinzuweisen, dass die Überplanung eines Gebiets die Eingriffswahrscheinlichkeit auf einer Fläche erheblich steigern kann, auch wenn auf ihr zuvor eine Bebauung nach § 34 BauGB zulässig war. Vor allem die psychologische Bedeutung der auf Nachbarflächen einsetzenden Bautätigkeit und eintretende Bodenwertsteigerungen infolge eines Planerlasses können den Entschluss zum Verkauf oder zur eigenen Bebauung unter Umständen erst hervorrufen. Ein Ausgleich dieser Eingriffe ist i.Ü. im Interesse des Status quo-Schutzprinzips der Eingriffsregelung dringend geboten. S. i.Ü. Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (>)


Ausnahmen vom besonderen Artenschutz: Der Bundesgesetzgeber hat zahlreiche Ausnahmeregelungen zum besonderen Artenschutz erlassen.263 Man kann zwischen Ausnahmen im engeren Sinn (Ausnahmen als behördliche Einzelentscheidungen) und im weiteren Sinne (allgemeine Beschränkungen des Anwendungsbereichs) unterscheiden. Eine Ausnahme im weiteren Sinn ist, dass bestimmte Tier- und Pflanzenarten zugleich von den Besitz- und den Vermarktungsverboten ausgenommen wurden (§ 45 I und II BNatSchG). Andere sind nur von den Vermarktungsverboten ausgenommen (§ 45 III BNatSchG). In Ausnahme von den Besitz- und Vermarktungsverboten dürfen tot aufgefundene besonders geschützte Exemplare für Zwecke der Forschung und Lehre nach Maßgabe des § 45 IV BNatSchG der Natur entnommen werden. Zudem dürfen verletzte, hilflose und kranke Tiere zur Pflege nach Maßgabe des § 45 V BNatSchG entnommen werden. Neben den Ausnahmen vom Anwendungsbereich der Verbote des besonderen Artenschutzes sind „echte“ Ausnahmen durch behördliche Einzelfallentscheidung möglich (gem. § 45 VII und VIII BNatSchG). „Setzt die artenschutzrechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens die Erteilung von Ausnahmen für mehrere artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen voraus, die dieselbe Art betreffen, so sind die Ausnahmevoraussetzungen in einer Gesamtschau der Beeinträchtigungen zu prüfen.“264 „Bei der Frage, ob eine zumutbare Alternative im Sinne von § 45 Abs. 7 BNatSchG besteht, sind auch Ausführungsvarianten in zeitlicher Hinsicht, die zu einer geringeren Eingriffsintensität führen, in den Blick zu nehmen.“265 Eine Gebietskörperschaft darf die Alternativlosigkeit einer artenschutzrechtlichen Ausnahme nicht durch Zwischenschaltung Dritter künstlich herbeiführen.“266 Ebenso wenig darf der Vorhabenträger die Alternativlosigkeit in zeitlicher Hinsicht dadurch herbeiführen, dass er sich bereits vor Beginn der Maßnahme vertraglich in der Weise bindet, dass es termingebundene Lieferverpflichtungen eingeht.“267 Maßnahmen zur Sicherung eines günstigen Erhaltungszustandes der Population einer Art im Rahmen des § 45 VII BNatSchG werden auch als FCS-Maßnahmen (>) bezeichnet. Sie sind von den CEF-Maßnahmen (>) nach § 44 V 3 BNatSchG abzugrenzen. Im Falle eines ungünstigen Erhaltungszustands der Populationen einer betroffenen Art sind Ausnahmen nach Art. 16 I FFH-RL (ausnahmsweise) zulässig, wenn sachgemäß bzw. hinreichend nachgewiesen ist, dass sie weder den ungünstigen Erhaltungszustand dieser Population weiter verschlechtern noch die Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustands behindern“268. Ausnahmen von den (europarechtlich vorgegebenen!) Tötungsverboten müssen den europarechtlichen Anforderungen entsprechen.269 In seinem Tapiola-Urteil (>) formuliert der EuGH strenge europarechtliche Anforderungen an eine Ausnahmegenehmigung für die Jagd auf Wölfe (oder andere streng geschützte Tiere). Wird ein Straßenbauvorhaben genehmigt, obwohl die hierfür erforderliche Ausnahme nicht vorliegt, führt dies zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses, wenn keine „objektive Ausnahmelage“ gegeben ist. „Ist über eine bestimmte artenschutzrechtliche Ausnahme (§ 45 Abs. 7 BNatSchG) trotz objektiver Ausnahmelage versehentlich nicht entschieden worden, so ist dieser Mangel dann unerheblich, wenn unter Berücksichtigung aller Umstände ausgeschlossen werden kann, dass dem Vorhabenträger die fehlende Ausnahme versagt worden wäre“270. S. a.  Antragsberechtigung hinsichtlich Ausnahmen (>);  Ausnahmen von den Besitz- und Vermarktungsverboten (>),  Ausnahmen von den Zugriffsverboten im Einzelfall (>),  Beschränkungen des Anwendungsbereichs des Artenschutzrechts (>);  CEF-Maßnahme (>);  FCS-Maßnahme (>);  Fischottertötungen (>) nach § 45 VII BNatSchG; Verbandsklage gegen Ausnahmen (>)


Ausnahmen vom Entnahmeverbot des allgemeinen Artenschutzrechts: Vorbehaltlich jagd- oder fischereirechtlicher Bestimmungen ist es verboten, wild lebende Tiere und Pflanzen der in Anh. V der FFH-RL aufgeführten Arten aus der Natur zu entnehmen (§ 39 II 1 BNatSchG). Auf Grundlage der bundesgesetzlichen Ermächtigung271 hat das Land Sachsen-Anhalt bestimmt, dass die zuständige Behörde Ausnahmen von diesem Entnahmeverbot unter den Voraussetzungen des § 45 VII BNatSchG (oder des Art. 14 der FFH-RL) zulassen kann. S.  Ausnahmen vom besonderen Artenschutz (>)


Ausnahmen vom gesetzlichen Biotopschutz: Von dem Verbot der Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope (§ 30 II BNatSchG) kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können (§ 30 III BNatSchG).


Ausnahmen vom Habitatschutz: Die zuständige Naturschutzbehörde kann – unter den Voraussetzungen des § 34 III-V BNatSchG – Ausnahmen vom allgemeinen Beeinträchtigungsverbot (§ 33 I BNatSchG) sowie von den besonderen Verboten der jeweiligen Schutzerklärung (§ 32 III BNatSchG) zulassen. S.  Abweichungen vom Habitatschutz (>). Abweichend vom Beeinträchtigungsverbot des § 34 II BNatSchG für Natura 2000-Gebiete darf ein Projekt ausnahmsweise zugelassen oder durchgeführt werden, soweit es 1. aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses, einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art, notwendig ist (Bsp.: Umgehungsstraße aus Gründen des Gesundheitsschutzes und öffentlicher Sicherheit der Anlieger einer Ortsdurchfahrt;272 Enteignung rechtfertigende Gründe (gelten regelmäßig zugleich als zwingende Gründe i.S.d. BNatSchG)273 und 2. zumutbare Alternativen, den mit dem Projekt verfolgten Zweck an anderer Stelle ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen zu erreichen, nicht gegeben sind (Alternativenprüfung gem. § 34 III BNatSchG). S. a.  Alternativenprüfung (>). Können von dem Projekt im Gebiet vorkommende prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder prioritäre Arten betroffen werden, dürfen als zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses nur solche im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder den maßgeblich günstigen Auswirkungen des Projekts auf die Umwelt geltend gemacht werden (§ 34 IV 1 BNatSchG). Sonstige Gründe im Sinne des Absatzes 3 Nummer 1 können nur berücksichtigt werden, wenn die zuständige Behörde zuvor über das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eine Stellungnahme der Kommission (>) eingeholt hat (§ 34 IV 2 BNatSchG). Zudem sind Einschränkungen des Anwendungsbereichs der Habitatschutzregelung zu beachten: Für geschützte Teile von Natur und Landschaft i.S.d. § 20 III BNatSchG und gesetzlich geschützte Biotope i.S.d. § 30 sind die § 34 I-VI BNatSchG nur insoweit anzuwenden, als die Schutzvorschriften, einschließlich der Vorschriften über Ausnahmen und Befreiungen, keine strengeren Regelungen für die Zulässigkeit von Projekten enthalten (§ 34 VII 1 BNatSchG). Zudem gelten die § 34 I-VII BNatSchG (mit Ausnahme von Bebauungsplänen, die eine Planfeststellung ersetzen) nicht für Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB in Gebieten mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB und während der Planaufstellung nach § 33 BauGB (§ 34 VIII BauGB). Diese Regelung findet aber keine Anwendung auf Vorhaben im Gebiet eines „alten“ Bebauungsplans, für den das Habitatschutzrecht noch keine Anwendung fand.274 Dies gilt entsprechend, wenn der Bebauungsplan keine ausreichende Umsetzung der habitatschutzbezogenen Anforderungen darstellt.275 S.  Bebauungsplanung und Verträglichkeitsprüfung (>);  Stellungnahme der Kommission (>).


Ausnahmen vom Schutzgebietsrecht: Schutzgesetze bzw. Schutzverordnungen i.S.v. § 15 I NatschG LSA können Ausnahmen von den Verboten (und Geboten) regeln. Unter Ausnahmen versteht man meist vom Rechtsetzer vorhergesehene konkrete, „planmäßige“ Fallgruppen der Nichtanwendbarkeit von Verbotsbestimmungen. Diese Begrenzungen des Anwendungsbereichs sind von Befreiungen abzugrenzen. Während bei Ausnahmen auf der Rechtsfolgenseite der Norm kein Ermessen besteht (sondern Unanwendbarkeit des Verbots eintritt), handelt es sich bei Befreiungen um behördliche Zulassungen von Abweichungen auf der Grundlage von Ermessensentscheidungen. Ob die Ausnahme von Gesetzes wegen eintritt oder einer behördlichen Entscheidung durch Verwaltungsakt bedarf, richtet sich nach der jeweils anzuwendenden Ausnahmebestimmung.


Ausnahmen von den Besitz- und Vermarktungsverboten: Zu unterscheiden sind Ausnahmen i.S.v. gesetzlichen Beschränkungen des Anwendungsbereichs (§ 45 II, III, IV BNatSchG) und behördliche Einzelfallausnahmen (§ 45 VI, VII, VIII BNatSchG). Unterliegen Tiere und Pflanzen keinen Besitzverboten, sind sie grundsätzlich auch von den Vermarktungsverboten ausgenommen (vgl. im Einzelnen § 45 II BNatSchG). Von den Vermarktungsverboten sind auch ausgenommen 1. Tiere und Pflanzen der streng geschützten Arten, die vor ihrer Unterschutzstellung als vom Aussterben bedrohte oder streng geschützte Arten rechtmäßig erworben worden sind, 2. Tiere europäischer Vogelarten, die vor dem 6. April 1981 rechtmäßig erworben worden oder in Anhang III Teil A der Richtlinie 2009/147/EG aufgeführt sind, 3. Tiere und Pflanzen der Arten, die den Richtlinien 92/43/EWG und 2009/147/EG unterliegen und die in einem Mitgliedstaat in Übereinstimmung mit den Richtlinien zu den in § 44 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 genannten Handlungen freigegeben worden sind (§ 45 III BNatSchG). Die zuständige Naturschutzbehörde kann Ausnahmen von den Besitz- und Vermarktungsverboten zulassen, soweit dies für die Verwertung beschlagnahmter oder eingezogener Tiere und Pflanzen erforderlich ist und Rechtsakte der Europäischen Union dem nicht entgegenstehen (§ 45 VI 1 BNatSchG). Ist für die Beschlagnahme oder Einziehung eine Bundesbehörde zuständig, kann diese Behörde Ausnahmen von den Besitz- und Vermarktungsverboten zulassen (§ 45 VI 2 BNatSchG).


Ausnahmen von den Zugriffsverboten: Die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden sowie im Fall des Verbringens aus dem Ausland das Bundesamt für Naturschutz können von den Verboten des § 44 BNatSchG im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen 1. zur Abwendung ernster land-, forst-, fischerei- oder wasserwirtschaftlicher oder sonstiger ernster wirtschaftlicher Schäden, 2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Verteidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf die Umwelt oder 5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer oder wirtschaftlicher Art (§ 45 VII 1 BNatSchG).276 Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 I RL 92/43/EWG weiter gehende Anforderungen enthält (§ 45 VII 2 BNatSchG). Art. 16 III RL 92/43/EWG und Art. 9 II RL 2009/147/EG sind zu beachten. Das Bundesamt für Naturschutz kann im Fall des Verbringens aus dem Ausland von den Verboten des § 44 unter den Voraussetzungen des Abs. 7 S. 2 und 3 im Einzelfall weitere Ausnahmen zulassen, um unter kontrollierten Bedingungen und in beschränktem Ausmaß eine vernünftige Nutzung von Tieren und Pflanzen bestimmter Arten im Sinne des § 7 Absatz 2 Nummer 13 Buchstabe b sowie für gezüchtete und künstlich vermehrte Tiere oder Pflanzen dieser Arten zu ermöglichen (§ 45 VIII BNatSchG). Nach Ansicht des VG Gießen277 ist der Ausnahmetatbestand des § 45 VII 1 Nr. 5 BNatSchG in Bezug auf die europäischen Vogelarten nicht anwendbar, da dies einen Verstoß gegen die vorrangigen Bestimmungen der Vogelschutzrichtlinie zur Folge hätte. Dabei komme es nicht darauf an, ob es sich um eine stark gefährdete oder eine weit verbreitete Art handelt. Hingegen sei der Ausnahmegrund des § 45 VII 1 Nr. 4 BNatSchG grundsätzlich auf europäische Vogelarten anwendbar.


Ausnahmenzulassung bei Natura 2000-Beeinträchtigungen: s.  Abweichung vom Beeinträchtigungsverbot (FFH-Recht) (>)


Ausschilderung von Schutzgebieten: Kennzeichnung von Schutzgebieten (>)


Aussetzen von Haustieren: Das Aussetzen von Haustieren in freier Natur ist tierschutzrechtlich grundsätzlich unzulässig (§ 3 Nr. 3 TierSchG). Es bedürfte einer Ausbringungsgenehmigung (>),  die indes regelmäßig nicht erteilt würde. Zahmes Wassergeflügel darf – unbeschadet des Naturschutzrechts – nur mit Zustimmung des Fischereiberechtigten und des Fischereiausübungsberechtigten in ein Gewässer eingelassen werden (§ 14 S. 1 FischO LSA).


Aussetzen von Hunden und Katzen: s.  Aussetzen von Haustieren (>)


Aussetzen von Tieren wildlebender Arten: Das Aussetzen (oder Ansiedeln) von gezüchteten oder aufgezogenen Tieren einer wildlebenden Art in der freien Natur ist tierschutzrechtlich verboten, sofern das Tier nicht auf die zum Überleben in dem vorgesehenen Lebensraum erforderliche artgemäße Nahrungsaufnahme vorbereitet und an das Klima angepasst ist (§ 3 Nr. 4 TierSchG). Das Ausbringen (>) von Tieren in die freie Natur ist im Übrigen naturschutzrechtlich genehmigungspflichtig (§ 40 I 1 BNatSchG). Für das Aussetzen von Wild (>) gilt ein jagdrechtliches Genehmigungserfordernis.


Aussetzen von Wild: Das Aussetzen von Wild zählt zu den Hegemaßnahmen.278 Es ist in Sachsen-Anhalt nur eingeschränkt zulässig.279 Der Revierinhaber darf Wild in seinem Jagdbezirk nur mit schriftlicher Genehmigung der oberen Jagdbehörde aussetzen.280 Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Maßnahme aus Gründen der Hege notwendig ist und Schäden für die Land- und Forstwirtschaft nicht zu befürchten sind.281 Nicht genehmigungsfähig ist das Aussetzen von Waschbär, Marderhund, Mink, Nutria, Aaskrähe, Elster und Nilgans.282 Verboten ist es, eingefangenes oder aufgezogenes Wild später als vier Wochen vor Beginn der Jagdausübung auf dieses Wild auszusetzen.283 Das Aussetzen von Tieren einer fremden Tierart in der freien Natur (z.B. nicht-heimische Enten- oder Fasanenarten) bedarf der Genehmigung der obersten Jagdbehörde.284 Als fremd gelten Tierarten, die bei Inkrafttreten des BJagdG, d.h. am 1.4.1953, in Deutschland frei lebend nicht heimisch waren. Die Genehmigung, Tiere einer solchen Art in der freien Wildbahn auszusetzen, darf nur erteilt werden, wenn die Art die heimische Tierwelt wesentlich bereichert und Schäden für die öffentliche Sicherheit, die Landespflege, die heimische Tierwelt, die Land- oder Forstwirtschaft nicht zu befürchten sind.285 Hingegen dürfen Haustiere generell nicht ausgesetzt werden.286


Aussetzen von Wildtieren: s.  Aussetzen von Tieren wildlebender Arten (>);  Aussetzen von Wild (>)


Auswahl von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen: Bei der Auswahl und Durchführung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (>) sind solche vorrangig, die 1. keine zusätzlichen land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen in Anspruch nehmen, 2. im Rahmen eines Ökokontos bereits durchgeführt und anerkannt sind, 3. auf die Renaturierung versiegelter Flächen gerichtet sind oder diese Flächen der natürlichen Entwicklung überlassen, 4. bei einer Beeinträchtigung von Waldfunktionen in waldreichen Gebieten a) eine Waldvermehrung in waldarmen Gebieten oder b) ortsnah einen Umbau von Waldbeständen in einen naturnäheren Zustand vorsehen oder c) ortsnah andere Biotope im Rahmen des Biotopverbundes entwickeln, 5. zugleich auch der Durchführung von Maßnahmen in Maßnahmenprogrammen i.S.d. § 82 WHG dienen, 6. als Bewirtschaftungs- und Pflegemaßnahmen der dauerhaften Aufwertung des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes dienen oder 7. der Wiedervernetzung von Lebensräumen dienen (§ 7 I NatschG LSA). S.a.  Vorrang bestimmter Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (>)


Auswahl von Natura 2000-Gebieten: s.  Gebietsauswahl (Natura 2000) (>);  Natura 2000-Gebiete (>)


Ausweisung: Die Ausweisung ist im Naturschutzrecht die förmliche Unterschutzstellung (>) von Teilen von Natur und Landschaft durch Erklärung (>) zum Schutzgebiet bzw. Schutzobjekt. S.  Unterschutzstellung (>);  Verordnungsermessen (>)


Ausweisungspflicht für Natura 2000-Gebiete: Die in die Kommissionliste der Natura 2000-Gebiete aufgenommenen Gebiete sind entsprechend ihren jeweiligen Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft (i.S.d. § 20 II BNatSchG) zu erklären (§ 32 II BNatSchG).287 Es besteht dem Grundsatz nach Ausweisungspflicht. Die Unterschutzstellung kann nur dann unterbleiben, soweit nach anderen Rechtsvorschriften einschließlich des BNatSchG und gebietsbezogener Bestimmungen des Landesrechts, nach Verwaltungsvorschriften, durch die Verfügungsbefugnis eines öffentlichen oder gemeinnützigen Trägers oder durch vertragliche Vereinbarungen ein gleichwertiger Schutz gewährleistet ist (§ 32 IV BNatSchG).288


Auswilderung: Aussetzen von Tieren (>)


Außenbereichsvorhaben und Naturschutzbelange: Naturschutzbelange sind für die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Außenbereichsvorhaben nach Maßgabe des § 35 BauGB zu berücksichtigen.289 Ein Außenbereichsvorhaben ist bauplanungsrechtlich nur zulässig, wenn es den Anforderungen des § 35 BauGB entspricht, wobei die Naturschutzbelange eine erhebliche Bedeutung für die Vorhabenzulässigkeit besitzen. Es ist zunächst zu unterscheiden zwischen privilegierten Vorhaben (§ 35 I BauGB), nicht privilegierten Vorhaben (§ 35 II BauGB) und teilprivilegierten Vorhaben (§ 35 IV BauGB). Zudem kann eine Außenbereichssatzung (§ 35 VI BauGB) die Zulässigkeit von Außenbereichsvorhaben begründen. Dem privilegierten Vorhaben dürfen keine Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege „entgegenstehen“, das sonstige Vorhaben darf keine Naturschutzbelange „beeinträchtigen“. Ansonsten sind Au-ßenbereichsvorhaben unzulässig. Den teilprivilegierten Vorhaben nach § 35 IV BauGB kann allerdings nicht entgegengehalten werden, dass sie die natürliche Eigenart der Landschaft beeinträchtigen. Das Baugesetzbuch gebietet die Prüfung einer Beeinträchtigung bzw. des Entgegenstehens von Naturschutzbelangen in Darstellungen des Flächennutzungsplans (vgl. § 35 III Nr. 2 BauGB), Darstellungen eines Landschaftsplans (§ 35 III Nr. 2 BauGB) und im Übrigen alle Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, der natürlichen Eigenart der Landschaft und ihres Erholungswert und des Landschaftsbildes (§ 35 III Nr. 5 BauGB). Zu den Belangen des Naturschutzes zählen auch Belange des Schutzgebietsrechts, des Habitatschutzrechts und des Artenschutzrechts. Die Privilegierung eines Vorhabens präjudiziert nicht etwa dessen landschaftsschutzrechtliche Genehmigungsfähigkeit290 oder Vereinbarkeit mit sonstigem Naturschutzrecht. Vgl. „Ist über die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit eines privilegierten Außenbereichsvorhabens zu entscheiden, hat die zuständige Behörde gemäß § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB auch die naturschutzrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens zu prüfen. Artenschutzrechtliche Verbote stellen sich zugleich als ein nach § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 5 BauGB beachtlicher Belang des Naturschutzes dar.“291


Auwälder: Auwälder sind gesetzlich geschützte Biotope (gem. § 30 II 1 Nr. 4 i.V.m. § 30 I BNatSchG). Für sie gilt ein Beeinträchtigungsverbot (>). Die Biotoptypen-Richtlinie (dort Nr. 28) definiert Auwälder wie folgt: „28.1 Begriff: Zu den Auwäldern gehören die Hart- und Weichholzauwälder im Überflutungsbereich von Bächen und Flüssen einschließlich der infolge wasserbaulicher Maßnahmen (Eindeichung) nicht mehr überfluteten Bestände, soweit diese noch auwaldtypische Vegetation aufweisen. Die Bachauenwälder sind als Winkelseggen-Erlen-Wälder und feuchte Ahorn-Eschen-Wälder als geschützte Sumpfwälder (vergleiche Nummer 27) geführt (mit vielen Stickstoff-Zeigern). Die Hartholzauwälder innerhalb der großen Flussauen mit natürlicher Überflutungsdynamik zeichnen sich durch Totholzreichtum und eine reiche Ausstattung von Biotopbäumen aus. In der mittleren Baumschicht sind häufig Wildobstarten beteiligt. Für diese Auenwälder ist eine Strauch- und Krautschicht mit vielen Stickstoff-Zeigern charakteristisch. Die Weichholzauen des Flach- und Hügellandes siedeln im Idealfall zwischen der Hartholzaue und dem flussseitig vorgelagerten Korbweidengebüsch (Salicetum triandrae). Der Lebensraum erreicht im Optimum aufgrund temporär wiederkehrender Überschwemmung mit vermehrter Substratumlagerung oder mechanischer Einwirkungen oft keine Baumstadien der Weiden oder hohe Anzahlen von Totholz und Biotopbäumen. Aufgrund dynamischer Standortumwälzung finden sich am Boden nur selten Moose und Flechten. 28.2 Einstufungskriterien: Floristisch sind Auwälder nicht eindeutig abgrenzbar. Einzustufen sind alle Bestände mit naturnaher Baumarten-Zusammensetzung im Überflutungsbereich der Flüsse und Bäche. Eingedeichte, nicht mehr überflutete Wälder sind nur dann erfasst, wenn sie auwaldtypische Pflanzenarten enthalten und naturnahe Strukturen (unter anderem eine ausgeprägte Strauchschicht) aufweisen. Auwald-Bestände sind ab einer Mindestgröße von etwa 400 Quadratmeter einzustufen. Mit erfasst werden linienhafte Bestände ab einer Mindestlänge von 100 Metern mit höchstens 20 Metern Lücke, mindestens eine Baumreihe (mit lebensraumtypischer Bodenvegetation!).


28.3 Charakteristische Pflanzenarten:


a) Hartholzaue – Ahorn-Arten (Acer pseudoplatanus, Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Esche (Fraxinus excelsior), Wildapfel (Malus sylvestris), Wildbirne (Pyrus pyraster), Stiel-Eiche (Quercus robur), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Ulmen-Arten (Ulmus spec.), Gemeine Waldrebe (Clematis vitalba), Blutroter Hartriegel (Cornus sanguinea), Hasel (Corylus avellana), Weißdorn-Arten (Crataegus spec.), Moschuskraut (Adoxa moschatellina), Giersch (Aegopodium podagraria), Knoblauchsrauke (Alliaria petiolata), Schlangen-Lauch (Allium scorodoprasum), Buschwindröschen (Anemone nemorosa), Gelbes Windröschen (Anemone ranunculoides), Aronstab (Arum maculatum), Gemeiner Frauenfarn (Athyrium filix-femina), Wald-Zwenke (Brachypodium silvaticum), Seggen-Arten (Carex acutiformis, C. sylvatica), Großes Hexenkraut (Circaea lutetiana), Gemeine Waldrebe (Clematis vitalba), Hohler Lerchenspom (Corydalis cava), Mittlerer Lerchensporn (Corydalis intermedia), Behaarte Karde (Dipsacus pilosus), Pfaffenhütchen (Euonymus europaea), Riesen-Schwingel (Festuca gigantea), Echte Nelkenwurz (Geum urbanum), Kleb-Labkraut (Galium aparine), Gundermann (Glechoma hederacea), Hopfen (Humulus lupulus), Großes Springkraut (Impatiens noli-tangere), Sumpf-Schwertlilie (Iris pseudacorus), Gefleckte Taubnessel (Lamium maculatum), Frühlings-Platterbse (Lathyrus vernus), Gemeiner Gilbweiderich (Lysimachia vulgaris), Wald-Flattergras (Milium effusum), Ausdauerndes Bingelkraut (Mercurialis perennis), Dreinervige Nabelmiere (Moehringia trinervia), Zerstreutblütiges Vergissmeinnicht (Myosotis sparsiflora), Einbeere (Paris quadrifolia), Rohr-Glanzgras (Phalaris arundinacea), Gemeines Rispengras (Poa trivialis), Vielblütige Weißwurz (Polygonatum multiflorum), Echtes Lungenkraut (Pulmonaria officinalis), Goldschopf-Hahnenfuss (Ranunculus auricomus), Scharbockskraut (Ranunculus ficaria), Wald-Ziest (Stachys sylvatica), Gemeiner Wasserdarm (Stellaria aquatica), Echte Sternmiere (Stellaria holostea), Auwald-Sternmiere (Stellaria neglecta), Gemeiner Beinwell (Symphytum officinale), Knoten-Weinwell (Symphytum tuberosum), Brennessel (Urtica dioica), März-Veilchen (Viola odorata), Wald-Veilchen (Viola reichenbachiana).


b) Weichholzaue: Weiden-Arten (Salix alba, S. fragilis, S. viminalis, S. triandra, S. purpurea, S. × rubens), Schwarz-Pappel (Populus nigra; autochtone Vorkommen), Gemeiner Froschlöffel (Alisma plantago-aquatica), Echte Engelwurz (Angelica archangelica), Wald-Engelwurz (Angelica sylvestris), Dreiteiliger Zweizahn (Bidens tripartita), Zaun-Winde (Calystegia sepium), Seggen-Arten (Carex acuta, C. acutiformis, C. riparia), Sumpf-Dotterblume (Caltha palustris), Krause Distel (Carduus crispus), Vielsamiger Gänsefuß (Chenopodium polyspermum), Kohl-Kratzdistel (Cirsium oleraceum), Sumpf-Pippau (Crepis paludosa), Pappel-Seide (Cuscuta lupuliformis), Teich-Schachtelhalm (Equisetum fluviatile), Wasserdost (Eupatorium cannabinum), Echtes Mädesüß (Filipendula ulmaria), Kleb-Labkraut (Galium aparine), Hopfen (Humulus lupulus), Echtes Springkraut (Impatiens noli-tangere), Sumpf-Schwertlilie (Iris pseudacorus), Katzenschwanz (Leonurus marrubiastrum), Wolfstrapp (Lycopus europaeus), Pfennig-Gilbweiderich (Lysimachia nummularia), Gemeiner Gilbweiderich (Lysimachia vulgaris), Gemeiner Blutweiderich (Lythrum salicaria), Wasser-Minze (Mentha aquatica), Sumpf-Vergissmeinnicht (Myosotis scorpioides agg.), Knöterich-Arten (Persicaria amphibia, P. hydropiper, P. lapathifolia), Filzige Pestwurz (Petasites spurius), Sumpf-Haarstrang (Peucedanum palustre), Rohr-Glanzgras (Phalaris arundinacea), Schilf (Phragmites australis), Wasser-Sumpfkresse (Rorippa amphibia), Gemeine Sumpfkresse (Rorippa palustris), Hoher Ampfer (Rumex hydrolapathum), Knoten-Braunwurz (Scrophularia nodosa), Gemeines Helmkraut (Scutellaria galericulata), Breitblättriger Merk (Sium latifolium), Sumpf-Ziest (Stachys palustris), Gemeiner Wasserdarm (Stellaria aquatica), Hain-Sternmiere (Stelleria nemorum), Gemeiner Beinwell (Symphytum officinale), Gelbe Wiesenraute (Thalictrum flavum), Brennessel (Urtica dioica), Echter Baldrian (Valeriana officinalis).“ Die Biotoptypen-Richtlinie codiert Auwälder wie folgt:
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1§ 4 I Nr. 1 FischO LSA.


2 Vgl. § 37 II 2 BNatSchG.


3 Abdruck als Anhang zum Zustimmungsgesetz BGBl. II S. 1251 ff. und etwa https://unece.org/DAM/env/pp/documents/cep43g.pdf Lit.: Schlacke/Schrader/Bunge u.a., Aarhus-Handbuch: Informationen, Beteiligung und Rechtsschutz in Umweltangelegenheiten, 2. Aufl., 2019.


4 Gesetz zu dem Übereinkommen vom 25. Juni 1998 über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Übereinkommen) v. 9.12.2006 (BGBl. II S. 1251).


5 OVG LSA, Beschl. v. 3.1.2017 – 2 M 118/16 – Rechtsprechungsdatenbank Sachsen-Anhalt (Ls. Nr. 1; s.a. Rn. 16) unter Verweis auf EuGH, Urt. v. 8.11.2016 – C-243/15 – Juris Rn. 55 ff.


6 OVG LSA, Beschl. v. 3.1.2017 – 2 M 118/16 – Rechtsprechungsdatenbank Sachsen-Anhalt (Ls. Nr. 2).


7 HessVGH, Beschl. v. 17.3.2021 – 3 B 2000/20 – openJur 2021, 15402 (Ls. Nr. 2) unter Verweis auf BVerwG, (wie BVerwG, Urt. v. 19.12.2019 – 7 C 28/18 – Juris Rn. 25.


8 Lit.: Brockhoff, Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in bergrechtlichen Zulassungsverfahren (Umwelt- und Technikrecht, Band 113), 2012; Frenz, Wirksamer Habitat- und Artenschutz bei bergbaulichen Projekterkundungen, NuR 2018, 374 ff.; Müller-Pfannenstiel/Tränkle/Beisswenger/Müller, Empfehlungen zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bei Rohstoffabbauvorhaben, 2003.


9 BVerwG, Urt. v. 25.10.2018 – 4 C 9.17 – Juris (Ls. Nr. 1).


10 BVerwG, Urt. v. 25.10.2018 – 4 C 9.17 – Juris (Ls. Nr. 2).


11 Vgl. OVG LSA, Beschl. v. 8.8.2022 – 2 M 41/22 – Juris 73: sofern nicht die Auflagen rechtswidrig waren, was einen Ermessensfehler des Widerrufs begründen kann.


12 OVG LSA, Beschl. v. 8.3.2019 – 2 M 154/18 – NVwZ-RR 2020, 103/Juris Rn. 15.


13 § 45 IV 1. Alt. BNatSchG.


14 § 45 V 3 BNatSchG.


15 § 6 I NatSch ZustVO.


16 Von dort aus wird auch die Erfassung des landesweiten Rotmilanbestandes geleitet.


17 Vgl. die Liste § 6 II Nr. 1-10 NatSch ZustVO.


18 HessVGH, Urt. v. 29.3.1993 – 4 UE 470/90 – BauR 1994, 229, unter Hinweis auf OLG Düsseldorf, B. v. 1.3.1989 NVwZ-RR 1990, 689; Kolodziejcok/Recken, BNatSchG, § 30 Rn. 8.


19 HessVGH, Urt. v. 29.3.1993 – 4 UE 470/90 – BauR 1994, 229, unter Hinweis auf OLG Düsseldorf, B. v. 1.3.1989 NVwZ-RR 1990, 689; Kolodziejcok/Recken, BNatSchG, § 30 Rn. 8.


20 Vgl. etwa OVG LSA, Urt. v. 16.5.2013 – 2 L 80/11 – Juris. Lit.: Schreider, Abschaltzeiten für Windkraftanlagen zur Reduzierung von Vogelkollisionen, NuL 2017, 101 ff.


21 OVG MV, Beschl. v. 5.10.2021 – 1 M 245/21OVG – openJur 2021, 32690 (Ls Nr. 2).


22 OVG LSA, Urt. v. 20.4.2016 – 2 L 64/14 – Juris (Ls. Nr. 1 und 2). Nach Ansicht von VG Berlin, Urt. v. 9.2.2017 – 10 K 84.15 – Juris Rn. 33 handelt es sich um eine nicht isoliert anfechtbare Inhaltsbestimmung.


23 Vgl. BVerwG, Beschl. v. 7.1.2020 – 4 B 20.19 – Juris Rn. 5.


24 VG Halle (Saale), Urt. v. 23.11.2010 – 4 A 34/10 – Rechtsprechungsdatenbank Sachsen-Anhalt Rn. 45.


25 OVG LSA, Urt. v. 20.4.2016 – 2 L 64/14 – Juris (Ls. Nr. 3).


26 OVG LSA, Urt. v. 9.11.2016 – 2 L 112/14 – Rechtsprechungsdatenbank Sachsen-Anhalt Rn. 60; Urt. v. 20.4.2016 – 2 L 64/14 – NuR 2016, 497.


27 OVG LSA, Urt. v. 16.5.2013 – 2 L 80/11 – Juris Rn. 24.


28 BVerwG, Urt. v. 12.6.2019 – 9 A 2.18 – Juris (Ls. Nr. 2) – Westumfahrung Halle. S.a. Hacker/Jansen/Krämerkämper/Kremer/Tessmer , Der Abscheidewert für Stickstoffeinträge im Habitatschutz, NUR 201, 729-738.


29 BVerwG, Urt. v. 12.6.2019 – 9 A 2.18 – Juris (Ls. Nr. 3).


30 BVerwG, Urt. v. 12.6.2019 – 9 A 2.18 – Juris (Ls. Nr. 4).


31 Die Struktur der Abwägungsentscheidung ist im Einzelnen umstritten. Nach h.M. handelt es sich um eine rechtlich gebundene Entscheidung (OVG MV, B. v. 8.6.2010 – 2 L 82/09 – Juris Rn. 8; Büllesbach, NVwZ 1991, 25 m.w.Nachw.; Klose/Orf, Forstrecht, § 9 Rn. 162 ff.), während sie nach der (vorzugswürdigen) Gegenansicht eine gestaltende Abwägung ist (Schmidt-Aßmann, NuR 1986, 101). Sie ist jedenfalls eine umfassende Abwägung der widerstreitenden Belange. Vgl. BayVGH, B. v. 15.3.2011 –19 ZB 98.113 – Juris; VG Minden, Urt. v. 2.7.2012 –M 25 K 11.4586 – Juris.


32 VG Köln, Urt. v. 3.7.2012 – 14 K 7343/09 – Juris Rn. 28; VG Potsdam, Urt. v. 13.9.2001 ZUR 2002, 236.


33 Vgl. auch zum Grundsatz der waldfreundlichen Auslegung des Jagdrechts hinsichtlich der Festsetzung des Abschussplans BayVGH, Urt. v. 7.12.1993 RdL 1994, 128.


34 Vgl. OVG MV, B. v. 8.6.2010 – 2 L 82/09 – Juris Rn. 8, wonach der landesrechtliche Katalog öffentlicher Interessen nicht abschließend sei.


35 NdsOVG, Urt. v. 5.9.2007 AUR 2008, 407; B. v. 1.2.2006 – 9 MN 40/05 – Juris.


36 BayVGH, Urt. v. 18.9.2002 – 19 B 97.3564 – Juris.


37 BVerwG, Urt. v. 30.4.2004 – 4 CN 1.03 – DVBl. 2004, 1044; Beschl. v. 24.8.1993 – 4 NB 12.93 – Juris Rn. 3; Beschl. v. 9.11.1979 – 4 N 1.78, 4 N 2-4.79 – BVerwGE 59, 87; OVG LSA, Beschl. v. 25.8.2017 –2 L 76/17 – Juris; bzgl. Geringfügigkeitsschwelle bei Veränderung der Erschließungssituation OVG LSA, Beschl. v. 17.5.2017 – 2 K 7/16 – Juris Rn. 34; s. a. Hoppe, in: Hoppe u.a., ÖffBauR, § 5 Rn. 66 f.


38 OVG LSA, Beschl. v. 8.1.2015 – 2 R 94/14 – Juris (Ls. Nr. 3).


39 OVG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 7.7.2012 – 1 LA 30/12 – Juris Rn. 5 f.


40 BVerwG, Urt. v. 11.7.2019 – 9 A 14.18 – Juris Rn. 45 (A 39 Wolfsburg-Lüneburg); stdg. Rspr. BVerwG, Urt. v. 24.11.2011 – 9 A 23.10 – BVerwGE 141, 171 (Rn. 54 m.w.N.).


41 OVG LSA, Beschl. v. 5.11.2011 – 2 R 100/20 – Juris Rn. 33.


42 BVerwG, Urt. v. 22.3.1985 – 4 C 73.82 – BVerwGE 71, S. 163, 165; gegen die Einstufung der §§ 1 und 2 BNatSchG als Optimierungsgebot: Dreier, Die normative Steuerung der planerischen Abwägung, 1995, S. 179 ff., 211 ff. m.w.N.; Anzumerken ist, dass der Begriff des Optimierungsgebots keinen allgemein anerkannten Inhalt. Überdies ist er als Abwägungsvorgabe ein Begriff, der letztlich ohne klare Konturen und justiziable Aussage ist (Franz, Freiraumschutz und Innenentwicklung, 2000, S. 283 ff.).


43 BVerwG, Urt. v. 27.9.1990 – 4 C 44.87 – Juris (Ls. Nr. 4).


44 Vgl. OVG LSA, Beschl. v. 26.10.2020 – 4 L 55/09 – Juris Rn. 5.


45 Lit.: Bick/Wulfert, Artenschutzrechtliche Ausnahme für Vogelarten, NuR 2020, 250-252; Fischer-Hüftle, Zur Zulassung eines Projekts im Verfahren nach § 34 BNatSchG und/oder durch Befreiung von Schutzvorschriften, NuR 2010, 34 ff.; Kerkmann/Schröter, Ausnahmegründe, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Aufl., 2021, S. 372 ff.; Ramsauer, Die Ausnahmeregelungen des Art. 6 Abs. 4 der FFH-Richtlinie, NuR 2000, 601 ff.; Spieth/Appel, Genehmigungsprojekte unter dem Damoklesschwert der FFH-Abweichungsprüfung, NuR 2009, 669 ff.; Storost, FFH-Verträglichkeitsprüfung und Abweichungsentscheidung, DVBl 2009, 673 ff.; Wolf, Die Berücksichtigung der wirtschaftlichen und sozialen Belange bei der Umsetzung des FFH-Rechts, ZUR 2005, 449 ff.


46 BVerwG, Urt. v. 9.7.2009 – 4 C 12.07 – Juris (Ls. Nr. 2).


47 BVerwG, Urt. v. 9.7.2009 – 4 C 12.07 – Juris (Ls. Nr. 3).


48 BVerwG, Urt. v. 12.3.2008 – 9 A 3.06 – BVerwGE 130, 299/Juris (Ls. Nr. 8).


49 BVerwG, Urt. v. 12.3.2008 – 9 A 3.06 – BVerwGE 130, 299/Juris (Ls. Nr. 9).


50 Lit.: Appel, Die Befugnis zur einfach-gesetzlichen Ausgestaltung der allgemeinen Grundsätze des Naturschutzes i. S. d. Art. 72 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 GG - zugleich ein Beitrag über Inhalt und Reichweite des abweichungsfesten Kerns der Landschaftsplanung gemäß § 8 BNatSchG 2009, NuR 2010, 171 ff.; Beck, Die Abweichungsgesetzgebung der Länder aus staatsrechtlicher, rechtsvergleichender und dogmatischer Sicht, 2008; Becker, Das Recht der Länder zur Abweichungsgesetzgebung (Art. 72 Abs. 3 GG), und das neue WHG und BNatSchG, DVBl. 2010, 754 ff.; Bröker, Die Abweichungskompetenz der Länder gemäß Art. 72 Abs. 3 GG im konkreten Fall des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Eine Untersuchung am Beispiel der Naturschutzgesetze der Länder Brandenburg, Niedersachsen und Bayern, 2013; Franzius, Die Zukunft der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung - Eine Bewährungsprobe für die Abweichungsgesetzgebung nach Inkrafttreten des neuen Bundesnaturschutzgesetzes, ZUR 2010, 346 ff.; Hendrischke, Regelungsspielräume der Länder nach der Föderalismusreform 2006, in: Jahrbuch für Naturschutz und Landschaftspflege Bd. 58, 2011, S. 74 ff.; Klein/Schneider, Art. 72 GG n. F. im Kompetenzgefüge der Föderalismusreform - Ein Überblick zur Erfindung des „generellen Abweichungsrechts“, zur Ersetzung der Rahmenvorschriften sowie zur Eröffnung einer neuen Antragsart im Verfassungsprozess, DVBl 2006, 1549 ff.; Köck/Wolf, Grenzen der Abweichungsgesetzgebung im Naturschutz - Sind Eingriffsregelung und Landschaftsplanung allgemeine Grundsätze des Naturschutzes?, NVwZ 2008, 353 ff.; Krause, Abweichungskompetenzen der Bundesländer am Beispiel des Umweltrechts, JA 2011, 768 ff.; Petschulat, Naturschutz nach der Föderalismusreform: Voraussetzungen der Abweichungsgesetzgebung - Teil 1, NuR 2015, 241 ff.; Teil 2 NuR 2015, 316 ff.; Petschulat, Der Einfluss der Abweichungsbefugnis der Länder auf die Kompensationsverordnungen des Bundes und der Länder, ZUR 2016, 523 ff.; Petschulat/Weghake u.a., Abweichungsgesetzgebung im Naturschutzrecht (Beiträge zum Raumplanungsrecht, Band 249), 2016; v. Stackelberg, Die Abweichungsgesetzgebung der Länder im Naturschutzrecht, 2012.


51 https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/Koalitionsvertrag_2021-2025.pdf (besucht am 27.1.2022).


52 Vgl. https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/aktionsprogramm_natuerlicher_klimaschutz_entwurf_bf.pdf (besucht am 15.11.2022).


53 Lit.: Kautz, Zum Umgang mit nachträglich eingewanderten oder nachträglich entdeckten Arten bei der Planfeststellung und der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, UPR 2018, 474 ff.; Trautner/Mayer, Veralten faunistische Daten und Bewertungen nach fünf Jahren – und sind sie bis dahin aktuell genug?, NuR 2021, 315-320.


54 HessVGH, Beschl. v. 12.5.2021 – 3 B 370/21 – Juris Rn. 15 unter Verweis auf EuGH, Urt. v. 11.9.2012 – C-43/10 – Juris Rn. 105.


55 S. Lau, Einwandern besonders geschützter Arten in den Gefahrenbereich von Vorhaben nach Genehmigungserteilung, NuR 2018, 840 ff.; Lau, Einwandern besonders geschützter Arten in den Gefahrenbereich von Vorhaben nach Bau- und Inbetriebnahme, NuR 2018, 653 ff.; Lau, Einwandern besonders geschützter Arten in den Gefahrenbereich - Gemeinsame Fragen, NuR 2018, 729 ff.


56 Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz Niedersachsen 2015, 32.


57 VG Saarland, Urt. v. 21.7.2021 – 5 K 1944/18 – Juris (Ls. Nr. 3).


58 VG Saarland, a.a.O. ls. Nr. 4.


59 Lit.: Beirat für Naturschutz und Landschaftspflege beim Bundesministerium fü Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Zur Akzeptanz und Durchsetzbarkeit des Naturschutzes, in: Erdmann/Spandau (Hg.), Naturschutz in Deutschland, 1997, S. 263-296.


60 Verordnung vom 9.6.2009 (ABl. LVwA 2009, S. 176), geändert durch VO v. 10.4.2012 (ABl. LVwA LSA 2012, S. 50).


61 Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Aland-Elbe-Niederung“ unter Schutz gestellt durch Beschluss des Regierungsbeauftragten für den Regierungsbezirk Magdeburg vom 28.09.1990 (bestätigt ABl. Regierungsbezirk Magdeburg Nr. 5 vom 16.05.1994), geändert durch VO v. 17.09.1996 (ABl. Lkr. Stendal Nr. 34 1999) und VO v. (ABl. Lkr. Stendal 2017, 149)


62 OVG LSA, Beschl. v. 17.4.2019 – 2 L 115/16 – openJur 2020, 30801.


63 OVG LSA, Beschl. v. 17.4.2019 a.a.O. Ls. Nr. 2.


64 OVG LSA, Beschl. v. 17.4.2019 a.a.O. Ls. Nr. 3.


65 OVG LSA, Beschl. v. 17.4.2019 a.aO. Ls. Nr. 4.


66 OVG LSA, Beschl. v. 17.4.2019 a.a.O. Ls. Nr. 5.


67 VG Magdeburg, Urt. v. 25.10.2016 – 1 A 469/14 – Rechtsprechungsdatenbank Sachsen-Anhalt (Ls. Nr. 1).


68 VG Magdeburg, a.a.O. Ls. Nr. 2.


69 BVerwG, Urt. v. 9.7.2008 – 9 A 14.07 – Juris (Ls. Nr. 4).


70 OVG LSA, Urt. v. 14.2.2013 – 2 K 122/11 – Juris Rn. 97.


71 BVerwG, Beschl. v. 26.8.1987 – 4 N 1.86 – Juris Rn. 46; OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46.


72 OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46.


73 BVerwG, Urt. v. 16.3.2006 – 4 A 1075.04 – BVerwGE 125, 116 (146); OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46; Urt. v. 14.2.2013 – 2 K 122/11 – Juris Rn. 97.


74 OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46; Urt. v. 14.2.2013 – 2 K 122/11 – Juris Rn. 97.


75 Lit.: z.B. Lau, Anforderungen an eine rechtssichere Variantenprüfung am Beispiel des Fernstraßenrechts, UPR 2021, 10-19.


76 BVerwG, Beschl. v. 26.8.1987 – 4 N 1.86 – Juris Rn. 46; OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46.


77 OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46.


78 BVerwG, Urt. v. 22.11.2016 – 9 A 25.15 – Juris Rn. 39.


79 BVerwG, Urt. v. 22.11.2016 – 9 A 25.15 – Juris Rn. 39; Urt. v. 10.2.2016 – 9 A 1.15 – BVerwGE 154, 153; Urt. v. 3.3.2011 – 9 A 8.10 – BVerwGE 139, 150; Urt. v. 16.3.2006 – 4 A 1075.04 – BVerwGE 125, 116 (146); Beschl. v. 24.9.1997 – 4 VR 21/96 – NVwZ-RR 1998, 297/UPR 1998, 72; OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46; Urt. v. 14.2.2013 – 2 K 122/11 – Juris Rn. 97.


80 OVG LSA, Urt. v. 18.5.2016 – 2 K 116/14 – Juris Rn. 46; Urt. v. 14.2.2013 – 2 K 122/11 – Juris Rn. 97.


81 Vgl. etwa BVerwG, Urt. v. 22.11.2016 – 9 A 25.15 – Juris Rn. 42; Beschl. v. 24.9.1997 – 4 VR 21/96 – NVwZ-RR 1998, 297; Beschl. v. 16.8.1995 – 4 B 92.95 –NVwZ-RR 1996, 68.


82 BVerwG, Urt. v. 9.7.2008 – 9 A 14.07 – Juris Ls. Nr. 8.


83 BVerwG, Urt. v. 9.7.2008 – 9 A 14.07 – Juris Ls. Nr. 9


84 BVerwG, Urt. v. 22.11.2016 a.a.O. Rn. 42; unter Verweis auf Urt. v. 6.11.2013 – 9 A 9.12 – UPR 2014, 223 u.a.


85 BVerwG, Urt. v. 14.11.2002 – 4 C 15.02 – Juris (Ls. Nr. 4).


86 BVerwG, Urt. v. 15.10.2020 – 7 A 9.19 – openJur 2021, 35690 (Ls Nr. 2).


87 BVerwG, Urt. v. 22.11.2016 – 9 A 25.15 – Juris R. 39 ff.


88 BVerwG, Urt. v. 9.11.2017 – 3 A 4.15 – Juris (Ls. Nr. 3 und 4).


89 BVerwG, Urt. v. 9.6.2004 – 9 A 11.03 – Juris (Ls. Nr. 2).


90 BVerwG, Urt. v. 9.6.2004 – 9 A 11.03 – Juris (Ls. Nr. 3).


91 Lit.: Füßer/Lau, Die Alternativenprüfung nach Art. 6 Abs. 4 FFHRL: Rechtsdogmatik, Detailfragen und Perspektiven nach der Münster/Osnabrück Rechtsprechung, NuR 2012, 448 ff.; Kerkmann/Schröter, in: Kerkmann/Fellenberg, Naturschutzrecht in der Praxis, 3. Aufl., 2021, S. 379 ff.; Schiller, Unionsrechtliche Vorgaben für die Alternativenprüfung, UPR 2016, 457 ff.; Winter, Alternativenprüfung und Natura 2000, NuR 2010, 601 ff.


92 BVerwG, Urt. v. 17.5.2002 – 4 A 28.01 – Juris (Ls. Nr. 1).


93 BVerwG, Urt. v. 17.5.2002 – 4 A 28.01 – Juris (Ls. Nr. 2).
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95 BVerwG, a.a.O., (Ls. Nr. 3).


96 BVerwG a.a.O. (Ls. Nr. 4).


97 BVerwG, a.a.O., wie Urt. v. 15.1.2004 – 4 A 11.02 – BVerwGE 120, 1 (11).


98 BVerwG, Urt. v. 11.8.2016 – 7 A 1.15 – Juris (Ls. Nr. 3).


99 BVerwG, Urt. v. 14.6.2017 – 4 A 11/16 – UPR 2018, 61 (Ls. Nr. 1).
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